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GM provoziert Opel- 
Belegschaft 

Ein unglaublicher Skandal, das 
Opel-Zentrallager in Bochum 
soll auch vorzeitig geschlos¬ 
sen werden. 
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Gewalt aus der Dose 

Polizeistudie belegt die 
Gefahren durch den 
Einsatz von Pfeffer¬ 
spray. 
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Staatszerfall 

Ein Attentat in Tripolis 
wirft ein Schlaglicht 
auf die Situation im 
NATO-befreiten Liby¬ 
en. 
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NPD-Verbot jetzt! 

Gemeinsames Vorgehen der Demokraten ist das Gebot der Stunde 



A m 8. Mai 1945 wurde der deut¬ 
sche Faschismus endgültig zer¬ 
schlagen. Eine Koalition sehr 
vieler Nationen war nötig gewesen, 
den barbarischen Terror der deut¬ 
schen Nazis zu beenden. Dutzende 
von Millionen Menschen mussten im 
Kampf ihr Leben lassen, Millionen an¬ 
dere waren von den Faschisten inter¬ 
niert und umgebracht worden. Viele 
faschistische Verbrechen wurden erst 
nach dem 8. Mai bekannt - weltweit, 
vor allem aber in Deutschland. In 
den Jahren nach dem Krieg war eine 
eindeutige Mehrheit der Deutschen 
in Ost und West der Meinung, Krieg 
und Faschismus dürfe es nie wieder 
geben. Diese Mehrheit hat bis heute 
Bestand - in der Bevölkerung. 

In den demokratischen Parteien er¬ 
kannten zunächst viele, dass sie eine 
Mitschuld an der Durchsetzung des 
Faschismus hatten. In den Jahren vor 
1933 hatten sie es versäumt, im Kampf 
gegen die Faschisten das Trennende 
zurückzustellen. Auch wenn die jewei¬ 
ligen Begründungen verschieden wa¬ 
ren, galt das für die Parteien der Ar¬ 
beiterbewegung, für die Christen, die 
Liberalen und die Konservativen glei¬ 
chermaßen. Ausgenommen natürlich 
die bewussten Förderer und Bündnis¬ 
partner der Nationalsozialisten. 
Zusammenarbeit aller Demokra¬ 
ten war in den ersten Monaten nach 
dem Zweiten Weltkrieg in Deutsch¬ 
land kein Fremdwort, kommunistische 
Minister wurden auch von Christde¬ 
mokraten gewählt, liberale Bürger¬ 
meister auch von den Arbeiterpartei¬ 
en unterstützt. Bis in die Reihen der 
Liberalen gab es die Erkenntnis, dass 
der Faschismus auch eine Spielart des 
Kapitalismus war. Die SPD wollte so¬ 
fort den Sozialismus, die CDU im Ah- 
lener Programm etwas später. 

Die Zusammenarbeit brach schnell 
zusammen. Alte Nazis etablierten 
sich in der westdeutschen Regierung, 
der Kalte Krieg kam. Die Wiederbe¬ 
waffnung, das KPD-Verbot, die Not¬ 
standsgesetze, die Stationierung von 
Pershing II ließen das Trennende wie¬ 
der in den Vordergrund treten. Der 


antifaschistische Grundkonsens in der 
Mehrheit der Bevölkerung blieb. In 
seiner berühmten Rede zum 40. Jah¬ 
restag des 8. Mai erneuerte ihn der 
damalige Bundespräsident von Weiz¬ 
säcker, auch wenn viele seiner Partei¬ 
freunde sich darüber ärgerten. 

Mit dem Ende des sozialistischen 
Weltsystems sind hierzulande die An¬ 
griffe auf das Gebot „Nie wieder Fa¬ 
schismus, nie wieder Krieg“ verstärkt 
worden. Von deutschem Boden geht 
inzwischen wieder Krieg aus. Neofa¬ 
schistische Parteien sind stärker denn 
je, faschistische Horden ziehen mor¬ 
dend durchs Land, mal weniger, mal 
fest organisiert. Flankiert werden sie 
von einem erstarkenden Rechtspo¬ 
pulismus auch in den Medien, von 
rechtskonservativen Politikern und 
von den Geheimdiensten dieses Lan¬ 
des, die den Organisationen des fa¬ 
schistischen und rechten Spektrums 
durch ihre V-Leute oft erst das Leben 


einhauchen. Die typischen Widersprü¬ 
che des immer noch vorhandenen an¬ 
tifaschistischen Konsenses finden sich 
in der Person Otto Schilys. Der tritt 
beizeiten glaubwürdig als Antifaschist 
auf und hat es als Innenminister ab¬ 
gelehnt, den faschistischen Sumpf tro¬ 
ckenzulegen. Mit der schwarz-gelben 
Koalition ist von konsequenter Be¬ 
kämpfung der Rechten und Faschis¬ 
ten noch weniger die Rede. 

Nach dem Auffliegen des Nationalso¬ 
zialistischen Untergrunds wurde nun 
auch in den Bundestagsparteien er¬ 
neut das Verbot der NPD gefordert. 
Diese ist die stärkste Formation auf 
der Rechten. Ihr Verbot könnte der 
Auftakt einer wirksamen Kampagne 
sein. Dem hat sich die schwarz-gelbe 
Koalition nun im Bundestag versagt. 
Nach monatelangem Taktieren haben 
Christdemokraten und FDP, ein Sig¬ 
nal gegen eine gemeinsame Bekämp¬ 
fung von Neofaschisten und Rechten 


gesetzt. Auch SPD und Grüne sind in 
ihrem Gebaren nicht frei von Partei¬ 
taktik. 

Trotz aller Unterschiede - das gleicht 
in fataler Weise der Lage vor 1933: 
schnell erstarkende Faschisten und 
ihre gleichzeitige Verharmlosung, 
breite mediale Unterstützung, wach¬ 
sende Akzeptanz durch Populismus, 
Stigmatisierung eines klar umrissenen 
Teils der Bevölkerung. Das alles vor 
dem Hintergrund einer nicht enden 
wollenden Wirtschaftskrise. Damals 
waren viele Nazi-Gegner lange über¬ 
zeugt, dass „die“ nicht regierungsfähig 
seien. Als sie schon an der Macht wa¬ 
ren, gab man ihnen nur ein paar Mo¬ 
nate. Man vergaß, dass es nicht nur 
„die“ gab, sondern auch ihre Hinter¬ 
leute. Damals gab es die Entschuldi¬ 
gung der fehlenden Erfahrung des Fa¬ 
schismus an der Macht. Diese Ausrede 
gibt es heute nicht - für Niemanden. 

Adi Reiher 


Gericht verurteilte Kommunistin 

Geldstrafe für Ausübung des Rechts auf freie Meinungsäußerung 


Das Amtsgericht Lüneburg verurteil¬ 
te am Dienstag, 23. April 2013, die 
Kommunistin Christel Wegner zu ei¬ 
ner Geldstrafe in Höhe von 750 Euro. 
Der Vorwurf: Anstiftung zum „Castor 
schottern“. 

In einer Presseerklärung heißt es: 
Wegner hatte im Jahr 2010 einen Auf¬ 
ruf unterschrieben, der zum „Schot¬ 
terni“ der Bahnschiene, auf der der 
Castortransport durchgeführt wurde, 
aufrief Daraufhin wurde ihr im Jahr 
2011 die Einstellung des Verfahrens 
gegen eine Geldbuße angeboten, was 
die Kommunistin ablehnte. Daraufhin 
wurde die Immunität Wegners, die Mit¬ 
glied der DKP ist und die in der 16. 
Wahlperiode Mitglied des Niedersäch¬ 
sischen Landtags war, aufgehoben, da¬ 
mit sie nun vor Gericht gezerrt werden 
konnte. Damals stimmten neben CD U, 
FDP und SPD auch die Grünen für 
die Aufhebung - lediglich die Links¬ 
partei stimmte dagegen. 



Vor Gericht erklärte sie: 

„Ich habe mich für diese Form des zi¬ 
vilen Ungehorsams entschieden, weil 
endlich ein Zeichen gesetzt werden 
muss gegen die fahrlässige Weiterpro¬ 
duktion von Atommüll, gegen höchst 


gefährliche Castortransporte und ge¬ 
gen ein untaugliches Endlager in Gor- 
leben. Dieses Zeichen ist mit der Auf¬ 
merksamkeit und der vermehrten Dis¬ 
kussion in der Öffentlichkeit, die der 
Aufruf mit sich brachte, schon erreicht 
worden.“ 

Das Verfahren bezeichnete Wegner 
als Versuch der Einschüchterung, dem 
sich aber weder sie noch die DKP beu¬ 
gen werde. 

Der Sprecher der DKP Lüneburg, 
Cornelius Kaal, erklärte gegenüber 
der Presse: 

„Das Urteil verfolgt das Ziel, den Wi¬ 
derstand gegen die Atompolitik von 
Kapital und Kabinett zu kriminali¬ 
sieren. Dies wird uns und viele andere 
nicht daran hindern, den Widerstand 
gegen diese verhängnisvolle Politik 
fortzusetzen.“ 

★ 

Bereits am 9. April war der Bundes¬ 
tagsabgeordnete der Partei „Die Lin¬ 


ke“ Jan van Aken vom Amtsgericht 
Lüneburg verurteilt worden - in wei¬ 
teren Verfahren inzwischen auch die 
beiden Bundestagsabgeordneten der 
Partei „Die Linke“ Sevim Dagdelen 
und Inge Höger. Weitere Prozesse lie¬ 
gen an. 

Sevim Dagdelen, Bochumer Bundes¬ 
tagsabgeordnete der Fraktion „Die 
Linke“, erklärte dazu auf ihrer Web¬ 
seite: 

„Auch wenn ich heute verurteilt wur¬ 
de, die Geschichte wird uns Atom¬ 
kraftgegner freisprechen. Das Ge¬ 
wissen, die Menschlichkeit und die 
Liebe zu den nachkommenden Ge¬ 
nerationen gebietet uns gegen die 
für Mensch und Natur hochgefährli¬ 
che Technologie Widerstand zu leis¬ 
ten. Denn Atomkraftwerke sind das 
Verbrechen - nicht der Widerstand 
dagegen“. 


Thema der Woche 


8. Mai 1945: 
Befreiung vom 
Faschismus 

Am 30. April 1945 hissten sowjetische 
Soldaten - nach erbitterten Kämpfen 
um den von 5 000 SS-Leuten vertei¬ 
digten Reichstag - in den frühen Mor¬ 
genstunden auf dessen Dach die rote 
Fahne des Sieges über den Faschis¬ 
mus. Wenige Tage später kapitulier¬ 
ten die restlichen Einheiten der Wehr¬ 
macht in Berlin. 
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Dankesfeier Agenda 2010 

Berlin: SPD und Bundesregierung 
haben im Rahmen ihrer heutigen Ju¬ 
biläumsfeier für die Agenda 2010 ihre 
große Anerkennung für die soziale 
Demontage in Deutschland zum Aus¬ 
druck gebracht. 

Der Erfinder der Agenda, „ Gazprom- 
Schröder (( , zeigte sich allerdings er¬ 
schüttert, dass die Menschen trotz des 
Genusses von Hartz IV, der beliebten 
Flaschenpfandrente und drei Minilöh¬ 
nen bei drei existenziell notwendigen 
Jobs die klaren Vorteile der Agenda 
2010 immer noch nicht verstehen. 

Aus diesem Grund soll nun eine 
neue Agenda 2020 auf den Weg ge¬ 
bracht werden, damit die Menschen in 
Deutschland die Agenda 2010 endlich 
kapieren, so der Erfinder. „ Wer sich in 
Deutschland anstrengt, hat auch das 
Recht darauf, etwas zu verstehen 

NPD- Verbot 

FDP-Vorsitzender Rösler hat als Be¬ 
gründung für die Ablehnung eines 
NPD-Verbotsverfahrens angegeben, 
dass man Dummheit eben nicht ver¬ 
bieten kann. 

Da hat er nicht ganz unrecht, sonst 
müsste man die FDP gleich mit ver¬ 
bieten. 

Werner Lutz 


Das Jahr 1933 


Mit dem Projekt „www.dasjahri 933. 
de“ stellt die VVN-BdA Materiali¬ 
en, Texte und Dokumente bereit, die 
entlang einer Chronologie der Jahre 
1932/1933 Antworten auf Fragen zur 
Vorgeschichte und Etablierung der 
faschistischen Herrschaft in Deutsch¬ 
land geben. 
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Castkolumne von Manfred Dietenberger 


Kapitalismus stresst 
immer mehr 


Immer mehr Berufstätige leiden 
unter ihrer viel zu hohen Belas¬ 
tung am Arbeitsplatz. Arbeits¬ 
stress prägt den Werktag immer 
mehr. Ende 2012 prangerte Bun¬ 
desarbeitsministerin Ursula von 
der Leyen (CDU) noch lautstark 
an, dass viele Beschäftigte unter 
einem ungesunden Druck stünden 
und warnte vor dem zunehmenden 
Stress für Beschäftigte, hervorge¬ 
rufen durch die Verpflichtung zur 
ständigen Erreichbarkeit auf dem 
Handy. Einer von der IG Metall 
geforderten Antistressverordnung 
zeigt sie aber nun die kalte Schul¬ 
ter. Von der Leyens Problem ist ein¬ 
mal mehr, die Rede schon für die 
Tat zu halten. Durch ihren zuständi¬ 
gen Referatsleiter ließ sie mitteilen: 
„Im Moment sieht unser Haus dazu 
keine Notwendigkeit“. Der Zunah¬ 
me psychischer Belastungen müsse 
auf betrieblicher Ebene begegnet 
werden. Es sei nicht möglich, für 
fast 42 Millionen Erwerbstätige 
in den unterschiedlichsten Bran¬ 
chen und Berufen anwendbare und 
überprüfbare Stressvorschriften zu 
formulieren. So versucht sich die 
Ministerin aus der Verantwortung 
zu stehlen. 

Lärm, Hitze und Gefahrstoffe 
können gemessen und Gewichte 
gewogen werden und damit kön¬ 
nen die körperlichen Belastungen 
an den verschiedenen Arbeitsplät¬ 
zen bewertet werden. Die Ermitt¬ 
lung psychischer Belastungen ist 
nicht unkompliziert aber durch¬ 
aus nicht unmöglich. Mit einer Ge¬ 
fährdungsbeurteilung können die 
Stressfaktoren ermittelt und Ge¬ 
genmaßnahmen getroffen werden. 
Allerdings - und da liegt der Hase 
im Pfeffer - ist das nicht selten mit 
erheblichem, kostenintensiven, den 
Profit schmälernden Aufwand ver¬ 
bunden. Wen wundert es da, wenn 
sich die Unternehmer und ihre 
willfährigen Regierungen so sehr 
gegen eine Antistressverordnung 
wehren. 

Konsequente Betriebsräte tun das 
im Rahmen der schon bestehenden 
Gesetze Mögliche, um die skrupel¬ 
lose Vernutzung der Beschäftigten 
abzumildern. Das Arbeitsschutz¬ 
gesetz von 1996 verlangt, dass die 
Gesundheit der Beschäftigten in 
Betrieben und Dienststellen vor¬ 
ausschauend gesichert und die 
menschengerechte Gestaltung des 
Arbeitsplatzes, sowie das Wohlbe¬ 
finden bei der Arbeit gewährleis¬ 
tet wird. Das Betriebsverfassungs¬ 
gesetz (BetrVG) mit seinen viel 
zu vielen „soll“ und „kann“ Para¬ 
graphen, bietet zur betrieblichen 
Durchsetzung einer Gesundheits¬ 
gefährdungsbeurteilung aber gute 
Ansatzpunkte für die Betriebsräte. 
Denn das Bundesarbeitsgericht 
(BAG) hat mit seinem sogenann¬ 
ten IBM-Urteil unzweideutig aner¬ 
kannt, dass die Gefährdungsbeur¬ 
teilung nach § 5 Arbeitsschutzgesetz 
(ArbSchG) der gleichberechtigten 
und erzwingbaren Mitbestimmung 
des Betriebsrats nach § 87 Abs. 1 Nr. 
7 BetrVG unterliegt (BAG vom 8.6. 
2004-1 ABR 13/03). Aber „die be¬ 
stehenden Regelungen im Arbeits¬ 
schutzgesetz reichen bei weitem 
nicht aus“, so Hans-Jürgen Urban, 
geschäftsführendes Vorstandsmit¬ 
glied der IG Metall. Immer häufi¬ 
ger fühlten sich Beschäftigte „wie 
in einem Hamsterrad“, weil immer 
mehr E-Mails, endlose Sitzungen 
und Projekte das Arbeitstempo be¬ 
stimmen und den Arbeitenden kei¬ 
ne Luft zum Atmen lassen. Immer 
mehr können weder am Feierabend, 
Wochenende und nicht einmal im 
Urlaub entspannen. Inzwischen er¬ 
warten die Unternehmen von ihren 
Beschäftigten, dass laufende Auf¬ 
träge auch nach der Arbeitszeit wei¬ 
ter betreut oder zu Ende gebracht 
werden. 



Gerade stellte die IG Metall, auf 
dem von ihr veranstalteten Anti- 
Streß-Kongreß in Berlin, eine in 
ihrem Auftrag durchgeführte For- 
sa-Umfrage mit folgenden wütend 
machenden Ergebnissen vor: Schon 
mehr als jeder vierte befragte Be¬ 
schäftigte kommt im Job immer 
oder oft an die Grenzen seiner kör¬ 
perlichen und seelischen Belastbar¬ 
keit. 42 Prozent der Befragten ga¬ 
ben an, hin und wieder unter Stress 
zu leiden. Nur 30 Prozent kennen 
das Problem überhaupt nicht. Die 
Folgen sind auch längst bekannt: 
Schlaflosigkeit, Muskel-Skelett- 
Krankheiten, Herz-Kreislauf-Er¬ 
krankungen und psychische Störun¬ 
gen die mittlerweile ganz oben auf 
der Liste rangieren. Nach Angaben 
der AOK verursachen psychische 
Krankheiten bei den Versicherten 
mittlerweile 22,5 Arbeitsunfähig¬ 
keitstage pro Krankheitsfall. Zu¬ 
dem sind sie inzwischen auch die 
Hauptursache für Frühberentun- 
gen. Mehr als 40 Prozent der Be¬ 
schäftigten, die vorzeitig in Rente 
gehen, müssen diesen Schritt auf¬ 
grund psychischer Erkrankungen 
tun. 1996 waren es 20 Prozent. „Das 
sind alarmierende Ergebnisse“, so 
IG Metall Vorstandsmitglied Hans- 
Jürgen Urban. Doch Unternehmer 
Boss Hundt bemerkt dazu zynisch: 
„Nach allen Untersuchungen ha¬ 
ben psychische Störungen nicht zu¬ 
genommen, sie werden nur häufiger 
diagnostiziert“. 

Die überwiegende Mehrheit, näm¬ 
lich 88 Prozent der von Forsa Be¬ 
fragten Kollegen, wünschten sich 
von den Unternehmen mehr Schutz 
vor Leistungsdruck und Stress am 
Arbeitsplatz. 69 Prozent waren der 
Meinung, dass auch die Politik ein- 
greifen sollte. Das fordert auch die 
IG Metall. Sie will erreichen, dass 
der Gesetzgeber die Unterneh¬ 
mer endlich stärker in die Pflicht 
nimmt. Die IG Metall ist sich si¬ 
cher, dass eine auf der Basis des 
Arbeitsschutzgesetzes aufgebau¬ 
te Anti-Stress-Verordnung in den 
Unternehmen dafür sorgen würde, 
dass heikle Themen wie Zeitdruck, 
Arbeitsintensität, Arbeitszeit und 
Führungsverhalten überprüft und 
darauf Einfluss genommen werden 
könnte. 

Die Praxis belegt, dass sich eine 
Anti-Stress-Verordnung durchaus 
in der betrieblichen Praxis anwen¬ 
den lässt, wie es z.B. bei den Firmen 
Aistom, Panasonic, Sick und Otis 
gelungen ist. Stress ist ein am Ar¬ 
beitsplatz nicht länger hinnehmba- 
res Problem. „Jetzt ist aktives und 
vor allem präventives Handeln in 
den Betrieben gefragt“, so Hans- 
Jürgen Urban. Mit Blick auf die 
Bundestagswahl im Herbst dieses 
Jahres kündigte er auf dem Anti- 
Stress-Kongress daher an, verstärkt 
Druck für eine Anti-Stress-Verord- 
nung zu machen. Dafür hat er unse¬ 
re volle Sympathie und Unterstüt¬ 
zung. Denn die Werktage müssen 
endlich menschlicher werden - So¬ 
zial - is - mus! 


Jetzt wird's richtig ernst! 

Erste Tarifverhandlung für den hessischen Einzelhandel am 7. Mai 


D ie von den Unternehmern des 
Einzelhandels bewusst gewähl¬ 
te und herbeigesehnte „Dead¬ 
line“ also der Zeitpunkt des „Abster¬ 
bens“ der tarifvertraglich garantierten 
sozialen Sicherheit, ist gekommen. Am 
30. April 2013 endet auch überall in 
Hessen die Gültigkeit des Manteltarif¬ 
vertrages, den sich jede/r Beschäftigte 
durch einen einfachen, auch kurzent¬ 
schlossenen Schritt, den Beitritt zur 
Gewerkschaft ver.di, sichern konnte. 
Wer‘s bis dahin nicht kapierte oder 
sich von den billigen Beschwichtigun¬ 
gen der Geschäftsführung einlullen 
ließ, der ist natürlich zu bedauern, weil 
sie oder er überzeugenden Argumen¬ 
ten nicht zugänglich war oder lieber 
der „Wahrheit“ des scheinbar „Stärke¬ 
ren“ glaubte, als gemeinsam mit den ge¬ 
werkschaftlich Organisierten der Wirk¬ 
lichkeit ins Auge zu sehen. 

Wieder andere sind stolz auf ihre „Ei¬ 
genständigkeit“ im Denken. Sie unter¬ 
stellen ver.di, die mit der Kündigung 
des Manteltarifvertrages verbunde¬ 
nen Gefahren „aufzubauschen“, und 
lassen sich von ihr nicht „ködern“. Of¬ 
fenbar merken sie nicht, dass gerade 


higen“ Kompromiss möglich, wenn sei¬ 
tens der Unternehmer und ver.di nur 
„Vernünftige“ verhandelten. Denn die 
unternehmerische „Vernunft“ ist eine 
andere als die gewerkschaftliche: Auf 
der einen Seite geht es um eine deut¬ 
liche Verringerung der Personalkos¬ 
ten, eine weitere Flexibilisierung der 
Arbeitszeiten und tariflich vereinbarte 
Niedriglöhne im Einzelhandel, die ge¬ 
ringer ausfallen als die derzeit unterste 
Gehaltsstufe von 8,54 Euro pro Stunde. 
Demgegenüber will ver.di eine spür¬ 
bare Erhöhung der Gehälter und Löh¬ 
ne durchsetzen, weil die Branche dies 
bei einem monatlichen Gewinnbeitrag 
je Beschäftigte/n in der Branche von 
etwa 650 Euro locker verkraften kann; 
außerdem müssen die im Einzelhandel 
arbeitenden Menschen durch eine ta¬ 
rifliche Mindestarbeitszeit (20 Stunden 
wöchentlich und 4 Stunden täglich) vor 
hyperflexiblen Einsätzen, weiterem 
Stress und noch größerer Hektik ge¬ 
schützt bleiben; schließlich ist ein all¬ 
gemein, also auch in den nicht tarifge¬ 
bundenen Unternehmen verbindlicher 
Branchenmindestlohn notwendig, der 
keinesfalls niedriger, am besten deut- 


sischen Einzelhandel statt. Dort wol¬ 
len die Unternehmer angeblich „spe¬ 
zielle“ Forderungen zu den in Hessen 
geltenden Mantel- sowie Gehalts- und 
Lohntarifverträgen vorlegen. Deren 
„Spezialität“ wird wohl darin liegen, 
diese so zu verpacken, dass der bun¬ 
desweite „Braten“ nicht auf Anhieb zu 
„riechen“ sein wird. Weder ver.di noch 
die Beschäftigten werden sich dadurch 
bluffen lassen, sondern nach der ersten 
Tarifverhandlung das einzig Richtige 
tun: den Abwehrkampf sofort mit al¬ 
ler Konsequenz vorbereiten und füh¬ 
ren. Dabei wird der Erfolg sehr stark 
davon abhängen, ob es gelingt, die Be¬ 
legschaften möglichst vieler Unterneh¬ 
men von der Notwendigkeit des eige¬ 
nen Engagements und eigener betrieb¬ 
licher wie öffentlicher Aktivitäten zu 
überzeugen. Die vergangenen Wochen 
nach der Kündigung des Manteltarif¬ 
vertrages durch die Arbeitgeber am 
24. Januar 2013 haben gezeigt, dass 
die Widerstandsfähigkeit und auch die 
Kampfbereitschaft in den Belegschaf¬ 
ten sehr groß sind. Diese guten Eigen¬ 
schaften mit persönlichem Mut und 
organisierter Solidarität verknüpft, 



REWE 


Jetzt sind wir dran 


Jetzt sind wir dran! Erste öffentliche Aktion von Beschäftigten des hessischen Groß- und Außenhandels sowie des 
Einzelhandels in der diesjährigen Tarifrunde im April 2013 in Frankfurt 


sie es sind, die der heuchlerischen Be¬ 
sänftigung der Unternehmer in ihren 
zahlreichen Schreiben an die „lieben 
Mitarbeiter/innen“ stärker „auf den 
Leim gegangen“ sind als jene, die aus 
Unkenntnis oder Blauäugigkeit darauf 
vertrauen, dass „es wohl doch nicht so 
schlimm werden“ wird. Selbstverständ¬ 
lich ist jetzt eine Haltung durchaus 
nachvollziehbar, die meint: Wer nicht 
hören will, muss fühlen! Doch es wäre 
ein großer Fehler, die einen wie die an¬ 
deren außerhalb von ver.di gebliebe¬ 
nen Beschäftigten in der Abseitsfalle 
stehen und allein zu lassen. Solidarität 
ist dann eine wirklich scharfe Waffe, 
wenn sie immer wieder auch versucht, 
die zunächst Unsolidarischen in die 
Auseinandersetzungen um den Man¬ 
teltarifvertrag für den hessischen Ein¬ 
zelhandel aktiv einzubeziehen. Denn 
nur dadurch können die Beschwich¬ 
tigungen der Unternehmer bei allen 
Beschäftigten - möglicherweise auch 
erst auf längere Sicht, aber dafür dau¬ 
erhaft - wirkungslos gemacht werden. 
Der 1. Mai ist in diesem Jahr also 
nicht nur international der besonde¬ 
re Kampftag jener Beschäftigten und 
Erwerbslosen, die sich nicht mehr al¬ 
les gefallen lassen, nicht um den Lohn 
für ihre Arbeit betrogen und zu Opfern 
des Verdrängungswettbewerbs in allen 
Branchen gemacht werden wollen. Ab 
diesem Tag wird‘s auch für die Be¬ 
schäftigten des hessischen Einzelhan¬ 
dels richtig ernst; denn es beginnt eine 
von ihrer Dauer kaum vorhersehbare 
Zeit der Verteidigung des Manteltarif¬ 
vertrages ohne Abstriche, ohne Auf¬ 
weichen durch so genannte „Öffnun¬ 
gen“ für betrieblich zu vereinbarende 
schlechtere Regelungen, kurz: für den 
Schutz der tariflichen sozialen Sicher¬ 
heit ohne Wenn und Aber. Dabei darf 
niemand hoffen, es sei eine Lösung des 
Konflikts mit einem angeblich „tragfä¬ 


lich höher als 8,54 Euro ausfällt. 

Wie kann bei solchen gravierenden Ge¬ 
gensätzen ein „Kompromiss“ aussehen, 
der nicht auf Kosten der Beschäftigten 
zustande kommt? Richtig, jedes Zuge¬ 
ständnis an die Unternehmer wäre mit 
empfindlichem Einkommensverlust, 
stärkerer körperlicher und psychischer 
Belastung sowie mit einer noch grö¬ 
ßeren Gefahr von Armut trotz Arbeit 
verbunden. Deshalb stellt sich ver.di 
bei der Verteidigung des Manteltarif¬ 
vertrages auf einen harten, schwierigen 
und vielleicht lang andauernden Ab¬ 
wehrkampf ein. In den Tarifverhand¬ 
lungen für den rheinland-pfälzischen 
Einzelhandel haben die Vertreter der 
Unternehmen klar unterstrichen, dass 
sie einerseits keinen Millimeter von 
ihren Zielen abrücken: beispielswei¬ 
se Abgruppierung der Kassiererin¬ 
nen, Billiglöhne für die Warenverräu- 
mung, Wegfall der „Durchlässigkeit“ 
von „ungelernten“ zu „gelernten“ Tä¬ 
tigkeiten, Beseitigung der Zuschläge 
für Spätöffnungs- und Nachtarbeit. 
Andererseits demonstrierten die Un¬ 
ternehmer, wie straff sie sich bundes¬ 
weit organisiert und wie unverrückbar 
fest sie sich abgesprochen haben. Das 
heißt, sie wollen keine „Alleingänge“ 
ihrer Verbände in den einzelnen Ta¬ 
rifgebieten zulassen, sondern steuern 
deren Spielräume und Verhandlungs¬ 
positionen direkt und kompromisslos 
durch die Zentrale des Handelsver¬ 
bandes Deutschland (HDE). 

Jetzt muss in den betrieblichen Dis¬ 
kussionen mit allen noch abseits ste¬ 
henden Beschäftigten tatsächlich rich¬ 
tig ernst gemacht werden, damit die 
Heuchelei der Unternehmer entlarvt 
und ihre wahren Ziele bei der „Mo¬ 
dernisierung“ der bestehenden Tarif¬ 
verträge durchschaut werden können. 
Am 7. Mai 2013 findet in Frankfurt die 
erste Verhandlungsrunde für den hes¬ 


lassen die Verhältnisse in den Betrie¬ 
ben schnell und gezielt zum „Tanzen“ 
oder zum Stillstand bringen. Beides 
wird seine Wirkung auf die Unterneh¬ 
mer nicht verfehlen. Horst Gobrecht 

Amazon-Beschäftigte 

streikbereit 

97,6 Prozent der ver.di-Mitglieder an 
den beiden Amazon-Standorten in 
Bad Hersfeld, haben sich für einen 
Streik ausgesprochen. „Es gibt eine 
große Erwartungshaltung in der Be¬ 
legschaft, dass es jetzt endlich losgehen 
muss“, sagte die für Amazon in Bad 
Hersfeld zuständige ver.di-Sekretärin, 
Mechthild Middeke zur Möglichkeit 
von Arbeitskämpfen, 
ver.di möchte mit Amazon Tarifver¬ 
handlungen aufnehmen. Das hat die 
Geschäftsführung in zwei bereits ge¬ 
führten Tarifgesprächen grundsätz¬ 
lich abgelehnt. Ziel von ver.di ist es, 
einen Anerkennungstarifvertrag für 
die Branche des Einzel- und Versand¬ 
handels abzuschließen. In Bad Hers¬ 
feld verdient ein Kommissionierer zu 
Beginn der Tätigkeit 9,83 Euro pro 
Stunde. Nach 24 Monaten steigt die 
Entlohnung auf 11,48 Euro pro Stun¬ 
de. Nach Tarifvertrag müssten bereits 
bei Aufnahme der Tätigkeit 12,18 Euro 
pro Stunde gezahlt werden. Außerdem 
zahlt Amazon kein Urlaubs- und Weih¬ 
nachtsgeld, die Zuschläge für Nacht-, 
Sonn- und Feiertagsarbeit sowie für 
Überstunden sind deutlich niedriger 
als nach den Regelungen des Tarifver¬ 
trags für den Einzel- und Versandhan¬ 
del. Die Amazon-Beschäftigten haben 
Anspruch auf 28 Tage Jahresurlaub, 
nach Tarifvertrag wären es 36 Tage bei 
einer Sechs-Tage-Woche. Anfang April 
hatten sich auch Amazon-Beschäftigte 
am Standort Leipzig bei einer Urab¬ 
stimmung für Streiks ausgesprochen. 
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GM provoziert Opel-Belegschaft 

Zentrallager in Bochum soll auch vorzeitig geschlossen werden 


E in unglaublicher Skandal erschüt¬ 
tert seit letzter Woche Donners¬ 
tag (25. 4. 2013) erneut die Opel- 
Belegschaft in Bochum. Unglaubliche 
Wut und Fassungslosigkeit steht in den 
Gesichtern der Kolleginnen und Kol¬ 
legen des Opel-Werks III in Bochum- 
Langendreer geschrieben. Das Zen¬ 
trallager mit 420 Mitarbeitern soll nun 
auch Ende 2014 „platt gemacht wer¬ 
den“ 

Vor der Abstimmung über den soge¬ 
nannten „Sanierungsvertrag“ hieß es 
sogar noch, dass dieser Logistikbereich 
auf über 600 Mitarbeiter aufgestockt 
werden sollte. Die Gewerkschaft IG 
Metall, hat gegen diese Vorgehens¬ 
weise scharf protestiert. Auf der In- 
ternetseite des Betriebsrats „Wir Ge¬ 
meinsam“ heißt es: „Bei allen Verhand¬ 
lungen, die von der IG Metall geführt 
wurden, war niemals die Schließung 
des Ersatzteilwerkes ein Thema. Hier 
ging es nur darum, ob zusätzliche 150 
Arbeitsplätze geschaffen werden“. 
Ein Opel-Sprecher wird mit den Wor¬ 
ten zitiert, „dass es weder betriebs¬ 
wirtschaftlich noch logistisch sinnvoll 
sei, das Warenverteilerzentrum/Er¬ 
satzteillager in Bochum zu belassen.“ 
Dazu heißt es auf der gleichen Seite 
des Opel Betriebsrats: „Die Schlie¬ 
ßung des Werkes III wurde einseitig 
von dem Opel-Pressesprecher verkün¬ 
det. Rechtsanwälte prüfen derzeit, ob 
der Opel-Pressesprecher gegen die im 
B etriebsverfassungsgesetz festgelegte 
Friedenspfhcht verstoßen hat“. Die Ar¬ 
gumentation des GM-Konzerns, dass 
die jetzt ebenfalls anstehende Schlie¬ 
ßung des Logistik Standortes eine Fol¬ 
ge der Ablehnung des Sanierungspla¬ 
nes sei, bezeichnete Betriebsrat Einen¬ 


Der Lohn ist für die große Mehrheit 
der Beschäftigten die wichtigste Ein¬ 
kommensquelle. Die Lohnhöhe ent¬ 
scheidet wesentlich über den Lebens¬ 
standard und damit darüber, ob ein 
Leben in Würde möglich ist. Heute 
werden jedoch in Wirtschaft und Po¬ 
litik die Löhne zunehmend nur noch 
als bloße Kostenfaktoren und als Vari¬ 
able im internationalen Standortwett¬ 
bewerb betrachtet. Aber Hungerlöh¬ 
ne von weniger als 10 Euro sichern auf 
keinen Fall das „soziokulturelle“ Exis¬ 
tenzminimum der Verkäufer der Ware 
Arbeitskraft. 

Doch es gibt derzeit nur in zwölf 
Branchen einen Mindestlohn: Bau¬ 
hauptgewerbe, bei Aus- und Weiter¬ 
bildungsdienstleistungen, Maler- und 
Lackierergewerbe, Elektrohandwerk, 
Dachdecker, Abfallwirtschaft, Berg¬ 
bauspezialarbeiten, Gebäudereiniger, 
die Pflegebranche, Sicherheitsdienst¬ 
leistungen, Wäschereidienstleistun¬ 
gen und Zeitarbeit. Die Löhne he¬ 
gen dort zwischen 7,50 Euro und 13,70 
Euro. In Ostdeutschland hegen auch 
da die Stundenlöhne in diesen Bran¬ 
chen noch immer einiges unter denen 
im Westen. Nur die Dachdecker haben 
es bisher als erste geschafft, dass in ih¬ 
rem Beruf ein bundesweit einheitlicher 
Mindestlohn von 11,20 Euro die Stun¬ 
de gezahlt wird. Traurige betriebliche 
Wirklichkeit ist auch, dass es in einer 
ganzen Reihe von Branchen, von Ge¬ 
werkschaften ausgehandelte unterste 
Tarifvergütungen gibt, die man nicht 
anders denn als Niedriglöhne bzw. als 
Armutslöhne bezeichnen kann. Doch 
selbst das Statische Bundesamt ging 
schon 2010 von einer Niedriglohngren¬ 
ze von 10,36 Euro brutto pro Stunde 
aus und meldete, dass jeder fünfte Be¬ 
schäftigte einen Verdienst unterhalb 
dieser Grenze (in den neuen Bundes¬ 
ländern 37 %) am Ende des Monats 
mit nach Hause brachte. 

Der Niedriglohnanteil ist mit 84 % 
bei geringfügig Beschäftigten („Mini- 
Jobs“) besonders hoch. Schaut man auf 
das Geschlecht, so hegt der Beschäf¬ 
tigungsanteil der Frauen im Niedrig¬ 
lohnbereich bei 27 %, bei Männern 


kel als „dreiste Lüge“ (der Westen.de 
am 28.4.2013). 

Über die Stadtgrenzen hinaus, löste in¬ 
des die Ankündigung der Opel-Bosse 
das Werk III nun auch schließen zu 
wollen, blankes Entsetzen aus. In einer 
Stellungnahme empörte sich der Bo- 
chumer Bundestagsabgeordnete Axel 
Schäfer (SPD): „Das ist unglaublich. 
Das ist unverantwortlich. Das ist ein¬ 
fach Plattmachen.“ Die Bundestags¬ 
abgeordnete Sevim Dagdelen von der 
Partei „Die Linke“ fordert, ähnlich wie 


entwickeln. Statt dessen wurde der 
Wahlkampf eingeläutet. Die vertrete¬ 
nen Parteien im NRW-Landtag (SPD; 
Grüne, CDU, FDP und Piraten) war¬ 
fen sich gegenseitig vor, nichts gegen 
die drohende Schließung des Bochu- 
mer Opel-Werkes getan zu haben. - 
Wie wahr! 

Aber es geht längst nicht mehr um 
über 4 000 Arbeitsplätze an diesem 
Opel-Standort. Über 40 000 Arbeits¬ 
plätze im Ruhrgebiet sind in höchster 
Gefahr. Ein Blick in die Nachbarstädte 


ferer TRW 250 Mitarbeiter um ihren 
Arbeitsplatz. Die dramatischen Ereig¬ 
nisse um das Bochumer Opel-Werk 
könnten aber auch das Aus für alle 
Arbeitsplätze in diesem Unterneh¬ 
men in Gelsenkirchen bedeuten. Die 
Schalker Eisenhütte in Gelsenkirchen 
soll umgebaut werden - hier droht die 
Zerschlagung des Traditionsstandortes. 
Am 20. April 2013 meldet die WAZ, 
dass das Erdölverarbeitungsunterneh¬ 
men SABIC Betriebsschließungen und 
den Abbau von 1 050 Stellen in Euro¬ 
pa plant. Auch das Gelsenkirchener 
Werk sei betroffen. In Wuppertal will 
die Schaeffler AG jeden zweiten Mit¬ 
arbeiter entlassen - 1 500 von 3 000 
Arbeitsplätzen. 

Diese Entwicklung im Ruhrgebiet 
und in unserem Land, muss mit allen 
Mitteln gestoppt werden. Der Mensch 
geht vor Profit. Massenentlassungen 
müssen gesetzlich verboten werden. Es 
ist dringend an der Zeit, die wöchentli¬ 
che Arbeitszeit bei vollem Lohn- und 
Personalausgleich auf mindestens 30 
Stunden abzusenken. 

Der GM-Konzern muss seine Pläne 
zum Aus des Opel-Werkes in Bochum 
zurücknehmen. Die Belegschaften 
dürfen sich nicht länger gegeneinander 
ausspielen lassen. Die Solidarität an 
allen Standorten in Deutschland und 
Europa ist dringend geboten. Eine ge¬ 
meinsame Strategie und Taktik gegen 
diese menschenverachtende Politik 
und gegen das Vorgehen dieser „profit¬ 
geilen“ Konzerne ist dringend geboten 
unter Berücksichtigung der gemeinsa¬ 
men Erfahrungen, der Kampfkraft und 
Stärke der Opel-Belegschaften. Nur 
wer nicht kämpft, hat schon verloren. 

D.H.B. 



bei VW, mehr Einfluss durch entspre¬ 
chende Unternehmensbeteiligung der 
„öffentlichen Hand“ und das gesetzli¬ 
che Verbot von Massenentlassungen. 
Innerhalb von einer Woche befasste 
sich der NRW-Landtag in einer eilends 
herbeigerufenen Sondersitzung zum 
zweiten Mal mit der dramatischen Si¬ 
tuation in dem Bochumer Werk. Aber 
auch in dieser Sondersitzung war es 
nicht möglich, eine einheitliche Stra¬ 
tegie gegen den Opel-Konzern zu 


verheißt ebenfalls nichts Gutes. Thys¬ 
sen-Krupp Electrical Steel in Gelsen¬ 
kirchen mit 700 Beschäftigten wird 
verkauft. Nicht nur der „CDA‘ Gelsen¬ 
kirchen sorgt sich um die Thyssen Ar¬ 
beiter und ihre Arbeitsplätze. Die Tat¬ 
sache, dass das zur gleichen Konzern¬ 
gruppe gehörende Bochumer Werk an 
der Castroper Strasse in die TK Steel 
Europe „zurückgeführt“ wird, kann 
auch nur Sorgen bereiten. In Gelsen¬ 
kirchen bangen beim Automobilzulie¬ 


Her mit dem Mindestlohn 


Zunehmende Niedriglohnbereiche und wachsende Armut 


16 %. Von Hungerlöhnen sind beson¬ 
ders betroffen Beschäftigte unter 25 
Jahren (51 %), bei den 35 bis 55 Jäh¬ 
rigen lag der Anteil bei 16 %, in der 
Altersgruppe 55 bis 65 Jahre bei 20 %. 
Wie ist das möglich? Während bei den 
tarifgebundenen Unternehmen der 
Anteil der zu Billigstlöhnen arbeiten¬ 
den Beschäftigten bei 12 % lag, erhiel¬ 
ten 31 % der nicht bei tarifgebunde- 
nen Arbeitgebern schuftenden Malo¬ 
cher einen Niedriglohn. Daran erkennt 
man, dass da wo der gewerkschaftliche 
Organisationsgrad minimal ist, es auch 
die Löhne sind. Waren in den 80er Jah¬ 
ren noch mehr als ein Drittel der Be¬ 
schäftigten Gewerkschaftsmitglieder, 
so sind es heute weniger als 20 %, in 
vielen Dienstleistungsbereichen sogar 
unter 10 %. 

Mit dem Zusammenbruch der DDR 
zerbrach auch mehr und mehr der ta¬ 
rifliche Schutzwall der westdeutschen 
Beschäftigten. Bis dahin waren rund 
75 % der in der westdeutschen Me¬ 
tall- und Elektroindustrie beschäftig¬ 
ten Arbeiterinnen in einem Unter¬ 
nehmen beschäftigt, das Mitglied im 
Arbeitgeberverband war. Schon 2003 
waren dies nur noch 59 % im Wes¬ 
ten und 21 % im Osten. Das ermun¬ 
tert Kapital und Regierung, wie das 
auch jüngste Beispiele zeigen: Am 
31. April warnte der neue Chef der 
Wirtschaftsweisen Christoph Schmidt, 
Präsident des Rheinischen Instituts für 
Wirtschaftsforschung (RWI), medien¬ 
wirksam vor der Einführung eines flä¬ 
chendeckenden gesetzlichen Mindest¬ 
lohns. In seinem Gastkommentar für 
„Bild am Sonntag“ ist zu lesen: „Das 
ist ein Spiel mit dem Feuer. Jeder Ar¬ 
beitsplatz muss sich wirtschaftlich tra¬ 
gen, sonst fällt er weg. Daher muss der 
Mindestlohn niedrig angesetzt werden: 
8,50 Euro ist entschieden zu hoch.“ 
Großzügig räumte diese Galionsfigur 
des Kapitals dann doch noch ein, dass 
in Deutschland manche Beschäftigten 
nicht von ihrer Arbeit leben könnten. 
Dafür verantwortlich machte er „vor 
allem die erhöhte Bedürftigkeit von 
Haushalten mit Alleinerziehenden, 
einem arbeitslose Partner oder vielen 


Kindern“. Und außerdem forderte die¬ 
ser Schlaumeier die Tarifpartner dazu 
auf, vor Lohnänderungen künftig den 
Rat von Wissenschaftlern einzuholen. 
„Über Anpassungen sowie Unter¬ 
schiede nach Branchen und Regionen 
sollte eine mit Wissenschaftlern ver¬ 
stärkte Kommission der Tarifpartner 
entscheiden. Dann besteht die Chance, 
dass die Arbeitslosigkeit auch künftig 
gering bleibt“. 

Wir, die Bewohner der Welt der Arbeit, 
wissen: Niedriglöhne, welche die Be¬ 
troffenen von einer normalen gesell¬ 
schaftlichen Teilhabe ausschließen, 
stehen im krassen Gegensatz zu dem 
in vielen europäischen und internatio¬ 


nalen Vereinbarungen festgeschriebe¬ 
nen Recht auf einen „angemessenen“ 
oder „gerechten“ Lohn. So beinhaltet 
die 1989 von der EU verabschiedete 
„Gemeinschaftscharta der sozialen 
Grundrechte der Arbeitnehmer“ (Ti¬ 
tel 1, Abs. 5.), auch „EU-Sozialcharta“ 
genannt, den Grundsatz, dass „für jede 
Beschäftigung ein gerechtes Entgelt zu 
zahlen“ (ist) und „Entsprechend den 
Gegebenheiten eines jeden Landes“ 
soll deshalb „den Arbeitnehmern ein 
gerechtes Arbeitsentgelt garantiert“ 
werden. Unter einem „gerechten Ar¬ 
beitsentgelt“ versteht die EU-Sozial- 
charta dabei einen Lohn, der ausreicht, 


um den Beschäftigten „einen angemes¬ 
senen Lebensstandard zu erlauben. 
Schon die „Europäische Sozialchar¬ 
ta“ des Europarates von 1961 enthält 
ausdrücklich auch ein „Recht auf ein 
gerechtes Arbeitsentgelt (...) welches 
ausreicht (...) einen angemessenen Le¬ 
bensstandard zu sichern“ (Artikel 4). 
Ähnliche Bestimmungen einer gerech¬ 
ten Entlohnung finden sich außerdem 
in den nationalen Verfassungen zahl¬ 
reicher europäischer Länder wie z.B. 
in Belgien, Italien, Spanien, Portugal, 
Tschechien und sogar auch in den Lan¬ 
desverfassungen mehrerer deutscher 
Bundesländer (z.B. in Hessen oder 
N ordrhein-Westfalen). 


Um die Forderung nach einem ange¬ 
messenen Arbeitsentgelt Alltagswirk- 
lichkeit werden zu lassen brauchen wir 
unter anderem endlich einen gesetzli¬ 
chen Mindestlohn, auch wenn es dem 
Herrn Schmidt bis in seine Krämersee¬ 
le hinein weh tut. Wir dürfen uns nicht 
Angst machen lassen. Ein Blick über 
die Grenze kann uns Mut machen. In 
20 von 27 europäischen Ländern ist 
ein Mindestlohn schon längst Alltag. 
Selbst in der Schweiz fordert derzeit 
die Volksinitiative „für den Schutz fai¬ 
rer Löhne“ des Schweizerischen Ge¬ 
werkschaftsbunds (SGB): „Alle Män¬ 
ner und Frauen, die in der Schweiz 



Schicke Autos, 
satte Profite 

Buch zum 75-jährigen Jubiläum: 
Volksburg - Wolfswagen 

Die Stadt Wolfsburg und Volkswagen 
werden im Mai 75 Jahre alt. Absatz¬ 
rekorde, schicke Autos, satte Profite, 
zufriedene Arbeiter. Wer denkt da an 
einen NS-Musterbetrieb, an „Kraft 
durch Freude“, an Zwangsarbeit und 
KZ-Sklaven? 

Das neue Buch mit dem Titel: „75 Jah¬ 
re „Stadt des KdF-Wagen“/Wolfsburg“ 
und dem auf die enge Verbindung von 
Werk und Stadt anspielenden Unterti¬ 
tel „Volksburg/Wolfswagen“ stellt sich 
dieser Aufgabe. 

Herausgeber Stephan Krull, ehema¬ 
liger VW-Betriebsrat, und die Auto¬ 
rinnen und Autoren beleuchten die 
Geschichte von Stadt und Werk, spü¬ 
ren der „klassenlosen Volks- und Be¬ 
triebsgemeinschaft“ ebenso nach wie 
Kontinuität und Brüchen in der Ent¬ 
wicklung. 

Die anhaltende Verehrung von Por¬ 
sche ist dem von Hitler selbst in die 
Welt gesetzten Mythos des „genia¬ 
len Konstrukteurs“ geschuldet. Und 
das 1945 „herrenlose“ Unternehmen 
gehört 70 Jahre später dem Porsche- 
Piech-Clan - genialen Konstrukteuren 
von Geld und Macht. 

Volkswagen will bis 2018 größter Auto¬ 
konzern der Welt werden; wahrschein¬ 
lich wird dieses Ziel bereits früher er¬ 
reicht. Wie dieser Konzern und die 
von ihm abhängige Stadt und Region 
mit ihrer Geschichte umgehen, ist da¬ 
her nicht nur ein Thema für Lokalge¬ 
schichte. 

Alfred Hartung, Wolfsburg 

Das Buch ist unter der ISBN-Nummer 
978-3-944545-01-1 zum Preis von 
14,95 Euro im Buchhandel erhältlich. 


arbeiten, haben das Recht auf einen 
anständigen Lohn. Die Löhne aller Ar¬ 
beitnehmenden sollen mit Mindestlöh¬ 
nen gegen Lohndruck geschützt sein“. 
Für einen Mindestlohn von 8,50 Euro 
pro Stunde, wie vom DGB gefordert, 
würde im Hochpreisland Schweiz 
kaum jemand mit einem Staubsauger 
durch die Büros ziehen. Deshalb for¬ 
dert die Initiative einen Mindestlohn 
von 20 Franken (rund 18 Euro) oder 
bei einem Vollzeitjob pro Monat 4 000 
Franken (rund 3 300 Euro). Mit die¬ 
sem Betrag ist kein Luxusleben in der 
Schweiz möglich, es reicht gerade für 
die dringendsten Bedürfnisse. Wer in 
der Schweiz arbeitet, soll für die glei¬ 
che Arbeit auch den gleichen Lohn 
erhalten - „Billigarbeiter“ seien nicht 
mehr möglich. Mindestlöhne gelten für 
Frauen und Männer gleichermaßen. 
„Die Mindestlohn-Initiative sorgt da¬ 
für, dass das Geld zu denen kommt, die 
es brauchen, und nicht zu den Abzo¬ 
ckern und Spekulanten“, so der SGB. 
Das letzte Wort darüber wird in der 
Schweiz - anders als in Deutschland - 
das Volk haben. Die aktuelle Zustim¬ 
mung beträgt laut Umfragen 85 %. Ob 
es gelingt, den Skandal der Hungerlöh¬ 
ne auch in der reichen Bundesrepublik 
endlich zu beenden, hegt an uns allen. 
Vielleicht sollten wir es den Schwei¬ 
zern gleichtun und eine unabhängige 
„Volksinitiative Mindestlohn“ starten. 
Wir wär‘s mit dem Start am 1. Mai? Ich 
wäre dabei. Manfred Dietenberger 


Arbeitslosigkeit „... schmiedet den 
Arbeiter fester an das Kapital als den 
Prometheus die Keile des Hephästos 
an den Felsen. Es bedingt eine der 
Akkumulation von Kapital entspre¬ 
chende Akkumulation von Elend. 
Die Akkumulation von Reichtum auf 
dem einen Pol ist also zugleich Ak¬ 
kumulation von Elend, Arbeitsqual, 
Sklaverei, Unwissenheit, Brutalisie¬ 
rung und moralischer Degradation 
auf dem Gegenpol, (...).“ 

(Karl Marx, Das Kapital, 
MEW Band 23, S. 675) 
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Brokdorf - Protest lebt 

Gut 1 000 Atomkraftgegner haben 
sich am Sonntag, 22. 4. vor dem AKW 
Brokdorf auf einer bunten Protest- und 
Kulturmeile für die sofortige Abschal¬ 
tung des Meilers an der Unterelbe aus¬ 
gesprochen. Bei strahlendem Sonnen¬ 
schein demonstrierten sie anlässlich 
des Jahrestags der Reaktorkatastrophe 
von Tschernobyl und warnten unter 
dem Motto „fünf vor zwölf“ vor einer 
möglichen Wiederholung eines GAU. 
Vor dem Brokdorfer Meiler verbreite¬ 
ten Kleinkünstler, Straßenmusikanten, 
Rapper und Chöre sowie atomkritische 
Infostände und Mitmach-Angebote so¬ 
wohl Protest- als auch Volksfest-Stim¬ 
mung. 

„Kaum ein Atomkraftwerk ist auf so 
unheilvolle Weise mit der Katastrophe 
von Tschernobyl verknüpft wie das 
in Brokdorf: Während das eine 1986 
explodierte, ging das andere wenige 
Monate später allem Widerstand zum 
Trotz ans Netz“, sagte Marianne Kolter 
von der Anti-Atom-Initiative im Kreis 
Pinneberg. „Das AKW Brokdorf ist be¬ 
sonders störanfällig, besonders gefähr¬ 
lich und völlig überflüssig. Wir wissen, 
dass es kein sicheres Lager für den 
hochgiftigen strahlenden Abfall gibt. 
Dennoch wird Tag für Tag in Brokdorf 
und anderswo das unlösbare Atom¬ 
müll-Problem für uns, unsere Kinder 
und Kindeskinder vergrößert. Es kann 
nicht sein, dass Energiewendeminister 
Habeck (GRÜNE) über eine mögli¬ 
cherweise noch umfangreichere Zwi¬ 
schenlagerung von Atommüll im be¬ 
nachbarten AKW Brunsbüttel spricht 
und hier in Brokdorf jeden Tag 1,1 Kilo 
neuer Atommüll produziert wird“. 

Panikmache statt Schlappe 

„Bundesinnenminister Hans-Peter 
Friedrich übt sich mal wieder in blin¬ 
der Panikmache. So soll wohl von der 
Schlappe der Bundesregierung mit 
der Antiterrordatei vor dem Bundes¬ 
verfassungsgericht abgelenkt werden“, 
erklärt die innenpolitische Sprecherin 
der Fraktion „Die Linke“, Ulla Jelpke, 
zur Warnung des Bundesinnenminis¬ 
ters vor terroristischen Einzeltätern. 
Sie fährt fort: 

„Hundertprozentigen Schutz vor ter¬ 
roristischen Einzeltätern kann es nicht 
geben. Das beweist der Anschlag von 
Boston, obwohl in den USA der Über¬ 
wachungsstaat weiter fortgeschritten 
ist als in der Bundesrepublik. Anstatt 
weiteren Einschränkungen von Bürger¬ 
rechten durch mehr Videoüberwachung 
das Wort zu reden, wäre der Bundes¬ 
innenminister gut beraten, schleunigst 
die vom Verfassungsgericht angemahn¬ 
te Reform der Antiterrordatei in An¬ 
griff zu nehmen. Und weiterhin gilt: Ein 
Rückzug der Bundeswehr aus Afgha¬ 
nistan und anderen Kriegsschauplätzen 
würde auch zu mehr Sicherheit in der 
Bundesrepublik beitragen.“ 

BGH hebt Freispruch gegen 
Ex-NPD-Kandidaten auf 

Der Bundesgerichtshof hat einen Frei¬ 
spruch gegen einen bekannten Neona¬ 
zi aus Baden-Württemberg aufgehoben. 
Florian S. war vom Landgericht Freiburg 
vom Vorwurf des versuchten Totschlags 
freigesprochen worden. Der ehemalige 
NPD-Kandidat soll auf einem Parkplatz 
in eine Gruppe Antifas gerast sein, ein 
Mensch wurde schwer verletzt. 

Das Landgericht Freiburg muss die 
„politisch motivierten Auseinanderset¬ 
zung“ auf einem Parkplatz in Südbaden 
neu verhandeln, stellte der BGH nun 
fest. Am 1. Oktober 2011 fand in Bah- 
lingen/Kaiserstuhl eine „Solidaritäts¬ 
veranstaltung“ neonazistischer Grup¬ 
pen statt. Der bekannte Neonazi-Kader 
Florian S. bezog mit seinem Pkw auf 
einem als Treffpunkt für auswärtige 
Teilnehmer angekündigten Parkplatz 
Position. Dort tauchten auch mehrere 
Antifas auf, um die Mobilisierung zu 
dem Nazi-Treffen zu stören. Die Anti¬ 
fas sollen auf den Neonazi zugestürmt 
sein, woraufhin dieser mit Vollgas auf 
die etwa 15 Meter entfernte Gruppe 
zufuhr und einen damals 21-Jährigen 
schwer verletzte. Die Anklage lautet 
auf versuchten Totschlag in drei Fällen 
in Verbindung mit einem gefährlichen 
Eingriff in den Straßenverkehr und 
gefährlicher Körperverletzung. (Blick 
nach rechts) 


Fehler, Pannen und Defizite 

... beim Vertuschen durch die Sicherheitsbehörden 


ie Keupstraße in Köln-Mülheim 
gibt sich so türkisch wie jede be¬ 
liebige Straße in einer türkischen 
Läden, Restaurants, ein Friseur. 
Überwachungskamera zeich¬ 
net am 9. Juni 2004 Bilder auf. Gegen 
14.30 Uhr schiebt ein etwa 25 bis 30 
Jahre alter Mann mit Baseballkap¬ 
pe zwei Mountainbikes durch die 
Schanzenstraße, die auf die Keupstra¬ 
ße stößt. Kurz darauf kommt er ohne 
Räder zurück. Um 15.10 Uhr taucht 
er wieder auf - gefolgt von einem 
weiteren gleichaltrigen Mann, der 
ein Damenfahrrad schiebt. Auf dem 
Gepäckträger ist ein Hartschalenkof¬ 
fer befestigt. Abgestellt wird das Da¬ 
menrad vor einem Friseursalon in der 
Keupstraße. 

Um 15.56 Uhr explodiert hier die 
Bombe, eine Gasflasche mit 5,5 Kilo 
Schwarzpulver und 800 zehn Zentime¬ 
ter langen Nägeln. 22 Menschen wer¬ 
den verletzt, vier davon schwer. 

Etwa zwei Stunden später berichtet 
dpa. Schon der zweite Satz behaup¬ 
tet: Es gebe „derzeit keine Anzeichen 
für einen terroristischen Hintergrund“. 
Aber noch um 17.09 Uhr hatte das Lan¬ 
deskriminalamt an das Düsseldorfer 
Innenministerium gemeldet: Der An¬ 
schlag sei als „terroristische Gewaltkri¬ 
minalität“ einzustufen. Um 17.25 Uhr 
erreicht das Lagezentrum NRW-Innen- 
minister Fritz Behrens. Nur 11 Minuten 
später, um 17.36 Uhr, weist das Innen¬ 
ministerium das Landeskriminalamt 
an, aus dem Schriftverkehr den Begriff 
„terroristischer Anschlag“ zu streichen. 
(WDR 25.11.12). 

Am Folgetag verkündet der damalige 
Bundesinnenminister Otto Schily: „Die 
Erkenntnisse, die unsere Sicherheitsbe¬ 
hörden bisher gewonnen haben, deuten 
nicht auf einen terroristischen Hinter¬ 
grund, sondern auf ein kriminelles Mi¬ 
lieu.“ (WDR 29.11.12) 

Die Bewohner der Keupstraße machen 
die Polizei mehrfach darauf aufmerk¬ 
sam, dass der Anschlag möglicherweise 
in einem Zusammenhang zu den Seri¬ 
enmorden an türkischen Geschäftsleu¬ 
ten in Deutschland stehe oder die Täter 


D 

Stadt. 

Eine 


ein fremdenfeindliches Motiv gehabt 
haben könnten. 

Vier Tage nach der Explosion der Na¬ 
gelbombe bekommt Arif Sagdic Be¬ 
such von der Kriminalpolizei. „Das war 
doch klar, das war ein Terror-Anschlag 
von Neonazis, habe ich gesagt“, so Sag¬ 
dic. „Die Polizisten haben mir geant¬ 
wortet: Schweig darüber, kein Wort 
zu niemandem. Die haben mir richtig 
Angst gemacht. Ich habe dann auch 


chen nach dem Anschlag gab es Hin¬ 
weise auf einen ausländerfeindlichen 
Hintergrund. Auch sie fallen erst jetzt 
auf. Profiler des Landeskriminalamtes 
hatten analysiert, dass die Täter wahr¬ 
scheinlich Deutsche sind, „mit einer 
Abneigung gegen Ausländer“. 

Der Verfassungsschutz übermittelte 
vier Wochen nach der Tat den Sicher¬ 
heitsbehörden in NRW ein Papier, in 
dem von der rechtsextremistischen 



niemals wieder mit jemandem über 
Neo-Nazis und einen Terroranschlag 
geredet.“ (WDR 25.11.12) 

Das nordrhein-westfälische Landes¬ 
kriminalamt lässt türkische und kur¬ 
dische Anwohner der Keupstraße 
systematisch ausforschen. Das LKA 
setzt „auf Bitten der Kölner Polizei“ 
zwischen Juni 2005 und Februar 2007 
zwei verdeckte Ermittler und fünf 
Vertrauenspersonen ein und lässt 
über eine Scheinfirma Räume in der 
Keupstraße anmieten, um ein Ver¬ 
trauensverhältnis zu den Anwohnern 
aufzubauen. (Kölnische Rundschau 
23.11.12 ) Die Polizei hört in der Keup¬ 
straße Telefone ab, sucht unter den 
Opfern Verdächtige. Ohne Ergebnis 
selbstverständlich. 

Am 25. November 2012 berichtet 
WESTPOL (WDR-Fernsehen) über 
vertrauliche Protokolle aus dem Lage¬ 
zentrum des Innenministeriums vom 
Tag des Anschlags. Jetzt erst hält der 
WDR es für erstaunlich, dass bereits 
anderthalb Stunden nach der Explo¬ 
sion ein terroristischer Anschlag aus¬ 
geschlossen worden ist. Wenige Wo- 


Motivation der Attentäter die Rede 
ist. Der Geheimdienst erkennt Paral¬ 
lelen zu einer Londoner Serie von ras¬ 
sistischen und schwulenfeindlichen Na¬ 
gelbombenanschlägen aus dem Jahre 
1999. Ein Faschist hatte drei Menschen 
getötet und mehr als 140 verletzt. Das 
Papier bleibt geheim. 

„Der Sprengstoffanschlag in der Keup¬ 
straße war das Delikt in der Verbre- 


Solche Sätze haben die 
Qualität von Anweisungen 


chensserie der NSU, wo es die meis¬ 
ten Chancen gegeben hätte, das Trio 
zu ermitteln und dann vielleicht auch 
ausfindig zu machen, weil es eben das 
Dossier gab“, berichtet Clemens Bin- 
ninger (CDU), Mitglied des NSU-Un- 
tersuchungsausschusses, im WDR. „Es 
gab ein Video der Täter und es gab eine 
Sprengstoffdatei beim Bundeskrimi¬ 
nalamt, die abgefragt wurde von den 
Ermittlern, aber eben nur hinsichtlich 
der Zusammensetzung des Sprengstof¬ 
fes und der Sprengvorrichtung. Hätte 


man dort die Begriffe eingegeben in 
dieser Datei: männlich, rechtsradikal, 
Koffer - alles Merkmale, die in Köln ja 
offensichtlich Vorlagen - wäre als Tref¬ 
fer herausgekommen: Mundlos und 
Böhnhardt“. 

Erst am Donnerstag vergangener Wo¬ 
che (25. April 2013) kann der NSU- 
Untersuchungsausschuss einen der 
beiden Polizisten befragen, die sich in 
unmittelbarer zeitlicher und örtlicher 
Nähe des Anschlags in der Keupstra¬ 
ße aufgehalten hatten. „Hundeführer“, 
unterwegs als „motorisierte Funkstrei¬ 
fe“, waren es nach Auskunft des NRW- 
Innenministeriums am 8. März 2013. 
Es sind ein Kommissar und ein Haupt¬ 
kommissar. In Zivil. Offenkundig keine 
Beamten, die Streifendienst machen. 
Sie waren noch vor den Einsatzkräften 
am Tatort. Videoaufzeichnungen bele¬ 
gen, dass sich die beiden Polizisten zur 
gleichen Zeit in derselben Straße auf¬ 
gehalten hatten wie die Täter. (WDR 
8. 4.13) Dennoch sind die Beamten erst 
im März 2013 vernommen worden. - 
Vernommen? 

Noch im November bestritt Innenmi¬ 
nister Ralf Jäger (SPD) unverdrossen 
eine politische Einflussnahme durch 
den damaligen Innenminister Fritz 
Behrens (SPD) im Zusammenhang 
mit den Ermittlungen zum Nagelbom¬ 
benanschlag in der Keupstraße. Davon 
könne „nicht ausgegangen werden“, 
sagt Jäger. Er räumt aber „Fehler, Pan¬ 
nen und Defizite der Sicherbehörden“ 
ein. Na klar, beim Vertuschen. 

Just zum Zeitpunkt des Anschlags in 
der Keupstraße am 9. Juni 2004 hatten 
sich die G8-Regierungschefs zu einem 
Weltwirtschaftsgipfel in Sea Island im 
US-Staat Georgia versammelt, darun¬ 
ter Gerhard Schröder, George W. Bush 
und Silvio Berlusconi. Routiniert wie 
immer logen sie und legten ihre Lügen 
in 21 Dokumenten dar. Darunter: Im 
Kreis der G8 herrsche große Überein¬ 
stimmung, dass die Bedrohungen durch 
den internationalen Terrorismus in all 
seinen Formen andauere und man wei¬ 
terhin gemeinsam dagegen vorgehen 
müsse. Klaus Stein 


Vorgetäuschter Klimaschutz 

E.ON will sich behaupten 





Dr. Johannes Teyssen,„Verbündeter“ der Umweltbewegung und Vorstandsvorsit¬ 
zender von E.ON. 


Die Umweltbewegung hat einen neuen 
„Verbündeten“: Johannes Teyssen, Vor¬ 
standsvorsitzender des Energiekon¬ 
zerns E.ON setzt sich für einen funk¬ 
tionierenden Emissionshandel ein. In 
einem Interview gegenüber der Süd¬ 
deutschen Zeitung spricht er sich für die 
„Reparatur“ des europäischen Emissi¬ 
onshandels aus. Kohlendioxid brauche 
einen Preis und wenn der Handel mit 
Emissionsrechten irreparabel sei, müs¬ 
se eine C0 2 -Steuer eingeführt werden. 
Investitionen in sauberes Wirtschaften 
würden sich unter den gegebenen Be¬ 
dingungen nicht mehr rentieren und 
Geld fließe wieder in eine Wirtschaft, 
die eigentlich bald Geschichte sein soll¬ 
te, so Teyssen. 

Doch hinter Teyssens Argumentati¬ 
on steht nicht der Gedanke des Kli¬ 
maschutzes sondern das geschäftliche 
Interesse. Atomausstieg und Energie¬ 
wende haben das Deutschlandgeschäft 
von E.ON in Bedrängnis gebracht. Den 
Marktanteil in Deutschland werde der 
Konzern nicht halten können, sagt 
Teyssen gegenüber der Süddeutschen 
Zeitung. Deshalb müsse der Konzern 
mehr im Ausland investieren. 

Der Atomausstieg trifft den Konzern 
besonders hart. Im letzten Jahr erzeug¬ 
te E.ON in Deutschland 93,1 Mrd, Ki¬ 
lowattstunden (kWh) Strom, davon 
noch die Hälfte aus der Atomkraft. 
Hinzu kommt, dass die Gaskraftwerke 
des Konzerns nicht rentabel arbeiten 
können. Das wachsende Angebot von 
Energie aus Kohlekraftwerken und Er¬ 
neuerbaren Energien hat zu niedrigen 
Preisen an der Strombörse geführt, der 
den wirtschaftlichen Betrieb von Gas¬ 
kraftwerken unmöglich macht. 
Tatsächlich hat die Stromgewinnung 
durch Kohlekraftwerke zugenommen. 


So sei im ersten Quartal 2013 vergli¬ 
chen mit dem Vorjahreszeitraum die 
Stromgewinnung aus Braunkohle um 
zwei Terrawattstunden (TWh) gestie¬ 
gen, aus Steinkohle sogar um fast sie¬ 
ben TWh, schreibt Eicke Weber, Lei¬ 
ter des Fraunhofer Instituts für Solare 
Energiesysteme (ISE) in der Süddeut¬ 
schen Zeitung. Dadurch sei nicht nur 
der Stromexport stark angestiegen (bis 
Ende März 2013 waren es 16 TWh, wäh¬ 
rend es im gesamten Jahr 2012 „nur“ 22 
TWh waren), sondern auch der Strom¬ 
preis auf vier Cent pro Kilowattstunde, 
den tiefsten Stand seit acht Jahren, ge¬ 
sunken. Beim Betrieb mancher Kraft¬ 
werke, lege E.ON deshalb Geld drauf, 
sagte Teyssen. 

Die Zunahme der Energie aus Sonne 
und Wind habe dagegen nur die Menge 
kompensiert, die durch den Atomaus¬ 


stieg entfallen ist, so Eicke Weber wei¬ 
ter. Im Vergleich zum Jahr 2011 seien 
2012 in der Bundesrepublik acht TWh 
weniger Atomstrom produziert wor¬ 
den - und neun TWh mehr aus Erneu¬ 
erbaren Energien. 

Auch E.ON hat seinen Anteil daran, 
dass in Deutschland mehr Kohle ver¬ 
strömt wird, stellen die Nichtregie¬ 
rungsorganisationen urgewald und 
FIAN Deutschland in der kürzlich 
erschienen Studie „Bitter Coal“ fest. 
E.ON habe demnach 39 Steinkoh¬ 
le-Kraftwerke, davon 18 in Deutsch¬ 
land. Obwohl zwei alte Blöcke stillge¬ 
legt wurden, produzierte der Konzern 
in der BRD 2012 mehr Energie aus 
Steinkohle als 2011. Und der Konzern 
kämpft noch darum, dass Kohlekraft¬ 
werk Datteln 4 mit einer Kapazität von 
1100 MW bauen zu können. Insgesamt 


soll 2013 die Gesamtkapazität aller 
Steinkohlekraftwerke in Deutschland 
um 4300 MW wachsen. 

Im Auslandsgeschäft hat der Konzern 
nur wenige Berührungsängste mit der 
Verstromung von Kohle. So wurde die 
Stromproduktion von Steinkohle von 
33,8 TWh auf 42,9 TWh gesteigert, so 
die Studie weiter. Auch die Expansi¬ 
onspläne des Konzerns konzentrieren 
sich auf die Kohle. So tauschte E.ON 
im Dezember 2012 Anteile mit der ös¬ 
terreichischen Verbund AG: Bayeri¬ 
sche Wasserkraftwerke wurden abge¬ 
geben und dafür 50 Prozent am türki¬ 
schen Energie-Joint Venture Enerjisa 
erworben, der in Tufanbeyli ein Braun¬ 
kohlekraftwerk bauen will. In Russland 
will E.ON ab 2014 ein neues Steinkoh¬ 
lekraftwerk im Gebiet Krasnojarsk 
betreiben. Ende März 2013 hat E.ON 
seine Beteiligung am brasilianischen 
Energiekonzern MPX auf 36,1 Prozent 
erhöht. MPX baut und plant vor allem 
neue Kohlekraftwerke. Gemeinsam mit 
E.ON wollte MPX ein Kohlekraftwerk 
in der Atacama-Wüste bauen. Über das 
Projekt entscheidet derzeit noch ein 
chilenisches Gericht. Hinzu kommt ein 
geplantes Kohlekraftwerk mit 5,4 Giga¬ 
watt Leistung in Brasilien. 

Das Geschäft mit den Erneuerbaren 
Energien wachse in den nächsten Jah¬ 
ren rasant, sagt Teyssen im Interview. 
Hingegen falle das Geschäft mit kon¬ 
ventionellen großen Erzeugungsanla¬ 
gen sehr schnell auf weniger als 20 Pro¬ 
zent. Allerdings sprechen die geplanten 
Investitionen eine andere Sprache: In 
diesem Jahr hat E.ON Gesamtinvesti¬ 
tionen in der Höhe von 6,1 Mrd. Euro 
geplant. Doch nur 1,3 Mrd. Euro ent¬ 
fallen auf die Erneuerbaren Energien. 

Bernd Müller 
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Gewalt aus der Dose 


Polizeistudie belegt die Gefahren durch den Einsatz von Pfefferspray 


„Der Einsatz von Pfefferspray durch 
die Polizei nimmt überhand“, erklärte 
erst kürzlich die Bundestagsabgeord¬ 
nete der Linksfraktion Karin Binder. 
Allein bei der Bundespolizei habe die 
Verwendung von Pfefferspray in weni¬ 
gen Jahren um das Fünffache zugenom¬ 
men. „Die Wahrnehmung des grund¬ 
gesetzlich verbrieften Versammlungs¬ 
rechts wird zum Gesundheitsrisiko“, so 
Binder, die ein neues Gutachten zu den 
Gefahren von Pfefferspray erstellt hat, 
das auf ihrer Internetseite zu lesen ist. 
Gegenüber UZ sprach sich Binder für 
das Verbot des gefährlichen Pfeffer¬ 
sprays bei Versammlungen aus. 
Demgegenüber behaupten die Bundes¬ 
regierung und auch verschiedene Lan¬ 
desregierungen seit Jahren, dass die 
Anwendung von Pfefferspray durch 
die Polizei bei fachgerechter Anwen¬ 
dung ohne gesundheitliche Risiken für 
Betroffene sei. Dem widerspricht nun 
selbst eine Ausarbeitung der Deutschen 
Hochschule der Polizei aus Münster. In 
der Broschüre „Handhabungshinweise 
für Reizstoff-Sprühgeräte mit Pfeffer¬ 
spray“ des Polizeitechnischen Institu¬ 
tes (PTI) wird deutlich auf die unter 
Umständen sogar lebensgefährlichen 
Gefahren des Reizstoffeinsatzes hin¬ 
gewiesen. 

Vor allem kann es zu Augenverletzun¬ 
gen kommen. Bei dem Kontakt mit 
dem Reizstoff wird die Sensibilität 
der Augenoberfläche so herabgesetzt, 
dass Fremdkörper im Auge nicht mehr 


wahrgenommen werden können. Ein 
verminderter Lidschlag führt in der 
Folge zu Austrocknungen. Bis zu 45 
Minuten kann die Wirkung von Pfef¬ 
ferspray andauern, bei Trägern von 
Kontaktlinsen auch über einen länge¬ 
ren Zeitraum hinweg. Wird man etwa 
bei Demonstrationen von dem Strahl 
eines Pfefferspray-Sprühgerätes ge¬ 
troffen, drohen bleibende Schäden 
an der Binde- und Hornhaut. „Der 
rasch einsetzende Lidkrampf kann 
dazu führen, dass Kontaktlinsenträ¬ 
ger die bereits (...) kontaminierten 
Kontaktlinsen nicht rechtzeitig bzw. 
ohne fremde Hilfe entfernen können. 

Die Matrix der kontaminierten Kon¬ 
taktlinse kann den Reizstoff speichern 
und verzögert wieder abgeben. Die 
dadurch bedingte längere Einwirkung 
(...) auf das Auge kann somit zu einer 
schweren und schlimmstenfalls irre¬ 
versiblen Schädigung des Auges füh¬ 
ren“, heißt es in den „Handhabungs¬ 
hinweisen“ der Polizei. 

Das Einatmen von Pfefferspray kann 
zu massiver Luftnot führen. Für Asth¬ 
matiker ist es sogar lebensgefährlich. 

Den Betroffenen droht Blutdruckab¬ 
fall oder -anstieg sowie ein Abfall oder 
Anstieg der Herzfrequenz und damit g 
einhergehende Bewusstlosigkeit. Opfer 
von Pfeffersprayattacken leiden außer- ^ 
dem oftmals unter Angst- und B eklem- ^ 

mungsgefühlen, Orientierungslosigkeit ^ 
und panische Reaktionen, wie aus der S 
Broschüre der Polizei hervorgeht. 


In dem Heft geben die Behörden auch 
erstmalig zu, dass die Gefahr für Be¬ 
troffene, die unter „Drogeneinfluss 
stehen und/oder sich zuvor heftig kör¬ 
perlich angestrengt haben“ besonders 
groß ist. 

Vor allem bei Menschen, die auf die 
Einnahme von Psychopharmaka an¬ 
gewiesen sind oder chemische Dro¬ 
gen konsumiert haben, kann Pfeffer¬ 
spray tödlich wirken. Während selbst 
in den „Handhabungshinweisen“ der 
Polizei darauf hingewiesen wird, dass 
der Einsatz von Pfefferspray „bei er¬ 
kennbar Schwangeren und gegenüber 
Kindern“ - „grundsätzlich“ - unzuläs¬ 
sig sei, kam es etwa bei den Protesten 
gegen das Bahnhofsgroßprojekt „Stutt- 
gart21“ infolge von Pfeffersprayeinsät- 
zen zu hunderten Verletzten, darunter 
eine große Anzahl an Kindern und Ju¬ 
gendlichen. 

Die Polizei warnt in ihrem Schulungs¬ 
material, dass „die größte gesundheit¬ 
liche Beeinträchtigung“ in den ersten 
zehn Minuten bestehe und die Betreu¬ 
ung einer betroffenen Person“ „länge¬ 
re Zeit in Anspruch nehmen“ könne. 
Bei starker Atemnot, Blauverfärbung 
der Lippen oder Haut, Atemstillstand, 
Bewusstseinstrübung oder Bewusstlo¬ 
sigkeit, starken Erregungszuständen 
(Drogenintoxikation, insbesondere 
Ecstasy), Asthmatikern und Allergi¬ 
kern sei zudem ein Notarzt hinzuzu¬ 
ziehen. 

Markus Bernhardt 



Tango-Korrupti in Bayern... 

... und nicht nur dort 


D ie politische Realität in Bayern 
übertrifft meist die gängigen 
Klischees. Eines davon: In den 
Wahlkabinen Bayerns kann man oft 
nur den obersten Wahlvorschlag, CSU, 
ankreuzen, weil die Bleistifte in den 
Wahlkabinen vorsorglich an so kurzen 
Schnüren angebunden sind. 

Ihr ausgeprägtes Stammesbewusstsein 
beziehen Bayern angeblich aus den 
Siegen des FC-Bayern und ihre innere 
Befriedigung, indem sie Fremden den 
falschen Weg zum Hofbräuhaus zeigen. 
Selbst als Hartz-IV-Bezieher kann man 
sich in Bayern einmal in der Woche zu 
den Siegern zählen. Man hängt sich ei¬ 
nen rot-weißen Fanschal um und kann 
mit dem kriminellen Multimillionär Uli 
Hoeneß über den Sieg „seiner“ Mann¬ 
schaft jubeln. Fußball und FC-Bayern - 
Ersatzreligion und Opium des Volkes. 
Und dann so was: Der Chef des FC 
Bayern entpuppt sich als spielsüchti¬ 
ger Krimineller mit Korruptionshinter¬ 
grund, dessen Nähe viele Politiker im¬ 
mer suchten, auf dass das spielerische 
Können seiner Mannschaft auch ihrer 
miesen Politik etwas Glanz verleihe. 
Fußball als Spektakel inszeniert ist 
Teil einer kapitalistischen Bewusstlo¬ 
sigkeitsindustrie, in der sich die Men¬ 
schen mehr Gedanken machen sollen 
über die Ursachen von Sieg oder Nie¬ 
derlage „ihres“ Vereins als über die von 
Armut und Reichtum. Beim FC Bayern 
ist wie im Brennglas der ganze Filz aus 
Profisport, Wirtschaft, Kriminalität und 
Politik ersichtlich. 

In diesem kapitalistischen Sportbe¬ 
trieb ist Hoeneß nur eine Spielerfi¬ 
gur, wenn auch eine mit besonders 
krimineller Energie. Als im Jahr 2000 
der FC-Bayern mit mehreren Sport¬ 
artikelherstellern über einen Ausrüs¬ 
tungsvertrag in Verhandlungen stand, 
überwies der damalige Chef von Adi¬ 
das, Dreyfus, für Hoeneß 20 Mio. DM 
auf ein Schweizer Konto. Spielgeld 
für Hoeneß 4 Zockerleidenschaft. Und 
wie es der Zufall will, bekommt adidas 
den Zuschlag und ist seither an der FC- 
Bayern AG beteiligt. 

Für den 9,1-Prozent-Anteil zahlte adi¬ 
das damals 77 Millionen Euro. Wenn 
FC Bayern das Triple gewinnt (Deut¬ 
sche Meisterschaft, Pokalsieger und 
Champions League in einer Saison), 
überweist adidas 25 Millionen Euro 
an den Verein. Telekom, VW, Audi und 


adidas pumpen besonders viel Geld in 
den Verein. Allein Telekom bezahlt als 
Trikotsponsor schätzungsweise 30 Mill. 
Euro jährlich. Nicht bekannt ist, wie 
viel Geld an wen geflossen ist, damit 
die Spiele in der „Allianzarena“ aus¬ 
getragen werden. 

Hoeneß sitzt nicht nur im Aufsichtsrat 
der Allianz-Beratungs- und Vertriebs 
AG, er ist auch Aufsichtsratsvorsitzen¬ 
der der FC-Bayern München AG. In de¬ 
ren Aufsichtsrat sitzen auch andere Ver¬ 
treter von Weltmarken. VW-Boss Mar¬ 
tin Winterkorn, adidas-Vorstandschef 
Herbert Hainer, Audi-Vorstandschef 
Rupert Stadler, Telekom-Vorstands¬ 
mitglied Timotheus Höttges, Helmut 
Markwort, Vorstandsmitglied des Bur¬ 
da Konzerns und Herausgeber des Fo¬ 
cus, Dieter Rampl, Aufsichtsratsvorsit¬ 
zender der Börse München (da wird 
sich Hoeneß seine Zocker-Tipps abge¬ 
holt haben), und Verwaltungsratsvorsit¬ 
zender der Uni Credit Group. Daneben 
gibt es einen Verwaltungsbeirat: Vorsit¬ 
zender Edmund Stoiber, stellvertreten¬ 
der Vorsitzender: Ex-Siemensboss von 
Pierer. Alle diese millionenschweren 
„Fußballfans“ dürften die Aussage des 
bayerischen Ministerpräsidenten See¬ 


hofer beherzigen: „Was gut ist für den 
FC Bayern ist auch gut für die CSU“. 
Folgerichtig schreibt daher auch die SZ 
am 25.4.13: „Ex-Bayern-Spieler Franz 
Beckenbauer hat in seinen Memoiren 
selbst über den fürsorglichen Umgang 
der bayerischen Finanzverwaltung mit 
ihm geschrieben. Der damalige Finanz¬ 
minister Ludwig Huber (CSU), Stamm¬ 
gast beim FC Bayern, habe persönlich 

Bayern als 

Selbstbedienungsladen 
der CSU 

Steuertricks mit der Schweiz erklärt 
und das Angebot gemacht: „Franz, 
wenn was ist, nur melden“. Das nannte 
man damals im Ministerium: „Rechts¬ 
beratung für einen Bekannten“. 
Hoeneß ist nur eine der schillernden 
Figuren in der weltweiten kriminellen 
Vereinigung namens Finanzkapital. Mit 
dem Bekanntwerden seiner Steuerhin¬ 
terziehung kommt aber die Dimension 
der Steuerhinterziehung noch nicht ans 
Licht. Die OECD schätzt, dass ein Drit¬ 
tel des weltweiten Finanzvermögens in 
sogenannten Steueroasen angelegt ist 
und dass z.B. den EU-Staaten jährlich 



Nach Informationen dieser Zeitung beabsichtigt Wurstfabrikant Uli Hoeneß in Kürze einen 
Branchenwechsel. 


eine Billion Steuern dadurch vorent¬ 
halten wird. Und während Hoeneß als 
Rampensau der Steuerhinterziehung 
durchs Dorf getrieben wird, bleiben 
die Machenschaften der Banken und 
Schattenbanken als Akteure und kri¬ 
minelle Helfer bei Steuerhinterziehung 
weitgehend unbeachtet. Denn es sind 
vor allem die Banken und Schatten¬ 
banken, die Tausende Steuer sparfir¬ 
men in den Steueroasen Luxemburg, 
der Schweiz, in Österreich oder in Asi¬ 
en für ihre kriminellen Kunden anle- 
gen. (Siehe auch ISW Report 92 „Der 
Überfall der Banken “) 

Politiker der CSU unterscheiden sich in 
ihren Machenschaften zu persönlicher 
Bereicherung nur im Grad ihrer Dreis¬ 
tigkeit von einem Uli Hoeneß. Der 
Fraktionsvorsitzende der CSU im bay¬ 
erischen Landtag, Georg Schmid, auch 
Ko-Vorsitzender der CSU-Arbeits- 
gemeinschaft Brillenmode (SZ vom 
27/28. 4.13) musste von seinem Posten 
zurücktreten, weil er 23 Jahre lang sei¬ 
ne Frau als Schreibkraft auf Kosten der 
Steuerzahler beschäftigte und ihr am 
Schluss monatlich 5500,- Euro bezahlte. 
Der Vorsitzende des Haushaltsaus¬ 
schusses im bayerischen Landtag, Ge¬ 
org Winter, hatte auf Staats¬ 
kosten seine beiden Söhne 
rechtmäßig angestellt. Sie 
waren damals 13 und 14 Jah¬ 
re alt. Ministerpräsident See¬ 
hofer auf der jüngsten CSU- 
Klausurtagung im Kloster 
Andechs treuherzig: „Bay¬ 
ern ist kein Amigoland“. 
Und der für seine smarten 
Formulierungen bekannte 
Ex-CSU-Chef Erwin Huber 
hat Erhellendes zu diesen 
Machenschaften beizutra¬ 
gen: „Das ist natürlich nicht 
positiv, weil man das natür¬ 
lich auch durchaus negativ 
darstellen kann“. Durchaus! 
Amigoland? Spezi-Wirt¬ 
schaft? Bayernfilz? Steuer¬ 
sünder? Alles Einwortlü¬ 
gen, weil sie die Probleme 
sprachlich verniedlichen. 
Das Stück, das derzeit im 
bayerischen Intrigantenstadl 
aufgeführt wird heißt krimi¬ 
neller Kapitalismus. 

Walter Listl 


„Ziehen Sie die Lehren“ 

Zu dem von den Neonazis geplanten 
Aufmarsch am 1. Mai 2013 in Frankfurt 
am Main erreicht uns ein offener Brief: 
An den Verwaltungsgerichtshof Kassel: 
Ich, Hans Piechotta, Mitglied der Deut¬ 
schen Kommunistischen Partei, habe 
die Zeit unter dem Naziterror und Krieg 
noch erlebt. Ich habe damals mit vielen 
anderen geschworen, dass es Faschismus 
nie wieder geben darf und in Deutsch¬ 
land - dem Land, in dem wir leben - erst 
recht nicht! Wissen wir doch, mit welcher 
besonderen Brutalität gerade hier der Fa¬ 
schismus wütete. Auf den Terror im In¬ 
neren folgte in schrecklicher Logik der 
2. Weltkrieg. Die Millionen Opfer dieses 
Krieges müssen eine Lehre für immer 
dafür sein, dass es diese Ideologie nie 
wieder in die Köpfe und noch weniger 
in die reale Politik schaffen darf! 

Dazu gehört ein Verbot jedes noch so 
kleinen Wiederaufflammens der Na¬ 
zi-Bewegung. Das Grundgesetz, das 
Deutschland sich nach Kriegsende ge¬ 
geben hat, enthält die nötige Vorausset¬ 
zung, um dieses Verbot ein für alle Mal 
durchzusetzen: Artikel 139 GG und Pa¬ 
ragraph 21 gebieten das Verbot jeglicher 
Nachfolgeorganisation der Hitler-Partei. 
Dieses zwingende Gebot muss jetzt end¬ 
lich zur Anwendung kommen! 
Stattdessen werden immer wieder Nazi- 
Aufmärsche von Gerichten genehmigt 
und durch die Polizei, entgegen dem Wil¬ 
len von Tausenden, durchgesetzt. Und 
das, obwohl es den ungeheuren Skandal 
der NSU-Morde unter Beihilfe von staat¬ 
lichen Behörden und Verfassungsschutz 
gibt. Diese Begünstigung von Nazis darf 
nicht durch ein erneutes Kippen eines 
Stadtparlamentsbeschlusses fortgesetzt 
werden! 

Die Stadt Frankfurt am Main hat sich 
gegen den angemeldeten Neonazi-Auf¬ 
marsch am 1. Mai 2013 ausgesprochen 
und ihn als Stadt offiziell verboten. Im 
Rhein-Main-Gebiet ist außerdem ein 
in seiner Breite noch nie dagewesenes 
Bündnis entstanden, das sich in aller Ent¬ 
schiedenheit und Klarheit gegen jegliche 
Präsenz von Nazis ausspricht. 

Ich bin ein alter Mensch, der immer 
noch gemäß unserem Schwur, nie wieder 
Krieg, nie wieder Faschismus, gegen neue 
und alte Nazis kämpft. Da ich gesund¬ 
heitlich nicht mehr dazu in der Lage bin, 
gemeinsam mit anderen Antifaschisten 
Straßen zu blockieren, wende ich mich 
an den Verwaltungsgerichtshof Kassel, 
als einen der wichtigsten juristischen 
Entscheidungsträger für Verbote oder 
Genehmigungen dieser Art, das von der 
Stadt Frankfurt ausgesprochene Verbot 
eines Neonazi-Auf marschs nicht aufzu¬ 
heben. Mir ist bewusst, dass leider gera¬ 
de durch Sie in der Vergangenheit immer 
wieder solche Aufmärsche - gegen den 
erklärten Willen der Bevölkerung - ge¬ 
nehmigt wurden. 

Machen Sie sich nicht zum Sprachrohr 
der Neonazis, indem Sie den Beschluss 
der Stadt Frankfurt annullieren! Setzen 
Sie die Reihe dieser Genehmigungen, die 
es in der Vergangenheit gab, nicht fort, 
denn Ihre Pflicht ist es, die Gesellschaft 
vor einem erneut aufkommenden Fa¬ 
schismus zu schützen. 

Ziehen auch Sie Lehren aus der Vergan¬ 
genheit und respektieren Sie den Willen 
der Menschen, die die Nazis aus gutem 
Grund, weder in den Städten noch an ir¬ 
gendeinem anderen Ort im Land dulden! 

Hans Piechotta, Frankfurt am Main, 
93 Jahre 

Verantwortlich und Herausgeber: 

Deutsche Kommunistische Partei, 
Kreis Frankfurt am Main 

Prozessöffentlichkeit 
kein Glücksspiel 

„Die Vergabe von Presseplätzen nach 
einem Lotterieverfahren löst nicht das 
Problem zu weniger Presseplätze in 
diesem größten Terrorismusprozess 
gegen Neofaschisten in der bundes¬ 
deutschen Geschichte. Prozessöffent¬ 
lichkeit darf kein Glücksspiel sein“, 
erklärt Ulla Jelpke zur heutigen Aus¬ 
losung der Presseplätze beim NSU- 
Prozess. Die innenpolitische Sprecherin 
der Fraktion „Die Linke“ weiter: „Eine 
Videoübertragung des Prozesses in ei¬ 
nen benachbarten Gerichtssaal wäre 
das Mindeste, was das Gericht in die¬ 
ser Situation zulassen sollte, um doch 
noch die größtmögliche Prozessöffent¬ 
lichkeit herzustellen.“ 
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Internationale Politik 


unsere zeit m 


Nach den Gesetzen des Marktes 

Über 380 Tote durch den Einsturz einer Textilfabrik in Bangladesch 


Krieg um 
jeden Preis 

Pünktlich zum Beginn der Frühjahrs¬ 
tagung der Außenminister des Kriegs¬ 
paktes NATO verbreiteten Medien in 
aller Welt eine „Erkenntnis“ des isra¬ 
elischen Geheimdienstes, laut der die 
syrische Armee im Kampf gegen be¬ 
waffnete Regierungsgegner chemische 
Waffen eingesetzt haben soll. Das kam 
nicht überraschend, denn wenige Tage 
zuvor war aus London die „Meldung“ 
lanciert worden, dass Bodenproben 
aus Syrien den Einsatz von C-Waffen 
auf Seiten der Regierungstruppen an¬ 
geblich bestätigen sollen. Obwohl für 
beide Behauptungen nicht die Spur 
eines Beweises existiert, sorgten die 
groß aufgemachten Nachrichten für 
allgemeine Empörung über die ach so 
verbrecherische Vorgehensweise des 
syrischen Regimes gegen ach so fried¬ 
liche Oppositionelle. 

Wie geplant zeigten sich auch die 
Außenminister der NATO „besorgt“ 
über den als Tatsache dargestellten C- 
Waffen-Einsatz. Die Nachricht wirkte 
denn auch wie ein Katalysator, denn 
die NATO-Tagung sprach sich einmü¬ 
tig für eine weitere Verstärkung der 
Unterstützung für „die syrische Op¬ 
position“ aus. Zwar wolle man - offi¬ 
ziell - keine tödlichen Waffen liefern, 
aber wichtige militärische Ausrüstun¬ 
gen wie zum Beispiel Schutzwesten 
und Nachtsichtgeräte, auf dass die An¬ 
griffe auf syrische Städte noch zerstö¬ 
rerischer ausfallen. 

Geld spielt keine Rolle. Die wich¬ 
tigsten NATO-Länder versprachen 
unverzüglich eine ansehnliche Er¬ 
höhung ihres ohnehin schon mehr 
als großzügigen Kriegs-Sponsorings, 
und schließlich sind da ja auch noch 
die reaktionären Ölscheichs, die nicht 
müde werden, jeden Preis für die Be¬ 
seitigung des gewählten Präsidenten 
Syriens - möglichst nach dem Muster 
des Lynchmords am libyschen Staats¬ 
chef Gaddaü - zu zahlen. 

Die EU ist selbstverständlich auch mit 
von der Partie. Vor wenigen Tagen be¬ 
schlossen die Außenminister der dy¬ 
namischsten Wirtschaftsgemeinschaft 
der Welt die teilweise Aufhebung des 
Öl-Embargos gegen Syrien. 

Dieser an sich schon völkerrechts¬ 
widrige Beschluss der EU hatte sei¬ 
nerzeit festgelegt, dass die EU-Staa- 
ten kein Öl aus Syrien beziehen und 
keine Lieferungen für die Ölindustrie 
Syriens vornehmen dürfen. Nun be¬ 
schlossen die weisen Außenminister 
der EU-Staaten, dass dieser Beschluss 
nicht mehr für „befreite Gebiete“ in 
Syrien zu gelten hat. Was sie tunlichst 
übersehen, ist der Fakt, dass es solche 
Gebiete gar nicht gibt. Zwar behaup¬ 
ten die bewaffneten Assad-Gegner im¬ 
mer wieder, gewisse Regionen in Syri¬ 
en zu beherrschen, aber bisher haben 
sie noch nicht einmal ein Plätzchen 
gefunden, an dem sie - zumindest for¬ 
mal - ihre „Exilregierung“ installieren 
könnten. 

Aber das spielt keine Rolle, denn den 
Wortführern in NATO und EU geht es 
vor allem darum, den gegen die syri¬ 
sche Regierung anrennenden „Rebel¬ 
len“ möglichst viel „Legitimität“ zuzu¬ 
sprechen und die gewählte Regierung 
Syriens als „illegal“ darzustellen. 
Diesem Zweck dienen auch die zum 
Schein geführten Wortgefechte um 
das Waffenembargo, das französische 
und britische Außenpolitiker am liebs¬ 
ten sofort aufheben wollen, während 
andere „nicht dafür“ sind. Allerdings 
sind diese „Widersprüche“ blanker 
Hohn, denn das Verbot von Waffenlie¬ 
ferungen läuft ohnehin am 31. Mai aus 
und kann ohne Zustimmung Frank¬ 
reichs und Britanniens nicht verlän¬ 
gert werden. 

Übrigens haben selbst USA-Präsident 
Obama und sein Kriegsminister Ha¬ 
gel den israelischen Meldungen über 
den angeblichen C-Waffen-Einsatz 
widersprochen, und die angeblichen 
Bodenproben aus Syrien sind auch 
kein Thema mehr. Allerdings haben 
die „Nachrichten“ darüber ihren 
Zweck erfüllt. 

Uli Brockmeyer 


Der Einsturz einer Textilfabrik in Ban¬ 
gladesch hat den Blick wieder einmal 
auf die mörderischen Arbeitsbedin¬ 
gungen der Textilarbeiterinnen in Asi¬ 
en gelenkt. Mehr als 380 Menschen, 
vorwiegend Frauen, kamen durch den 
Einsturz und den Brand des Gebäudes 
am 24. April ums Leben. Zum Zeit¬ 
punkt des Unglücks sollen sich über 
3 000 Menschen in dem Gebäude auf¬ 
gehalten haben. Am Vortag der Katas¬ 
trophe war ein Riss in dem achtstöcki¬ 
gen Komplex entdeckt worden. 

Die Textilindustrie Bangladeschs er¬ 
zeugt in rund 4 500 Betrieben knapp 
80 Prozent der Exportleistung des Lan¬ 
des. Hier arbeiten in oft vergitterten 
Produktionshallen Frauen für Löhne, 
die im Durchschnitt um die 30 Euro im 
Monat hegen. Hier werden die Profi¬ 
te internationaler Handelskonzerne 


Das am 23. April verübte Attentat mit 
zwei Autobomben auf die französische 
Botschaft in der libyschen Hauptstadt 
Tripolis warf ein Schlaglicht auf die 
heutige Situation in diesem Land, nach¬ 
dem es durch die massive Militärinter- 
vention der NATO von der Herrschaft 
Gaddafis „befreit“ worden ist. 

Es gibt kaum einen Zweifel, dass die 
Urheber dieses Anschlags bei den mi¬ 
litanten „Dschihadisten“ („Heiligen 
Krieger“) der Al-Kaida des Islami¬ 
schen Maghreb (AQMI) zu suchen sind 
und es sich wahrscheinlich um einen 
gezielten Vergeltungsakt für die fran¬ 
zösische Militärintervention in Nord- 
Mali handelt. Weil die sprengstoffbe¬ 
ladenen Autos am frühen Morgen ge¬ 
zündet worden waren, wurden nur zwei 
französische Gendarmen, die die Bot¬ 
schaft bewachten, verletzt, einer davon 
schwer. Die das Gelände umschließen¬ 
de Schutzmauer und die Villa, in der 
die Botschaftskanzlei ihren Sitz hat, 
wurden erheblich beschädigt. Aber 
zwei Stunden später, nach Beginn der 
Arbeitszeit für das Personal, wäre dar¬ 
aus ein großes Blutbad mit zahlreichen 
Toten geworden. 

Das Attentat zerstört, soweit das noch 
nötig war, die letzten Illusionen über 
das „neuen Libyen“, das vor 18 Mona¬ 
ten von Gnaden der Nato installiert 
worden ist. Nur knapp sieben Mona¬ 
te vorher hatte es den Angriff auf das 
Konsulat der USA in Bengasi gegeben, 
bei dem der US-Botschafter Christo- 
pher Stevens getötet worden war. An¬ 
fang Januar war der italienische Konsul 
in Bengasi nur knapp einem Attentat 
entkommen. Im gleichen Monat dien- 


generiert - und es sind nicht nur die 
Discounter für diese Zustände verant¬ 
wortlich, auch Luxuslabels lassen so 
produzieren. 

Die Katastrophe von Dakka ist kein 
Einzelfall, ähnliche Zustände mit ähnli¬ 
chen Folgen herrschen auch in den Tex¬ 
tilfabriken Pakistans, Indonesiens oder 
Chinas. Regelmäßig ünden die Arbeits¬ 
bedingungen der Näherinnen in Euro¬ 
pa erst dann Beachtung, wenn wieder 
einmal Tote zu beklagen sind. Immer 
wieder weisen Menschenrechtsorgani¬ 
sationen wie die Clean Clothes Cam¬ 
paign (Kampagne für Saubere Klei¬ 
dung) auf die unmenschlichen Arbeits¬ 
bedingungen hin. Doch die Lobby von 
in Käfigen gehaltenen Hühnern findet 
mehr Beachtung als die Sicherheitsbe¬ 
dingungen, unter denen asiatische Nä¬ 
herinnen unsere Jeans hersteilen. Die 


te Libyen als logistischer Stützpunkt 
für den Angriff einer AQMI-Truppe 
auf die Gasförderanlage in Südalgeri¬ 
en. Unübersehbar ist das Land zu einer 
Rückzugszone und Operationsbasis für 
islamistische Terroristen in ganz Nord¬ 
afrika und der Sahel-Zone und zu einer 
Drehscheibe des Waffenhandels in gro¬ 
ßem Stil geworden. 

Offenkundig sind die mit Nato-Hilfe 
installierten politischen Machthaber 
nach der Verkündung einer neuen Ära 
der „Demokratie“ in Libyen völlig un¬ 
fähig, die islamistischen „Freiheits¬ 
kämpfer“, die im Bürgerkrieg obsieg¬ 
ten, unter Kontrolle zu bekommen und 
eine Art neue Staatsautorität zur Wah¬ 
rung der nationalen Einheit des Landes 
zu errichten. Zerrissen von regionalen 
und Stammesrivalitäten, die oft auch 
als religiöse Gegensätze in Erscheinung 
treten, ist das neue Regime von anhal¬ 
tender politischer Instabilität, mafiaar¬ 
tigen Grabenkämpfen untereinander 
und einer weit verbreiteten Korrup¬ 
tion gekennzeichnet. Es wurde zwar 
im Juni letzten Jahres ein Parlament 
(„Nationalkongress“) gewählt, das im 
September auch einen Premierminis¬ 
ter ernannte. Doch dieser wurde bereits 
im Oktober wieder gestürzt und durch 
den derzeit amtierenden Regierungs¬ 
chef Ah Seidan ersetzt, der unter Gad¬ 
dafi Botschafter in Indien war und als 
Verfechter einer „weltlichen“, aber vor 
allem auch einer „pro-westlichen“ Ori¬ 
entierung gilt. Doch das ist nur eine Art 
Luftblase an der Staatsspitze. Auf den 
Straßen haben de facto weiterhin die 
Anführer der diversen schwerbewaff¬ 
neten „Milizen“ die reale Macht über 


Koordinatorin der „Kampagne für Sau¬ 
bere Kleidung“, Christiane Schnura, er¬ 
klärte: „2005 ist in Bangladesch schon 
einmal eine Fabrik, Spectrum, zusam¬ 
mengestürzt. Damals waren über 60 
Tote und eine Vielzahl von zum Teil 
schwer Verletzten zu beklagen. Offen¬ 
sichtlich scheren sich die großen euro¬ 
päischen und amerikanischen Beklei¬ 
dungskonzerne einen Dreck darum, 
unter welchen Bedingungen ihre Klei¬ 
dung hergestellt wird. Hauptsache der 
Profit stimmt.“ 

Für den 2. Mai hatte die Kommunis¬ 
tische Partei Bangladeschs zu einem 
Generalstreik aufgerufen, der der For¬ 
derung nach strenger Bestrafung der 
Verantwortlichen Nachdruck verlei¬ 
hen soll. Der flüchtige Inhaber des Fa¬ 
brikgebäudes wurde inzwischen an der 
indischen Grenze festgenommen. M. I. 


die jeweils von ihnen beherrschten Ge¬ 
biete. Im Osten des Landes rund um 
Bengasi verstärken sich die separatisti¬ 
schen Bestrebungen, die die Gründung 
eines eigenen Staates in der ölreichen 
Ostprovinz oder mindestens eine sehr 
weitgehende Autonomie von der zen¬ 
tralen Staatsmacht in Tripolis anstre¬ 
ben (wobei es natürlich vor allem um 
die Verteilung der Öl-Rente unterein¬ 
ander geht). Ähnliche Abspaltungsten¬ 
denzen zeigen sich im Süden des Lan¬ 
des. In der Hauptstadt Tripolis selbst 
sind nach wie vor ganze Stadtviertel 
von den Milizen des „ehemaligen“ 
Dschihadisten und AQMI-Mitglieds 
Belhadj beherrscht, der inzwischen 
zwar eine politische Partei gegründet 
hat, die „Libysche Islamische Bewe¬ 
gung für die Veränderung“ (MILC), 
aber mit Unterstützung aus Katar gar 
nicht daran denkt, sich einer zentralen 
Regierung unterzuordnen. 

So ist Libyen nach dem Irak, Afgha¬ 
nistan und Somalia das vierte Land, 
in dem der Beweis erbracht wurde, 
dass die westlichen Militärinterven- 
tionen nicht der „Demokratisierung“ 
der Staaten und der Durchsetzung von 
Menschen- und Frauenrechten dien¬ 
ten, sondern deren Zerfall und Auflö¬ 
sung in sich gegenseitig bekämpfende 
regionale Clan- und Bandenstrukturen 
zur Folge hatten - was allerdings den 
Öl- und anderen ökonomischen und 
geopolitischen Interessen der beteilig¬ 
ten imperialistischen Mächte offenbar 
keinen Abbruch tut. Es gibt eine hohe 
Wahrscheinlichkeit, dass das Ergebnis 
der Intervention in Mali das gleiche 
Resultat hervorbringt. Pierre Poulain 



Eine der wenigen Frauen, die nach dem Einsturz des Gebäudes lebend aus den Trümmern des Fabrikkomplexes geborgen 
werden konnten. 


Später Kollateralschaden 
des NATO-Kriegs in Libyen 

Attentat auf französische Botschaft in Tripolis-ein Symptom des Staatszerfalls 



Jerönimo Carrera gestorben 


Der Präsident der Kommunistischen 
Partei Venezuelas, Jerönimo Carrera, 
ist am vergangenen Montag im Alter 
von 90 Jahren gestorben. Carrera ge¬ 
hörte zu den auch international be¬ 
kanntesten Marxisten und Kommunis¬ 
ten Venezuelas und Südamerikas. Lan¬ 
ge Jahre leitete er die Zeitung der PCV, 
Tribuna Populär, und gab mehrere Bü¬ 
cher heraus, darunter das Kompendium 
„Bolfvar - von Marxisten gesehen“. 
Venezuelas Präsident Nicolas Maduro 
übermittelte Carreras 4 Angehörigen 
und den Mitgliedern der PCV sein Bei¬ 
leid. Über Twitter erklärte er: „Mein 
tief empfundenes Beileid den Genos¬ 
sen der PCV zum Verlust von Jerönimo 
Carrera, und ebenso an seine Famili¬ 
enangehörigen und Freundinnen und 
Freunde. Ruhm und Ehre!“ 

Die PCV erklärte in einer ersten Stel¬ 
lungnahme: „Keine Minute des Schwei¬ 
gens, sondern ein Leben des Kampfes. 
Genosse Jerönimo Carrera - Presente! 
Hasta la victoria, siempre!“ 


Agent verhaftet 

Venezolanische Opposition 
von den USA gesponsert 

Die venezolanischen Behörden haben 
einen USA-Staatsbürger festgenom¬ 
men, der für die Gewaltwelle nach der 
Präsidentschaftswahl vom 14. April 
mitverantwortlich sein soll, gab Innen- 
und Justizminister Miguel Rodrfguez 
Torres bekannt. Der mutmaßliche Ge¬ 
heimagent soll auf den Namen Timothy 
Hallet hören und sei geheimdienstlich 
ausgebildet und trainiert worden, hieß 
es in Caracas. 

„Hallet begann, sehr enge Beziehun¬ 
gen zu jungen Oppositionellen zu 
knüpfen, die Teil der sogenannten Ope¬ 
ration Souveränität 4 sind. Wir konnten 
sehen, wie dieser Herr auch revoluti¬ 
onäre Gruppen unterwandern konnte, 
um deren Schutz zu gewinnen, aber er 
ist eng mit der extremen Rechten ver¬ 
bunden“, erläuterte der Minister. 

Der Verhaftete habe von einigen nicht 
näher bezeichneten Nichtregierungsor¬ 
ganisationen Finanzmittel erhalten, die 
er an Studenten und Jugendliche aus 
rechten Parteien weitergeleitet habe, 
um diese zu gewalttätigen Aktionen 
anzustiften. „Das Ziel war, uns in ei¬ 
nen Bürgerkrieg zu treiben 44 erklär¬ 
te Minister Rodrfguez Torres. Damit 
habe die Intervention einer ausländi¬ 
schen Macht in Venezuela provoziert 
werden sollen. 

Bereits seit dem vergangenen Oktober 
habe der venezolanische Geheimdienst 
SEBIN Operationen durchgeführt, um 
einen unter dem Titel „Conexiön Ab- 
ril“ laufenden Plan aufzudecken. Alle 
Indizien hätten darauf hingedeutet, 
dass es bis zum Wahltag ruhig bleiben 
würde, die vom Nationalen Wahlrat 
verkündeten Ergebnisse jedoch nicht 
akzeptiert werden würden. 

Das sei dann auch so eingetreten, erläu¬ 
terte der Minister. Im Rahmen der Er¬ 
mittlungen seien mehr als 500 Videos 
beschlagnahmt worden, die belegen, 
wie Jugendliche Geld erhalten hätten, 
um die Stabilität des Landes zu stören. 
„Die wichtigste Motivation der Jugend¬ 
lichen von ,Primero Justicia 4 , ,Proyec- 
to Venezuela 4 und ,Voluntad Popu¬ 
lär 4 sind die Dollars, das Geld“, sagte 
der Minister bei der Vorstellung von 
Videomaterial, das die Jugendlichen 
selbst hergestellt hätten. 

In einem weiteren Video ist der Ex¬ 
general Antonio Rivero zu sehen, wie 
dieser rechtsgerichteten Gruppen Ins¬ 
truktionen erteilt, um die Unruhen zu 
provozieren, die offiziellen Angaben 
zufolge mindestens zehn Menschenle¬ 
ben gefordert haben. RG 
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Französische Linke mobilisieren für Kurswechsel 

Eine Wendung nach links in der Regierungspolitik ist notwendig, um den Angriff der Rechten und Rechtsextremisten zu stoppen 


Kurz nach den eindrucksvollen Kund¬ 
gebungen der französischen Gewerk¬ 
schaften zum 1. Mai mobilisieren 
Frankreichs Linke bereits zu einer 
neuen Großkundgebung am kommen¬ 
den Sonntag (5. Mai) in Paris, diesmal 
anlässlich des ersten Jahrestages des 
Wahlsiegs des „sozialistischen“ Staats¬ 
präsidenten Hollande in der Stichwahl 
am 6. Mai 2012. Es werden mehrere 
zehntausend Demonstranten erwartet. 
Hauptinhalt ist die Forderung nach 
einem Kurswechsel in der Politik der 
sozialdemokratisch geführten Staats¬ 
und Regierungsspitze unter der Losung 
„Gegen Finanzwirtschaft und Spar¬ 
zwang, für eine VI. Republik“. 
Ursprünglich wurde die Aktion von 
der französischen Linksfront initiiert, 
und zwar unter Beteiligung aller ihrer 
Komponenten von der „Parti de Gau¬ 
che“ (Linkspartei) und den Kommu¬ 
nisten (PCF) bis zu der früher zu den 
Trotzkisten gezählten „Gauche Uni- 
taire“ (Vereinigte Linke) und mehre¬ 
ren kleineren Vereinigungen. Inzwi¬ 
schen haben sich aber auch über 800 
Gewerkschafter verschiedener Orga¬ 
nisationszugehörigkeit und 700 Akti¬ 
visten aus dem Lager der Grünen und 
Umweltbewegungen durch ihre Un¬ 
terschriften dem Aufruf angeschlos¬ 
sen. Ebenso die als „linksextrem“ eti¬ 
kettierte „Neue Antikapitalistische 
Partei“ (NPA) und mehrere bekann¬ 
te Politiker des linken Flügels der re¬ 
gierenden Sozialistischen Partei (PS). 
Nachdem es am 1. Mai aufgrund der 
Weigerung des sozialpartnerschaft¬ 
lich orientierten Gewerkschaftsbun¬ 
des CFDT nicht zu einheitlichen Mai- 
Kundgebungen der Gewerkschaften 
gekommen war, dennoch aber in 
rund 260 Städten gemeinsame Kund¬ 
gebungen der linken Gewerkschafts¬ 
bünde CGT, FSU und „Solidaires“ 
mit der Forderung nach einer ande¬ 
ren Politik der Regierung stattfanden, 
dürfte die Kundgebung am 5. Mai zu 
einem Höhepunkt der Mobilisierung 
der französischen Linkskräfte für 
eben diese Forderung werden. Da¬ 
bei betonen die Initiatoren, dass sie 
damit nicht mehr einfordern wollen 
als die endliche Inangriffnahme und 
Verwirklichung jener Wende in der 
französischen Politik, die der jetzige 
Staatspräsident und seine Partei vor 
einem Jahr im Wahlkampf selbst an¬ 
gekündigt und versprochen hatten. 


„Es muss wieder die Initiative ergrif¬ 
fen werden, um der neoliberalen Po¬ 
litik dieser Regierung ein Stoppsignal 
zu setzen“, hieß es in dem Aufruf der 
800 Gewerkschafter. 

Wie notwendig eine solche Kurswen¬ 
de auch im Interesse des Erhalts der 
derzeitigen Kräfte- und Regierungs¬ 
konstellation wäre, verdeutlicht der 
Umstand, dass auch die „Gegner der 
Homo-Ehe“ für den gleichen 5. Mai zu 
einer Kundgebung in Paris aufgerufen 
haben. Initiiert von der vor einem Jahr 
abgewählten Rechtspartei UMP und 
reaktionären Teilen der katholischen 
Kirche, aber auch unter Mitwirkung 
der rechtsextremistischen „Front Na¬ 
tional“, wird damit ver¬ 
sucht, eine außerparla¬ 
mentarische Massen¬ 
bewegung gegen die 
Hollande-Regierung 
auf die Straße zu brin¬ 
gen. Es ist mit Händen 
zu greifen, dass es da¬ 
bei längst nicht mehr 
allein um die staatlich 
anerkannte Heirat von 
gleichgeschlechtlichen 
Partnern oder Part¬ 
nerinnen und deren 
Recht auf die Adopti¬ 
on von Kindern geht, 
die das französische 
Parlament am 23. Ap¬ 
ril mit großer Mehr¬ 
heit von Sozialisten, 

Grünen, Kommunisten 
und anderen Abgeord¬ 
neten der Linksfront 
beschlossen hat. Die 
Strategen der Rechten 
versuchen, das Thema 
der „Homo-Ehe“ als 
Vehikel für einen ge¬ 
nerellen Angriff auf 
das derzeitige politi¬ 
sche Kräfteverhältnis 
in Frankreich und die 
Regierung Hollande zu verwenden 
und damit die vor einem Jahr abge¬ 
wählten politischen Rechtskreise wie¬ 
der mehrheitsfähig zu machen. Die 
jüngste taktische Variante in diesen 
Bestrebungen war am vergangenen 
Sonntag die Veröffentlichung einer 
Meinungsumfrage, wonach fast 80 
Prozent der befragten Französinnen 
und Franzosen statt der jetzigen Re¬ 
gierung die Bildung einer „Regierung 


der nationalen Einheit“ in Frankreich 
unter Einbeziehung von „Liberalen“ 
und Rechtskonservativen in eine „gro¬ 
ße Koalition“ mit den Sozialisten und 
Grünen bejahen würden. 

Dass solche Vorhaben der Rechten 
überhaupt mit einer gewissen Er¬ 
folgsaussicht betrieben werden kön¬ 
nen, liegt in erster Linie daran, dass 
Hollande und seine Regierung hierfür 
enorme Angriffsflächen bieten. Nicht 
weil sie die „Homo-Ehe“ tatsächlich 
gegen den Willen der Rechten durch¬ 
gesetzt haben, sondern weil sie im Ge¬ 
gensatz zu ihren Wahlversprechen vor 
der Durchsetzung der angekündigten 
„Wende“ für mehr soziale Gerechtig¬ 


keit zugunsten der Mehrheit der Be¬ 
völkerung unter dem Druck der Un¬ 
ternehmerverbände und der Stim¬ 
mungsmache der rechten Medien 
zurückweichen. 

Es geht dabei nicht nur um gebroche¬ 
ne Wahlversprechen und die damit 
ausgelöste Enttäuschung im eigenen 
Wählerlager. Die Unterordnung der 
Hollande-Regierung unter die neoli¬ 
beralen Forderungen der führenden 


Kapitalkreise hat für weite Teile der 
Bevölkerung in ihrem Alltagsleben 
unmittelbar spürbare negative Folgen. 
Die Arbeitslosigkeit erreichte im März 
2013 in Frankreich mit fast fünf Millio¬ 
nen Arbeitsuchenden einen neuen, seit 
Jahren nicht mehr gekannten Höchst¬ 
stand. In den zehn Monaten seit dem 
Amtsantritt hat es die Regierung nicht 
geschafft, auch nur erste Anzeichen 
eines sich erholenden Wirtschafts¬ 
wachstums oder die Eindämmung des 
massiven Arbeitsplatzabbaus durch 
führende Konzerne wie Peugeot, Ar- 
celor Mittal, Petroplus, Sanofi u. a. zu 
erreichen. Von der Nationalisierung 
solcher arbeitsplatzvernichtender Un¬ 


ternehmen, also ihrer Übernahme in 
öffentliches Eigentum, ist keine Rede 
mehr. Aber Hollande und seine Mi¬ 
nister halten eisern an den von den 
Doktrinen des Neoliberalismus dik¬ 
tierten, von der EU geforderten Spar¬ 
zielen zur Reduzierung des Defizits im 
Staatshaushalt fest. Das ist mit weite¬ 
ren Einschnitten in den öffentlichen 
Ausgaben auf der zentralen Staatse¬ 
bene wie bei den Territorialkörper¬ 


schaften und Kommunen verbunden. 
Für 2014 sind weitere Einsparungen in 
den öffentlichen Haushalten in Höhe 
von etwa 6 Milliarden Euro angekün¬ 
digt. Gleichzeitig verlautete aus Re¬ 
gierungskreisen, dass nicht etwa die 
Rücknahme der von der Sarkozy-Re- 
gierung durchgesetzten Rentenver¬ 
schlechterung ansteht, sondern eine 
weitere Erhöhung der für den Bezug 
der Vollrente erforderlichen Zahl von 
Beitragsjahren anvisiert wird. Im April 
ist von der sozialistisch-grünen Regie¬ 
rungsmehrheit im Parlament gegen die 
Opposition von drei der fünf größten 
Gewerkschaftsverbände eine den For¬ 
derungen der Unternehmerverbände 
entsprechende „Ar¬ 
beitsmarktreform“ 
durchgesetzt wor¬ 
den, die deutliche 
Verschlechterungen 
im Arbeitsrecht und 
die Möglichkeit ei¬ 
ner verstärkten Fle¬ 
xibilisierung von Ta¬ 
rifverträgen zum In¬ 
halt hat. 

Die durch solche 
Maßnahmen aus¬ 
gelöste zunehmen¬ 
de soziale Unzufrie¬ 
denheit schafft einen 
günstigen Nährbo¬ 
den für die mit der 
Kampagne gegen die 
„Homo-Ehe“ einge¬ 
leiteten Anti-Hollan- 
de-Stimmungsmache 
der Rechten - und 
vor allem für die 
Rechtsextremisten, 
die sich mit dem 
treuherzigen Blick 
der Le-Pen-Tochter 
Marine als „moder¬ 
ne Rechtspartei“ aus 
ihrem Extremisten¬ 
image zu befreien 
versucht und sich mit hemmungsloser 
sozialer Demagogie als „echte Arbei¬ 
terpartei“ präsentiert. 

Umso mehr ist eine Kurswende in der 
Regierungspolitik zurück zu den ur¬ 
sprünglichen Ankündigungen im Wahl¬ 
kampf ein Erfordernis, um dem vor ei¬ 
nem Jahr geäußerten Wählerwillen der 
Mehrheit der Französinnen und Fran¬ 
zosen Geltung zu verschaffen. 

Pierre Poulain 



Peinlich berührt waren dieTeilnehmerinnen einer homophoben Zusammenrottung in Marseille von dieser Szene 


Europäisches Treffen der Solidarität mit den Friedensdialogen 

ln Dublin berieten in Europa lebende Kolumbianer/innen 


Nach zwei Tagen der Diskussion und 
Lösungssuche haben die Teilnehmer/ 
innen der „Europatreffens der Solida¬ 
rität mit den Land- und Volkskämpfen 
und mit den Dialogen für einen Frieden 
mit gesellschaftlicher Gerechtigkeit in 
Kolumbien“, darunter geflüchtete Ko¬ 
lumbianerinnen und Kolumbianer, Mi- 
grant/inn/en und Internationalist/inn/ 
en aus Irland, Belgien, der Schweiz, 
Schweden und Spanien in einer At¬ 
mosphäre von Kameradschaft, Einheit 
und Offenheit die folgende Erklärung 
beschlossen: 

Eine grundsätzliche Aufgabe ist hier 
in Europa die Unterstützung für den 
aktuellen Friedensdialog in Havanna 
zwischen der nationalen Regierung 
und den Aufständischen der FARC- 
EP. Dabei sehen wir drei zentrale Ele¬ 
mente: erstens den Friedensprozess zu 
begleiten, dabei die anderen Aufstän¬ 
dischen (ELN, EPL) aufzunehmen so¬ 
wie die Vorschläge der gesellschaftli¬ 
chen Bewegungen zu berücksichtigen; 
zweitens einen Waffenstillstand zu for¬ 
dern als eine Art gebotenes Ambiente 
für einen erfolgreichen Verlauf der Di¬ 
aloge; und drittens baldmöglichst die 
Benennung „Terroristen“ aufzuheben, 
mit der die Europäische Union die 
aufständischen kolumbianischen Or¬ 
ganisationen abqaulifiziert - eine Tat¬ 
sache, die den politischen Dialog er¬ 
schwert, die militaristischen Tenden¬ 
zen bestärkt und die Anstrengungen 
unterminiert politische und demokra¬ 
tische Räume zu eröffnen, neben dem 


Widerspruch zur tatsächlichen Ent¬ 
wicklung der Dialoge am Verhand¬ 
lungstisch. 

Wir erklären unsere Sorge um die Fort¬ 
dauer und sogar die Steigerung der Re¬ 
pression gegen Menschenrechtsvertei¬ 
diger/innen, politische Aktivist/inn/en 
der Opposition und gegen Bewegun¬ 
gen, die ein Recht auf ein würdiges Le¬ 
ben wollen. Diese Verfolgung ist kon¬ 
kret gegen die Bauernbewegungen an¬ 
gewachsen, speziell gegen diejenigen, 
die Land und Schutzzonen fordern. Wir 
stellen fest, dass man nicht von einem 
dauerhaften und nachhaltigen Frieden 
sprechen kann, solange man nicht das 
Recht auf Leben derjenigen schützt, 
die die Triebkräfte für ein demokrati¬ 
sches, friedliches und nicht ausgrenzen¬ 
des Kolumbien sind. 

Es ist notwendig, die erhebliche huma¬ 
nitäre Krise in den kolumbianischen 
Gefängnissen anzuerkennen, wo es 
Tausende von politischen und Kriegs¬ 
gefangenen gibt, die unter Umständen 
leben, die nicht einmal die menschli¬ 
chen Minimalstandards erreichen. Wir 
glauben, dass es wichtig ist alle Initia¬ 
tiven zu unterstützen, die diese Situ¬ 
ation aufzeigen und das für die euro¬ 
päischen Behörden und die mit dem 
kolumbianischen Geschehen Solida¬ 
rischen zu einem Vorrangthema zu 
machen. 

Es ist wichtig in dieser Aufgabe des 
Aufbaus eines Kolumbien mit gesell¬ 
schaftlicher Gerechtigkeit die europä¬ 
ischen sozialen Initiativen, die Solida- 


ritäts- und Friedensgruppen und die 
internationalistischen U nterstützungs- 
bewegungen für soziale Kämpfe einzu¬ 
beziehen. Notwendig ist die Unterstüt¬ 
zung der gesellschaftlichen Sektoren, 
die in Kolumbien für die Überwindung 
der strukturellen Ursachen des Kon¬ 
flikts engagiert sind; der europäischen 
Regierungen und Persönlichkeiten, da¬ 
mit sie dem Dialog aller Kräfte einen 
entschiedenen Rückhalt geben, bis es 
Ergebnisse zeitigt; der Migrant/inn/en 
und des kolumbianischen Exils in Eu¬ 
ropa, auf dass sie für eine Lösungssu¬ 
che für die Probleme aktiv werden, die 
Ursache des sozialen und bewaffneten 
Konflikts sind, und den politischen Pro¬ 
zess für eine Verhandlungslösung tra¬ 
gen. 

Wir erkennen den von beiden Seiten 
in dieser Etappe ausgedrückten Wil¬ 
len an. Wir bewerten die Unterstützung 
dieses Treffens seitens der diplomati¬ 
schen Missionen Venezuelas, Chiles, 
Norwegens sowie speziell auch Kolum¬ 
biens in Irland hoch, die die Wichtigkeit 
der Unterstützung anerkennen, die die 
Dialogpartner aus Europa bekommen 
sollten. Wir danken der irischen Re¬ 
gierung, vertreten durch ihren Außen- 
und Handelsminister Joe Costello, der 
wiederholt das Interesse seiner Regie¬ 
rung ausgedrückt hat, die Erfahrungen 
des irischen Friedensprozesses mit den 
Verhandelnden zu teilen. 

Wir danken den irischen Parlamenta- 
rier/inne/n wie Maureen 0‘Sullivan 
und den Solidaritätsgruppen Justice 


for Colombia, Ireland Palestine Soli- 
darity Campaign, Venezuela Support 
Network, LASC und anderen in Irland; 
wie auch der Kommunistischen Partei 
Irlands und Sinn Fein. Auch danken 
wir für die Unterstützung anderer eu¬ 
ropäischer Organisationen wie ZAS, 
AIPAZComün, Partei der Arbeit, So- 
lidarite Latina, Che-Marx und CETIM 
(alle aus der Schweiz), der Deutschen 
Kommunistischen Partei, dem Interna¬ 
tionalen Forum aus Dänemark, Radio 
Cafe Stereo aus Schweden und INTAL 
aus Belgien. 

Wir heben die Unterstützung hervor, 
die diesem Treffen aus Kolumbien zu¬ 
teil wurde, von Fensuagro, Astracatol, 
Astracava, PUPSOC, CONAP, CCVC, 
Sinaltrainal Pradera, die Komitees der 
Zuckerrohrschneider in Cauca und Val- 
le del Cauca, der Juristenbrigade Edu- 
ardo Umana, dem Kollektiv der politi¬ 
schen und Kriegsgefangenen Antonio 
Narino im Hochsicherheitsgefängnis 
Cömbita in Bogota, den politischen 
Gefangenen der Marine in Picalena in 
Ibague (Tolima) und anderen unzäh¬ 
ligen Personen, die für ein Kolumbien 
mit Frieden und gesellschaftlicher Ge¬ 
rechtigkeit wirken. 

Gemeinsame und einstimmige Mei¬ 
nung war es, dass es an der Zeit ist ent¬ 
schieden die Verhandlungen zu unter¬ 
stützen, deren Gegner mächtig sind. 
Wir begrüßen in diesem Sinn Initia¬ 
tiven wie die des Kongresses für den 
Frieden, der am vergangenen Wochen¬ 
ende in Bogota stattfand, sowie auch 


die nächsten Veranstaltungen wie das 
Ökumenische Forum für den Frieden 
in Bogota und das Friedensforum in 
Brasilien. Die große Mobilisierung 
für den Frieden, die Demokratie und 
die Verteidigung des öffentlichen Ei¬ 
gentums, einberufen von der Marcha 
Patriötica, zu der auch eine große An¬ 
zahl von gesellschaftlichen Organisa¬ 
tionen und Persönlichkeiten, darunter 
die Regierung Santos und die Guerilla 
FARC-EP, aufgerufen hatten, ist eine 
wichtige Geste: mehr als eine Million 
Menschen demonstrierte dafür, dass 
sich der Dialogwille gegen den Kriegs¬ 
willen durchsetzt. 

Es ist auch an der Zeit, dass der Kampf 
der Bauern- und Volksbewegungen un¬ 
terstützt wird und besonders auch der 
der Kriegsgefangenen und der wegen 
ihrer politischen Haltung verfolgten 
und stigmatisierten Kolumbianerin¬ 
nen und Kolumbianer, denn sie sind die 
wirklichen Erbauer eines Kolumbien, 
das den Krieg durch die Überwindung 
seiner Ursachen besiegt. 

Unser Aufruf richtet sich also an die 
Einheit und dafür mit Ehrlichkeit und 
Hingabe für die Solidarität mit der 
Volksbewegung und den Friedensdia¬ 
logen in Kolumbien zu arbeiten, Nie¬ 
dertracht zu überwinden und großzügig 
an dieser Aufgabe zu wirken, die allen 
Willen für ein objektives Ziel erfordert, 
den Frieden mit gesellschaftlicher Ge¬ 
rechtigkeit. 

Dublin, 21. April 2013 
Übers.: G. Pohl 
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Gastkolumne von Sevim Dagdelen, MdB* 


Deutschland vor dem 
Menschenrechtsrat 


Die Gründung des UN-Menschen- 
rechtsrates 2006 war von Kritik be¬ 
gleitet, weil darin durch ein nach Re¬ 
gionen aufgeteiltes Wahlsystem viele 
Staaten vertreten sind, die selbst eine 
sehr negative Menschenrechtsbilanz 
aufweisen. Diese Kritik geht in die 
falsche Richtung, denn sie würde ja 
implizieren, dass eine Reihe von Staa¬ 
ten, die Menschenrechtsverletzungen 
erfolgreich als „ Krieg gegen den Ter¬ 
ror" kaschieren oder durch Drittstaa¬ 
ten verüben lassen, über andere rich¬ 
ten sollen, die bereits erfolgreich als 
Schurkenstaaten gebrandmarkt wur¬ 
den. Wie wenig eine solche in Bezug 
auf Menschenrechte immer wieder 
herangezogene Unterscheidung zwi¬ 
schen guten Staaten (westliche De¬ 
mokratien) und bösen Staaten (Glo¬ 
baler Süden) funktioniert, wird nicht 
zuletzt durch die jüngsten Berichte 
deutlich, wonach Bundespolizei und 
Bundeskriminalamt die Diktatoren 
in Tunesien und Ägypten bei der Un¬ 
terdrückung der Bevölkerung unter¬ 
stützten. Im Zuge der „Bekämpfung 
illegaler Migration" werden Transit¬ 
staaten von Deutschland geradezu 
dafür belohnt, Flüchtlingen jegliche 
Menschenrechte zu verwehren, damit 
diese ja nie in Deutschland ankom¬ 
men. 

Nein, Kritik hat der Menschenrechts¬ 
rat aus ganz anderen Gründen ver¬ 
dient: Weil sich in diesem in den ver¬ 
gangenen Jahren die vermeintlichen 
Vorzeigedemokratien mit den Golf¬ 
monarchien Katar und Saudi-Arabi¬ 
en verbündeten und die ideologische 


Begleitmusik zu den gewaltsamen In¬ 
terventionen in Libyen und der Elfen¬ 
beinküste sowie zur Bewaffnung des 
Aufstandes in Syrien spielten. Beim 
UPR-Verfahren (Universal Periodic 
Review) hingegen können alle Staa¬ 
ten Fragen zur Menschenrechtssitu¬ 
ation im jeweiligen Land stellen, das 
sich daraufhin erklären muss. Ende 
April war turnusgemäß Deutschland 
an der Reihe und geriet dabei v. a. we¬ 
gen der Morde des Nationalsozialisti¬ 
schen Untergrundes in die Kritik, die 
„demütig" vom Menschenrechtsbe¬ 
auftragten der Bundesregierung, Mar¬ 
kus Löning, aufgenommen worden 
sei. So jedenfalls die deutsche Pres¬ 
se. Einzig die FAZ berichtete unter 
der biblisch anmutenden Überschrift 
„Niemand ist ohne Schuld" ausführ¬ 
licher über die von anderen Staaten 
vorgebrachten Kritikpunkte: Nica¬ 
ragua fragte, warum in einem solch 
reichen Land 7 000 Kinder auf der 
Straße leben müssen und Russland 
prangerte exzessive Polizeigewalt an. 
Die FAZ freilich deutete süffisant an, 
dass sich diese Vorwürfe alleine durch 
die Menschenrechtsbilanzen der sie 
vorbringenden Staaten erübrigen 
würden. Das eigentliche Problem je¬ 
doch benennt sie nicht, dass nämlich 
solche zutreffenden Vorwürfe unter 
verbündeten Staaten gar nicht mehr 
angesprochen, sondern nur noch als 
Vorwand für Interventionen gegen¬ 
über dritten genutzt werden. 

^Mitglied im Auswärtigen Ausschuss 
des Bundestages 


Blockupy 

Widerstand gegen das europäische Krisenregime 


Fünf Wochen vor dem Aktionswochen- 
ende in Frankfurt/Main gab es ein wei¬ 
teres Aktiventreffen. 

Viele Menschen in Frankfurt haben ihre 
Einstellung zu den Blockupy-Aktionen 
verändert. Die 2012 versuchten und teil¬ 
weise durchgesetzten Demonstrations¬ 
und Veranstaltungsverbote sind einem 
großen Teil der Bevölkerung als „De¬ 
mokratieverbote" in Erinnerung. Allein 
dass dies nicht wieder geschieht, lässt 
manche solidarisch mit den Aktivisten 
werden. Von den Kirchen über die Grü¬ 
nen bis zum Oberbürgermeister scheint 
man sich zumindest dahingehend einig, 
dass die Aktionen nicht verhindert wer¬ 
den sollen. Weitere konkrete Abspra¬ 
chen mit den städtischen Verantwortli¬ 
chen stehen noch aus. 

Die drei Bestandteile der Aktivitäten 
in Frankfurt sind: 

★ das am 29. Mai zu eröffnende Camp 
der Blockupy-Teilnehmerlnnen 

★ die Blockade und Aktionen am 
31. Mai in der Innenstadt Frankfurts 

★ sowie die Demonstration am Sonn¬ 
abend, den 1. Juni. 

Wie bereits 2012 werden viele Unter¬ 
stützerinnen aus Italien erwartet, eben¬ 
falls kommen Busse aus Frankreich, 
Spanien, den Niederlanden und Ös¬ 
terreich. Mit der Aussage „Vom Rand 
der Krise in das Zentrum der Macht" 
wird in diesen und anderen Ländern für 
Blockupy-Frankfurt geworben. Auf der 
Kundgebung am Sonnabend, im An¬ 
schluss an die Demonstration, wird der 
europaweite und internationale Aspekt 
des Widerstands in Gruß Worten und mit 
einem abschließenden internationalen 
Assambleas seinen Ausdruck finden. 
Die Solidarität gegen die Politik der 
Troika und mit den davon besonders 
betroffenen Ländern wie Griechenland, 
Zypern, Portugal, Spanien u.a. wird ge¬ 
tragen von der Aussage: „Wenn Europa 
Raum der Troika ist, müssen wir Euro¬ 
pa zu einem Raum des gemeinsamen 
Widerstands machen!" Einig waren 
sich die Beteiligten darin, dass Blocku¬ 
py zu dem Versuch beitragen kann, die 
europäischen Krisenproteste enger zu¬ 
sammen zu bringen. Vertreterinnen der 
vielen Unterstützerorganisationen aus 


mehren Städten stellten ihre geplan¬ 
ten Beiträge für den Blockade- und 
Aktionstag am Freitag vor. Außer 
der Blockade der Europäischen Zen¬ 
tralbank als Sinnbild der Macht aus 
Finanz- und Konzernetagen Europas, 
werden Aktivtäten in der Einkaufs¬ 
straße Zeil gegen die Arbeitsbedin¬ 
gungen in der Textilindustrie stattfin¬ 
den. Von hier aus wird sich auch eine 
feministische „Tanzblockade" den 
Weg durch die Innenstadt tanzen. 
Andere Aktivistinnen, darunter die 
DKP, werden in Aktionen vor der 
Deutschen Bank unter anderem die 
Verbindungen dieser Bank zur Rüs¬ 
tungspolitik belegen. Wieder andere 
werden zur Flüchtlingsproblematik 
und gegen Abschiebung aktiv. 

Die Demonstration am Sonnabend 
wird um 11 Uhr auf dem Baseler 
Platz mit einer Kundgebung eröff¬ 
net, ab 12 Uhr wird sich dann der 
Zug des Widerstands gegen die 
Troika durch Frankfurts Innenstadt 
bewegen. Der Abschluss findet um 
16 Uhr auf dem Willy-Brandt-Platz 
mit einer kurzen Kundgebung so¬ 
wie einigen thematischen Assamb¬ 
leas statt. 

Gerungen wird noch darum, mehr 
Gewerkschaften als Unterstütze¬ 
rinnen zu gewinnen, da diese bisher 
nur vereinzelt in wenigen Regionen 
die Blockupy-Tage mit vorbereiten. 
Zur weiteren Mobilisierung gibt es 
in der ganzen Republik in Städten 
Vorbereitungs- und Informations¬ 
veranstaltungen. 

Empfohlen wird der 15. Mai als ein 
möglicher Aktionstag. Zum zwei¬ 
ten Mal jährt sich dann der Tag, an 
dem die „Empörten" in Spanien ihre 
Plätze in den Städten besetzt haben 
und damit gegen die Abwälzung der 
Krisenlasten demonstriert haben. 
Die gute Stimmung dieses Vorberei¬ 
tungstreffens kann und sollte erhal¬ 
ten und ausgebaut werden. Wenn es 
in diesem Jahr also heißt:„Blockupy 
-Widerstand gegen das europäische 
Krisenregime" sollten wir Kommu¬ 
nistinnen wieder dabei sein. 

Bettina Jürgensen 



„Umverteilen. Macht. Gerechtigkeit“ 


Ein Interview mit Hugo Braun vom globalisierungskritischen Netzwerk Attac 

zum Umverteilenkongress 


„Umverteilen.Macht.Gerechtigkeit" 
lautet der Titel eines Kongresses, der 
vom 24. bis zum 26. Mai in der Tech¬ 
nischen Universität Berlin stattfinden 
wird. Hugo Braun vertritt das globa¬ 
lisierungskritische Netzwerk Attac im 
Trägerkreis dieses Kongresses. 

UZ: Seit dem Perspektivenkongress 
im Jahre 2004 und dem Kapitalismus¬ 
kongress 2009 gelten solche politischen 
Großveranstaltungen in der TU Berlin 
als besondere Meilensteine in der lin¬ 
ken Protestbewegung. Worum geht es 
diesmal? 

Hugo Braun: Mit dem jüngsten Ar¬ 
mutsbericht der Bundesregierung ist 
noch einmal deutlich geworden, dass 
die Kluft zwischen Armut und Reich¬ 
tum auch in Deutschland mit einer er¬ 
schreckenden Gesetzmäßigkeit immer 
größer wird. Und eben diese Gesetzmä¬ 
ßigkeiten des kapitalistischen Systems 
aufzudecken und für jedermann begreif¬ 
bar zu machen ist ein zentrales Anliegen 
dieses Kongresses. Es soll deutlich wer¬ 
den, dass wir es hier nicht mit der Gier 
einer Managerkaste zu tun haben, son¬ 
dern mit den Ergebnissen dieser allein 
von Profitinteressen getriebenen Markt¬ 
wirtschaft. Eine große Mehrheit emp¬ 
findet dies als ungerecht und wünscht 
sich Veränderungen. Was aber verändert 
werden muss in Deutschland, um mehr 
Gerechtigkeit zu schaffen, das ist das 
zweite große Kongressthema. Wie die¬ 
ser seit Jahrzehnten andauernde Prozess 
der Umverteilung von unten nach oben 
wirksam umgekehrt werden kann - die¬ 
se Frage soll im Mai in Berlin beantwor¬ 
tet werden. 

UZ: Das klingt nach mehr als einem 
wissenschaftlichen Diskurs. Geht es 
auch um strategische Überlegungen? 

Hugo Braun: Die Initiatoren dieses 
Kongresses waren sich von Beginn an 
einig darin, dass die Veranstaltung in 
Berlin nicht folgenlos bleiben darf, dass 
mehr Gerechtigkeit einen tiefgreifen¬ 
den Politikwechsel erfordert und dass 
wir in diesem Zusammenhang auch 
gründlich über Systemalternativen 
nachdenken müssen. Die Erarbeitung 
einer konkreten gemeinsamen Hand¬ 
lungsoption gehört zu den vereinbarten 
Zielen. Da der Kongress im Vorfeld des 
Bundestagwahlkampfes stattfindet, in 
dem selbst die Regierungsparteien wie¬ 
der ihr Herz für die Armen entdecken, 
ist es auch eine gute Gelegenheit, die 
politisch Verantwortlichen für Sozial¬ 
abbau, Lohndumping und Bildungsmi¬ 
sere beim Namen zu nennen. 

UZ: Konkrete Handlungsoptionen - 
wie könnten die aussehen? 

Hugo Braun: Es lassen sich die Ergeb¬ 
nisse des Kongresses nicht vorwegneh¬ 
men. Aber im Trägerkreis des Kongres¬ 
ses waren Straßenaktionen im Herbst 



im Gespräch, insbesondere aber eine 
öffentlichkeitswirksame Kampagne 
für mehr Gerechtigkeit im Rahmen 
des Bündnisses „UmFairTeilen", das 
mit seinen Aktionen Mitte April seine 
Handlungsfähigkeit bewiesen hat und 
das aus der Berliner Veranstaltung ge¬ 
stärkt und deutlich erweitert hervorge¬ 
hen könnte. 

UZ: Wer sind die Initiatoren und die 
Träger dieses Kongresses? Handelt es 
sich um die „üblichen Verdächtigen " 
aus den linken Bewegungen? 

Hugo Braun: Die Initiatoren waren 
ver.di und Attac gemeinsam. Tatsäch¬ 
lich gibt es einige vertraute Gesichter 
in dem Trägerkreis. Neu ist jedoch, dass 
hier die großen Sozialverbände und der 
DGB ganz offiziell mit Gruppierungen 
wie Attac und Medico International of¬ 
fen und intensiv an einem politischen 
Projekt gemeinsam wirken. Es hat mich 
persönlich tief beeindruckt, wie bei den 
UmFairTeilen- Aktionen Menschen aus 
den Reihen der Sozialverbände mit uns 
auf die Straße gegangen sind - das ers¬ 
te Mal in ihrem Leben, etwas unsicher 
zu Beginn, aber engagiert und mit dem 
Herzen dabei. 

Neu ist auch der Versuch, mit der Ein¬ 
beziehung von Gewerkschaften und 
Attac-Gruppen aus der Schweiz und 
aus Österreich die europäische Dimen¬ 
sion des Themas zu demonstrieren. Da¬ 
raus eine gesamteuropäische Initiative 
zu entwickeln, - etwa mit Blick auf die 
Europawahlen 2014 - könnte ein wei¬ 
teres Ergebnis des Kongresses sein. 

UZ: Eine Woche nach diesem Kongress 
finden wieder die Blockupy-Aktionen in 


Frankfurt am Main statt. Ist das nicht 
eine Konkurrenzveranstaltung? 

Hugo Braun: Im Gegenteil! Attac un¬ 
terstützt beide Veranstaltungen glei¬ 
chermaßen und unternimmt dabei den 
Versuch, zwei Strömungen der deut¬ 
schen Protestbewegung - mal verein¬ 
facht gesagt - die antikapitalistischen 
und kapitalismuskritischen Gruppie¬ 
rungen - wenn schon nicht zu einer 
gemeinsamen Front, so doch zu einer 
gleichgerichteten Strömung zu einem 
gemeinsamen Nahziel zu entwickeln: 
der Umkehrung der antisozialen, men¬ 
schenverachtenden Politik im Profitin¬ 
teresse der großen Konzerne und ihrer 
Finanzoligarchien. 

UZ: Sind es nicht auch die unterschied¬ 
lichen Aktionsformen, die ein engeres 
Zusammengehen der beiden von dir zi¬ 
tierten Strömungen behindern? 

Hugo Braun: Es sind in erster Linie 
die aus unterschiedlichen Erfahrun¬ 
gen erwachsenen Vorstellungen über 
die Wege zu einer gerechteren Gesell¬ 
schaft. Während die einen an die „so¬ 
ziale Marktwirtschaft", an die Refor- 
mierbarkeit des Kapitalismus glauben, 
haben andere diese Illusionen verlo¬ 
ren und halten grundlegende gesell¬ 
schaftliche Veränderungen für uner¬ 
lässlich. 

Ich persönlich halte Aktionen des zivi¬ 
len Ungehorsams, wie sie Blockupy in 
Frankfurt ankündigt, für ein legitimes 
politisches Mittel als Ausdruck gesell¬ 
schaftlichen Protests und zur Durchset¬ 
zung sozialer Forderungen. Es gibt in 
dem Bündnis und auch in Attac jedoch 
auch Zweifel, ob solche Aktionsformen 
gegenwärtig tatsächlich überzeugend 
wirken und nicht einen gegenteiligen 
Effekt auslösen können. Nicht Attac, 
sondern Attac-Aktivisten rufen zu die¬ 
sen Aktionen auf. 

Das Gespräch für die UZ führte Wolfgang Teuber 

Informationen überden Kongress „Um¬ 
verteilen. Macht. Gerechtigkeit“ unter 
http://www.umverteilen-macht-ge- 
rechtigkeit.eu 



Karikatur: Bernd Bücking 
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Berlin - nach dem Sieg. Das Bild oben zeigt deutsche Kriegsgefangene auf den 
Straßen von Berlin., das Bild oben rechts sowjetische Soldaten auf der Straße 
„Unterden Linden“. 

Bild unten: Die Kapitulationsurkunde der Wehrmacht wird von Marschall 
Schukow gegengezeichnet. 




Bilder unten: Endlich Frieden ... 



8. Mai: 

Jahrestag der Befreiung 
vom Faschismus 


A m 30. April 1945 hissten sowje¬ 
tische Soldaten - nach erbitter¬ 
ten Kämpfen um den von 5 000 
SS-Leuten verteidigten Reichstag - in 
den frühen Morgenstunden auf dessen 
Dach die rote Fahne des Sieges über 
den Faschismus. Wenige Tage später ka¬ 
pitulierten die restlichen Einheiten der 
Wehrmacht in Berlin. 

Hinter der Sowjetarmee lagen fast vier 
Jahre eines mit unvorstellbaren Opfern 
geführten Kampfes um die Befreiung 
Europas vom Faschismus. Allein der 
Kampf um Berlin, der sieben Tage an¬ 
dauerte, kostete 30 000 sowjetischen 
Soldaten das Leben. Jedes Haus, jede 
Straße mussten im Sturm genommen 
werden. Ebenso viele sowjetische Sol¬ 
daten waren nach dem Übergang über 
die Oder beim Sturm auf die Seelower 
Höhen gefallen. Das untergehende fa¬ 
schistische System hatte bis zur letzten 
Stunde auch Zehntausende deutsche 
Soldaten, Zivilisten, Frauen und Kin¬ 
der in einem sinnlosen Kampf verheizt, 
SS-Sonderkommandos erschossen je¬ 
den an Ort und Stelle, der sich weigerte 
den sinnlosen Widerstand fortzusetzen. 
Die Befreiung der Völker Europas 
von den faschistischen Eroberern und 
Unterdrückern war eine welthistori¬ 
sche Tat. Sie war das Ergebnis des ge¬ 
meinsamen Kampfes der Armeen der 
Antihitler-Koalition, der Widerstands¬ 
kämpfer in den von Hitlerdeutschland 
und seinen Verbündeten okkupierten 
Ländern, der Partisanen in vielen die¬ 
ser Länder. Unübersehbar hatte die 
sowjetische Armee den größten An¬ 
teil am Sieg über den Faschismus. Hit¬ 
lers Armeen wurden vor Moskau im 
Winter 1941 zum ersten Male gestoppt 
und zurückgeschlagen. Sie erlebten in 
Stalingrad und im Kaukasus ihre ers¬ 
ten große Niederlagen, verloren 1943 
nach der Kursker Schlacht endgültig 
die strategische Initiative. Bis zu die¬ 
sem Zeitpunkt stand die Sowjetarmee 
auf dem europäischen Festland allein 
der faschistischen Koalition gegenüber. 
Sie erkämpfte die Wende des Krieges. 
Erst dann landeten alliierte Truppen in 
Italien, erst im Juni 1944 entstand mit 
der Landung in der Normandie die 
bereits für 1942 versprochene zweite 
Front. Zu diesem Zeitpunkt hatte die 
Rote Armee aus eigener Kraft ihr Land 
fast völlig befreit und näherte sich der 
Weichsel und den deutschen Grenzen. 
Auch nach der Landung in der Nor¬ 
mandie blieb die sowjetische Front die 
Hauptfront, wurde hier am erbitterts¬ 
ten gekämpft. Immer standen mehr als 
60 Prozent der deutschen Armee an 
dieser Front. Nur einmal, in Vorberei¬ 
tung der „Ardennen-Offensive“ wur¬ 



fügte er hinzu: „Für nicht wenige be¬ 
gann eine neue Leidenszeit, weil sie in 
Gefangenschaft gerieten, weil sie aus 
ihrer Heimat vertrieben wurden oder 
weil sie sich erneut in einer Diktatur 
wiederfanden ...“ 

Dem Vermächtnis des 8. Mai 1945 wi¬ 
derspricht es, wenn die Befreiungsmis¬ 
sion der Roten Armee - auch im Bun¬ 
destag - in diskreditierender Weise 
geleugnet wird und wenn in osteuro¬ 
päischen Ländern faschistische Kolla¬ 
borateure als Nationalhelden gefeiert 
werden. 

Dem Vermächtnis des 8. Mai 1945 wi¬ 
derspricht es, wenn Faschisten - durch 
die Polizei geschützt - hier wie in an¬ 
deren Ländern Europas in Städten und 
Gemeinden aufmarschieren dürfen 
und antifaschistische Gegendemonst¬ 
ranten durch Polizei und Justiz krimi¬ 
nalisiert werden. 

Dem Vermächtnis des 8. Mai 1945 wi¬ 
derspricht es, wenn die Mehrheit der 
Abgeordneten des deutschen Bundes¬ 
tages, den von der SPD eingebrachten 
NPD-Verbotsantrag ablehnt. Dem Ver¬ 
mächtnis widerspricht es, wenn nach 
wie vor versucht wird, den wahren 
Umfang der Verstrickun¬ 
gen von Diensten und 
Politik in die NSU- 
Morde zu „de¬ 
ckeln“... nh 


den für kurze Zeit Elitedivisionen von 
der Ostfront an die Westfront verlegt. 
Das Scheitern dieser Aktion im Winter 
1944 und die sofort beginnende vorge¬ 
zogene Offensive der Roten Armee an 
der Weichsel-Front korrigierten diese 
Kräfteverteilung rasch wieder. 
Zwischen der Landung in der Nor¬ 
mandie und der Kapitulation der fa¬ 
schistischen Armee starben insgesamt 
174000 Angehörige der USA-Streit- 
kräfte. Zwischen dem 22. Juni 1941 und 
dem 8. Mai 1945 starben an den Fron¬ 
ten gegen Hitlerdeutschland 8,5 Mil¬ 
lionen sowjetische Soldaten - nicht 
gerechnet die Millionen, die in deut¬ 
scher Kriegsgefangenschaft ermordet 
wurden oder verhungerten. Mindes¬ 
tens 10 Millionen Menschen, zumeist 
aus den von Deutschland überfalle¬ 
nen Ländern, wurden als Arbeitsskla¬ 
ven eingesetzt. Viele überlebten die 
Zwangsarbeit nicht. 

Jeder zweite der 55 Millionen Toten des 
Krieges war ein Sowjetbürger. 

Vor acht Jahren - zum 60. Jahrestag - 
erschien in der „Frankfurter Allgemei¬ 
nen Zeitung“ eine Anzeige früherer 
Bundeswehrgenerale, die bezeichnend 
ist für den Umgang eines Teils der so¬ 
genannten Eliten in der Bundes¬ 
republik Deutschland. Diese 
Generale bezeichneten den 
8. Mai 1945 als „Tag der Nie¬ 
derlage unserer Wehrmacht“ 
sowie als „Beginn der deut¬ 
schen Teilung“. Sie beklagten 
die „Abrechnung der Sieger“ 
mit der Zivilbevölkerung 
und den Soldaten in den 
ersten Nachkriegsjahren. 

Im Mai 2010 lehnte eine 
Mehrheit der Abgeord¬ 
neten im Bundestag einen 
Antrag von Abgeordne¬ 
ten der Partei „Die Linke“ 
ab, künftig den Tag der Be¬ 
freiung als bundesweiten 
gesetzlichen Feiertag zu 
begehen - entsprechend 
der seit 2002 geltenden 
Regelungen in Meck¬ 
lenburg-Vorpommern. 

Zuvor hatte Bundes¬ 
tagspräsident Nor¬ 
bert Lammert in 
seiner Eröffnungs¬ 
rede der 41. Sitzung 
des Bundestages zwar 
immerhin erklärt: „Der 
8. Mai war ein Tag der 
Befreiung“. Doch dann 


Sowjetisches 
Ehrenmal in Berlin- 
Treptow 
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und nicht vergessen!" 

Der vergessene Widerstand der Arbeiter. Gewerkschafter, Kommunisten, 
Sozialdemokraten, Trotzkisten, Anarchisten und Zwangsarbeiter 


V ergessen wurde der Widerstand der Arbei¬ 
ter vor allem in der Alt-BRD, genauer ge¬ 
sagt, der dortigen Mainstream-Geschichts¬ 
schreibung, noch genauer, er wurde nicht verges¬ 
sen, sondern bewusst mäßig erforscht, dargestellt 
und vermittelt, weil er nicht in das vorherrschen¬ 
de reaktionäre, von der Totalitarismustheorie 
geprägte Geschichtsbild passte. Dieser Zustand 
begann sich erst seit den 1970er Jahren aufgrund 
des kulturellen Umbruchs in der Folge der Stu¬ 
denten- und Lehrlingsbewegung langsam zu än¬ 
dern. Und das auch weniger in der „offiziellen“ 
Geschichtsforschung, sondern vorrangig aufgrund 
des Engagements von Hobby-Historikerinnen in 
Geschichtsinitiativen und -Werkstätten, gewerk¬ 
schaftlichen, kirchlichen und Partei-Jugendgrup¬ 
pen, Schülerwettbewerben und diversen anderen 
Initiativen „von unten“ Erst daraufhin spielte der 
Arbeiterinnenwiderstand auch in der universitä¬ 
ren Forschung und damit verbundenen Publika- 
tionstätigkeit eine, wenn auch stets untergeord¬ 
nete, seinem Umfang und seiner Bedeutung im 
Vergleich mit anderen sozialen Trägern des Wi¬ 
derstands in keiner Weise entsprechende Rolle. 
Wie weit er im Schulunterricht derweil vermittelt 
wird, hängt weitgehend von der Einstellung der 
Lehrenden ab. Dass sich an dieser „Unterbelich¬ 
tung“ im Prinzip nichts geändert hat, ja, dass es in 
jüngster Vergangenheit einen gewissen Backlash 
in diesem Bereich gibt, macht Hans Coppi in sei¬ 
nem Vorwort an zahlreichen Beispielen deutlich 
und konstatiert hier zu Recht ein Forschungsde¬ 
siderat, wobei bedeutungsvoller sein dürfte, dass 
es sich eher um ein Vermittlungs-Desiderat der 
doch inzwischen recht zahlreich vorliegenden, 
auch orts- und regionsbezogenen Arbeiten über 
Widerstand aus der Arbeiterbewegung handelt. 
Vergessen war der Widerstand der Arbeiter kei¬ 
neswegs in der DDR, vergessen wurde aber, diesen 
Sachverhalt im Vorwort zu erwähnen (er spielt le¬ 
diglich im unten erwähnten Beitrag von W. Bram- 
ke ein Rolle); oder sollte es sich um einen Versuch 
der Anpassung an den Zeitgeist handeln, wollte 
man sich nicht mit der tatsächlichen oder ver¬ 
meintlichen KPD-Lastigkeit der DDR-Historio- 
graphie (nicht nur) in diesem Bereich auseinan¬ 
dersetzen? Besser KPD-lastiger verordneter An¬ 
tifaschismus als gar keiner und Wiedereinstellung 
der Nazis bei Rekonstruktion ihrer Netzwerke in 
allen gesellschaftlichen Bereichen! 

Von diesem Mangel abgesehen, bietet das Vor¬ 
wort einen prägnanten und differenzierten Über¬ 
blick über unterschiedliche „Wege in den Wider¬ 
stand“ der gleichzeitig in die Einzeldarstellungen 
des Sammelbandes einführt (und als Nebeneffekt 
die Auswahl zu lesender Einzelbeiträge erleich¬ 
tert, wenn man das Buch nicht von vorne bis hin¬ 
ten durcharbeiten will). 

Der erste Teil des Bandes beschäftigt sich in vier 
Beiträgen mit Widerstand aus den Gewerkschaf¬ 
ten: Marion Goers beschreibt den freigewerk- 
schaftlichen Deutschen Metallarbeiter-Verband 
(DMV) und die Widerstandsaktivitäten Berliner 
Funktionäre des DMV, die im Weiterleiten ille¬ 
galer Lageberichte aus Betrieben ins Ausland 
zwecks Erstehung von wiederum illegalen, in 
Deutschland zu verteilenden Informationsschrif¬ 
ten dienten. Hinzu kam die Führung von illegalen 
Kassen, um Verfolgte bzw. deren Angehörige zu 
unterstützen. Bemerkenswert ist, dass diese Grup¬ 
pe die gesamte NS-Zeit überstand und der Zu¬ 
sammenhalt zwischen Funktionären und einigen 
Mitgliedern bis Kriegsende nicht abriss. Abschlie¬ 
ßend weist die Autorin zu Recht darauf hin, dass 
sich für den Widerstand nicht nur im DMV nur 
eine kleine Minderheit der Gewerkschaftsmitglie¬ 
der engagierte; eine durchaus über diesen Kreis 
hinaus verallgemeinerbare Schlussfolgerung! Die 
RGO-Politik und der Widerstand aus deren Ein¬ 
heitsverband der Metallarbeiter Berlins ist Ge¬ 
genstand des Beitrags von Stefan Heinz: Flug¬ 
blattverteilungen, Kassieren von Beiträgen und 
Spenden und Kurzdemonstrationen vor Betrie¬ 
ben und Wandparolen konnten bis zum Aufflie¬ 
gen vermutlich durch einen Spitzel bis Ende 1933 
durchgeführt werden. Die Struktur war auffallend 
umfangreich: mehrere hundert Personen waren 
in weit über 30 Gruppen beteiligt. Nach der Zer¬ 
schlagung 1933 konnte man sich auf bescheidene¬ 
rem Niveau neu konstituieren und bis 1935 - nach 
Auseinandersetzungen mit der KPD-Führung - 
durchhalten. Die Arbeit einer KPD/RGO-nahen, 
ca. 1 000 Personen umfassenden Widerstands¬ 
struktur im Raum Wuppertal-Velbert beschreibt 
Stephan Stracke unter dem Titel „Wuppertaler 
Gewerkschaftsprozesse“ bei denen seit 1935 bis 
Kriegsende 849 Angeklagte zu z.T. mehrjährigen 
Haftstrafen verurteilt wurden. Sozialökonomische 
Hintergründe, subjektive Mitgliedererfahrungen, 
speziüsche Milieubedingungen, Streikerfahrun¬ 
gen, die daraus resultierende erstaunliche Brei¬ 


te des Widerstands, die internationale Solidarität 
mit den Angeklagten und die Unterschätzung der 
Volksgemeinschaftsideologie insbesondere hin¬ 
sichtlich der Taktik des „Trojanischen Pferdes“ - 
illegale Arbeit innerhalb der Deutschen Arbeits¬ 
front (DAF) - werden behandelt und als Resümee 
festgehalten: „Es kam für eine relativ kurze Zeit 
zur Ausbildung von gleichberechtigten Einheits¬ 
frontorganen und Gewerkschaftsgruppen, die 
eine große, auch überregionale Ausstrahlungs¬ 
kraft besaßen.“ (71) Abgeschlossen wird der erste 
Teil durch einen Beitrag von Dieter Nelles über 
die Internationale Transportarbeiter-Föderation 
(ITF), deren Widerstand sich einer Zuordnung 
zum kommunistischen oder sozialdemokratischen 
entzieht. Nelles schildert ausführlich die Phasen 
und jeweils speziüschen Formen des Widerstands 
der Eisenbahner und Seeleute u.a. im Spanischen 
Bürgerkrieg und Zweiten Weltkrieg; dabei gelingt 
es ihm, die Spezifik dieser internationalen Wider¬ 
standsbewegung herauszuarbeiten. Zu seinem Fa¬ 
zit gehört u.a., dass die ITF die führenden Funk¬ 
tionäre der deutschen Arbeiterparteien und Ge¬ 
werkschaften für das kampflose Einknicken vor 
dem Nationalsozialismus für verantwortlich hielt, 
demzufolge konsequent antinationalistisch han¬ 
delte und folgerichtig mit westalliierten Geheim¬ 
diensten zusammenarbeitete. „Es gab gewichti¬ 
ge Gründe für die Beteiligten, nach dem Krieg 
über diese Form des Widerstandes zu schweigen. 
Von nationalistischen Kreisen wurden deutsche 
Antifaschisten die ... mit ... Geheimdiensten 
kooperiert hatten, als ,Spione und Verräter ge¬ 
gen das eigene Vaterland 4 gebrandmarkt. Auch 
in den deutschen Gewerkschaften hatte dieses 
... eine gewisse Resonanz. (Hans) Jahn ... fühlte 
sich von einigen ... Vorstandskollegen in den Ge¬ 
werkschaften als gezahlter Agent einer fremden 
Macht diffamiert 4 “ (89/90) 

Beispiele sozialdemokratischen und kommunis¬ 
tischen Widerstands sind Gegenstand des zwei¬ 
ten Teils: Denis Egginger beschreibt die Phasen 
der Widerstandstätigkeit des Roten Stoßtrupps 
(RS), der sich hauptsächlich aus Intellektuel¬ 
len zusammensetzte, die mit der „resignativ- 
schicksalsergebene(n) Haltung der deutschen 
Sozialdemokratie zum sich abzeichnenden Ende 
der Weimarer Republik“ (91) nicht einverstanden 
waren und sich bereits vor Machtantritt der Nazis 
auf die Illegalität vorbereitet hatten. Im Unter¬ 
schied zu bisherigen Darstellungen fand der Au¬ 
tor Anhaltspunkte für Aktivitäten auch nach der 
bislang vermuteten Einstellung der Arbeit Ende 
1933 nach zahlreichen Festnahmen unter den an¬ 
geblich 2 000 bis 3 000 (?) Aktiven in Berlin. Eg¬ 
ginger resümiert: „Ohne in die Resignation und ... 
Tatenlosigkeit... ihrer sozialdemokratischen Füh¬ 
rer zu fallen, nahmen sie ihren Mut zusammen und 
bauten eine gut funktionierende Organisation auf 
... Der RS war nicht nur eine der ersten, sondern 
wahrscheinlich auch eine der am längsten tätigen 
Widerstandsorganisationen“ und „eine Art ideo¬ 
logischer Heimathafen“. (106). Die Sozialistische 
Front (SF) als Versuch mit hauptsächlich von der 
Parteiführung enttäuschten Sozialdemokraten 
eine Sammlungsbewegung aufzubauen, um die 
Spaltung der Arbeiterbewegung zu überwinden, 
untersucht Herbert Obenaus. Ihr Hauptaugen¬ 
merk richtete die SF auf die Auseinandersetzung 
mit der NS-Ideologie mittels Flugblättern und die 
unter anderem in Hannover vertriebenen Sozia¬ 
listischen Blätter. In diesem wie dem vorherigen 
Beitrag werden die ideologischen und praktischen 
Auseinandersetzungen zwischen führenden Per¬ 
sönlichkeiten der Widerstandsorganisationen und 
der (Exil-) SPD ausführlich erörtert. Die Wider¬ 
standstätigkeit einer Freidenkerlnnengruppe, die 
sich hauptsächlich aus Mitgliedern der Sozialis¬ 
tischen Arbeiterjugend (SAJ) rekrutierte steht - 
anhand des spannenden Lebenslaufs von Hilde 
Schimschok - im Mittelpunkt des Artikels von Gi¬ 
sela Notz, während Annette Neumann und Bär¬ 
bel Schindler-Saefkow über die Saefkow-Jacob- 
Bästlein-Organisation in den Jahren 1942 bis 1945 
berichten. Sie entstand auf Initiative kommunisti¬ 
scher Funktionäre nach Zerschlagung der „Roten 
Kapelle“ und weiterer kommunistischer Gruppen 
und resultierte - ausgehend von Berlin - in einer 
überregionalen Struktur insbesondere nach Mit¬ 
teldeutschland der über 500 Aktive angehörten, 
viele Kommunisten, etliche parteilose und einige 
Sozialdemokraten unterschiedlicher sozialer Her¬ 
kunft. Flugschriften über den wirklichen Kriegs¬ 
verlauf, Sabotageaktionen in Rüstungsbetrieben 
sowie die „Organisation“ von Ausweispapieren, 
Quartieren, Geld, Kleidung und Lebensmittel für 
Unterzutauchende gehörten zu ihren Aktionen. 
Die Namensgeber Franz Jacob und Anton Saef- 
kow trafen sich Ende Juni und Anfang Juli 1944 
mit den Sozialdemokraten Anton Reichwein und 
Julius Leber - nach Absprache mit Stauffenberg - 


zur Diskussion der politischen Zukunft Deutsch¬ 
lands nach einem erfolgreichen Attentat auf Hit¬ 
ler ... 

Den Abschluss dieses Teils liefert Hans-Rainer 
Sandvoß über den Widerstand von Berliner Sozi¬ 
aldemokraten während des Krieges. ...Im dritten 
Teil „Von Trotzkisten, Anarchisten und oppositio¬ 
nellen Kommunisten“ werden exemplarisch je ein 
Repräsentant bzw. ein Paar aus diesen Kategorien 
vorgestellt: Anhand des Lebenswegs des Ehepaars 
Hanna und Walter Herz verdeutlicht Knut Berg¬ 
bauer Wege aus sozialistischer - dezidiert nicht¬ 
sozialdemokratischer - Motivation für Widerstand 
und deren Äußerungsformen u.a. in „Schwarzen 
Haufen“ in Wechselwirkung mit Erfahrungen von 
mehrfachen Niederlagen als Linke und als Juden. 
Über Mangel an Mehrfachbenachteiligung als 
Jude, bürgerlicher Herkunft und schwul konnte 
Erich Wollenberg in der KPD wie nach seinem 
Parteiausschluss nicht klagen; seinen in vielfacher 
Hinsicht abenteuerlichen Lebenslauf beschreibt 
Sven Schneider eindrucksvoll unter dem nur auf 
den ersten Blick irritierenden Titel „... verfolgt 
von Hitler und Stalin“. Darin behandelt er an¬ 
schaulich die politischen Auseinandersetzungen 
der Zeit und macht nachvollziehbar, warum sich 
sein Protagonist wie entwickelt hat u.a. beispiels¬ 
weise an der Diskussion über Sozialfaschismus. 
Aufschlussreich sind auch die Auskünfte über 
viele bekannte Personen der Zeitgeschichte, mit 
denen Wollenberg zu tun hatte, wie z.B. Herbert 
Wehner ... mehr wird hier nicht verraten. 

In diesem wie dem vorangegangenen Beitrag er¬ 
scheint bisweilen die Schubladisierung „trotzkis- 
tisch“ nicht ganz nachvollziehbar. Die Charakte¬ 
risierung von Otto Weidt als anarchistisch im drit¬ 
ten Beitrag dieses Teils von Robert Kain hingegen 
ist gut verständlich. Hier wird der Lebensweg des 
blinden Bürstenherstellers Otto Weidt nachge¬ 
zeichnet, der etliche Juden durch Beschäftigung 
in seinem Unternehmen vor der Vernichtung ret¬ 
ten konnte und dafür postum von der Gedenk¬ 
stätte Yad Vashem als „Gerechter unter den Völ¬ 
kern“ geehrt wurde. Der Autor erkundet beson¬ 
ders die Motive seines Rettungswiderstands und 
ündet diese in einem an verschiedenen Beispielen 
verdeutlichten ausgeprägten Gerechtigkeitsemp¬ 
finden, verbunden mit strikter Gegnerschaft zu 
staatlicher Bevormundung, Nationalismus und 
Militarismus. Hinzu kommt, dass sich in seinem 
Helferkreis viele Kontaktpersonen aus seiner ak¬ 
tiven Anarchistenphase Anfang des Jahrhunderts 
ünden. 

Der vierte Teil ist „Von Zwangsarbeitern und 
in Deutschland lebenden Polen“ überschrieben: 
Cord Pagenstecher und Thomas Irmer arbeiten 
in zwei Beiträgen die speziüschen Bedingungen 
und Handlungsspielräume ausländischer Zwangs¬ 
arbeiter heraus und geben einen Überblick über 
die quantitativen Dimensionen des Zwangsar¬ 
beitseinsatzes in Deutschland bzw. Berlin so¬ 
wie den Forschungsstand zu diesem Thema (...) 
Ein herausragendes Merkmal dieser Arbeit war 
die Informationsbeschaffung und Zuarbeit zum 
Nachrichtendienst der polnischen Heimatarmee 
(„Armia Krajowa“) und damit der Londoner 
Exilregierung. Eindrucksvoll und lehrreich sind 
die langjährigen Erfahrungen der Autorin mit 
bundesdeutschen Archiven und Ereignisstränge 
bis in die Gegenwart, mit denen sie ihren Beitrag 
abschließt; ihr letzter Satz: „Wer die Vergangen- 


Wer eine Reise macht, der kann viel erzählen. 
Wersein Leben lang politisch aktiv war, kann sei¬ 
ne Erlebnisse nieder schreiben und in Buchform 
(125 Seiten) veröffentlichen. Die 
Bremer Inge und Herbert Breid- 
bach haben dies mit Hilfe von 
Marlies Böner-Zollenkopf ver¬ 
wirklicht. Die niedergeschrie¬ 
benen politisch aktiven Leben 
des Bremer Paares sind histo¬ 
risch wertvoll. Wie so viele in 
dieser Generation sind auch die 
Breidbachs durch die schreck¬ 
lichen Ereignisse des zweiten 
Weltkriegs geprägt. Ihr Motto 
„Nie wieder Faschismus, nie 
wieder Krieg“ bestimmte seit 
dem ihr politisches Handeln. 

Einzigartige und auszugsweise 
abgedruckte Dokumente-wie 
Herbert Breidbachs Mitschrif¬ 
ten von der Antifa-Schulung im 
Kriegsgefangenenlager-werden hierin erstmals 
veröffentlicht. 

Dieses Buch verknüpft auf besondere Weise die 
Lebensgeschichte zweier Menschen - seit über 
60 Jahren ein Paar - mit der Geschichte einer 


heit nicht kennt, ist gezwungen, sie zu wiederho¬ 
len“ (287) wird hier makaber illustriert. 

Dieser Satz könnte auch über dem Beitrag von 
Werner Bramke über öffentliches Erinnern an 
Verfolgung und Widerstand der Arbeiterbewe¬ 
gung stehen, der den letzten Teil eröffnet: Er er¬ 
läutert detailliert die verschiedenen Phasen der 
Erinnerungskultur in Alt-BRD, DDR und dem 
wiedervereinigten Deutschland im Zusammen¬ 
hang jeweiliger Legitimationsbedürfnisse, Rolle 
der Besatzungsmächte und unterschiedlichen In¬ 
teressenlagen der politisch-ideologisch hegemoni- 
alen gesellschaftlichen Kräfte. Arbeiterinnenwi¬ 
derstand spielte in der Alt-BRD „offiziell“ keine 
bzw. später geringe Rolle, was auch für die wieder¬ 
vereinigte BRD gilt; hier sogar mit der Folge der 
weitgehenden Zerschlagung in der DDR beste¬ 
hender Forschungskapazitäten zu diesem Bereich. 
Der Autor zeigt auf, wie weit gefächert dieses Ge¬ 
denken in der DDR war, was dessen flächende¬ 
ckende Abwicklung - nicht zuletzt mit Blick auf 
die Imagepflege der Bundesrepublik gegenüber 
dem Ausland - nach der Wende verhinderte, nicht 
aber die Tendenz des Vergleichs der „zwei deut¬ 
schen Diktaturen“ mit dem Ziel ihrer den Faschis¬ 
mus verharmlosenden Gleichsetzung - erschre¬ 
ckend illustriert am Beispiel Sachsens. Eine ganz 
andere Tendenz charakterisiert die Schriftenrei¬ 
he der Gedenkstätte Deutscher Widerstand, die 
Heinrich-Wilhelm Wörmann im letzten Artikel 
vorstellt. 1983 im damaligen Berlin(-West) be¬ 
gonnen, stellen die nunmehr 14 Bände die gan¬ 
ze Breite des Widerstands für jeden Berliner Be¬ 
zirk dar, wobei von Anfang an der Widerstand aus 
der Arbeiterbewegung angemessen berücksich¬ 
tigt wurde, in den Publikationen über traditionelle 
Arbeiterbezirke naturgemäß umfangreicher als 
in denen über bürgerliche. Wörmann beschreibt 
anschaulich diese unterschiedlichen Schwerpunk¬ 
te, die neuen Möglichkeiten der Archivrecherche 
nach dem Fall der Mauer, die hervorragende Ge¬ 
staltung der Bände und den gelungenen Bezug zur 
allgemeinpolitischen Entwicklung in der Schrif¬ 
tenreihe. 

★ 

Ein ausführliches Personenverzeichnis mit hun¬ 
derten Kurzbiographien vervollständigt dieses 
uneingeschränkt empfehlenswerte Buch, das die 
ganze Breite und Vielfalt der Formen des Wider¬ 
stands der Arbeiterbewegung darstellt, ohne Aus¬ 
grenzungen vorzunehmen. Auffallend ist eine star¬ 
ke Berlin-„Lastigkeit“ die aber objektive Gründe 
haben mag und nicht zu beanstanden ist, da die 
jeweiligen Inhalte mit Modifikationen durchaus 
auf andere Städte/Situationen übertragbar sein 
dürften. Der Verlag sollte erwägen, gelegentlich 
in einer Neuauflage nach Verkleinerung von For¬ 
schungslücken diese räumliche Schwerpunktset¬ 
zung zu überwinden. 

Rainer Venzke 

Hans Coppi/Stefan Heinz (Hg), Der vergessene Wi¬ 
derstand der Arbeiter. Gewerkschafter, Kommu¬ 
nisten, Sozialdemokraten,Trotzkisten, Anarchisten 
und Zwangsarbeiter (Geschichte des Kommunis¬ 
mus und Linkssozialismus, Band XVI), Berlin 2012, 
Karl Dietz, 383 Seiten, 29,90 Euro 

(Vorabdruck aus den Marxistischen Blättern, 
Heft 3/2013) 


Stadt, einer Partei und beschreibt die Wirkung 
geschichtlicher Ereignisse auf das individuelle 
Leben. Das macht es gleichzeitig zu einer „Bre- 
mensie“ und einem anschauli¬ 
chen Geschichtsbuch. 

Das aufschlussreiche Inhalts¬ 
verzeichnis hilft dem interes¬ 
sierten Leser sich dort einzu¬ 
lesen, wo er es für notwendig 
erachtet: 

Kindheit, Jugend, Kriegsjah¬ 
re »Herbert Breidbach wieder 
in Bremen • Die Jahre der Ille¬ 
galität 1956-1968 • Konstitu¬ 
ierung der DKP 1968 und die 
spätere Entwicklung • Herbert 
und Inges politisches Engage¬ 
ment sowie Interviews, Fotos, 
historische Dokumente und Li¬ 
teraturliste. 

Robert Konze 

Die Breidbachs - Lebenslang politisch aktiv, 
Kellner-Verlag, St.-Pauli-Deich, 28199 Bremen 
3,9,90 Euro 


Die Breidbachs - Bremer Zeitzeugen 
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Der Tag des Übergangs in die Illegalität 

Über den 8o. Jahrestag der Bücherverbrennung. Ein Gespräch mit Elfriede Brüning 



Elfriede Brüning, 1910 geboren, gehörte seit 1932 dem Bund proletarisch¬ 
revolutionärer Schriftsteller (BPRS) an. Nach der Machtübergabe an die Nazis 
schrieb sie Beiträge für antifaschistische Publikationen. 1935 wurde sie unter 
dem Vorwurf des Landesverrats verhaftet, der Prozess endete 1937 mit einem 
Freispruch. 


E lfriede Brüning gegenübertreten 
heißt einem Zeitalter begegnen. 
Im Herzen Berlins, in der Nähe des 
Ostbahnhofs wohnt und arbeitet sie - 
die älteste, noch aktive Schriftstellerin 
Deutschlands. Erhard Scherner sprach 
mit ihr über den 10. Mai 1933. 

Erhard Scherner: Heute bitte ich dich, 
liebe Elfriede Brüning, den 10. Mai 1933 
zu erinnern, ein Datum, das buchstäb¬ 
lich in die deutsche Geschichte einge¬ 
brannt ist. Das liegt nun 80 Jahre zu¬ 
rück. Es muss ein Schock gewesen sein, 
als du, eine junge Schreibende, sehr am 
Anfang einer Karriere, erlebtest, wie die 
Bücher vorzüglicher Autoren Deutsch¬ 
lands und der Welt, demokratische, hu¬ 
manistische, jüdische, marxistische und 
pazifistische Schriften am Opernplatz 
in Berlin verbrannt wurden. Die Eiste 
der Auszusondernden ist lang, umfasst 
Hunderte Namen. Sigmund Freud und 
Magnus Hirschfeld wurden geächtet, 
Erich Mühsam, Tucholsky, Remarque, 
auch Anna Seghers, F. C. Weiskopf und 
Arnold Zweig, Egon Erwin Kisch, Dos 
Passos wie Ehrenburg und Majakowski, 
Marx und Lenin sowieso. 

Elfriede Brüning: Ja, ein schlimmer Tag, 
den ich nicht vergessen kann. Ich war 
1932 Mitglied des Bundes proletarisch¬ 
revolutionärer Schriftsteller geworden. 
Nach der nazistischen „Machtübernah¬ 
me“ vom 30. Januar 33 war der Bund 
verboten worden. So wollten wir uns im 
Februar an unserm üblichen Treff in der 
Enckestraße versammeln, um die neue 
Lage zu beraten. Wir mussten feststel¬ 
len, dass das Haus bereits von der SA 
besetzt, unsere Bücher dort beschlag¬ 
nahmt waren. Schnell mussten wir uns 
in alle Winde verstreuen, um nicht ver¬ 
haftet zu werden. Hans Schwalm, unser 
Vorsitzender - du weißt, Jan Petersen 
mit Decknamen - war schon unterge¬ 
taucht und konnte sich nicht mehr in 
seiner Wohnung blicken lassen. 

Erhard Scherner: Und du, damals das 
jüngste Mitglied im Bund, eilst zum Bü¬ 
cher-Schaff ott vor der Berliner Universi¬ 
tät, in die angesagte Kundgebung der Na¬ 
zis „wider den undeutschen Geist“. War 
das nicht auch unvorsichtig? 

Elfriede Brüning: Was blieb mir und an¬ 
deren vom Bund übrig? Wir wollten uns 


treffen, wir mussten uns neu verabreden, 
um uns nicht zu verlieren. Ich hatte die 
Hoffnung, dass auch andere von uns er¬ 
scheinen würden. Und so war es dann 
auch. Vergiss dabei nicht, dass die meis¬ 
ten von uns junge Leute waren, nicht 
oder nur wenig bekannt. Die Anzahl 
der Nazistudenten, SA-Mitglieder und 
jubelnder Mitläufer, die das Autodafe 
begleiteten, war groß und unübersicht¬ 
lich. Das Herankarren der gestohlenen, 
geplünderten oder durch Erpressung 
beschafften Bücher aus Universität, 
Bibliotheken und Buchhandlugen zog 
sich über viele Stunden hin. Kameras 
und Scheinwerfer wurden rund um den 
Scheiterhaufen für den nächtlichen Hö¬ 
hepunkt mit Goebbels aufgebaut. Die 
Bilder von dieser Barbarei sind um die 
Welt gegangen. 

Erhard Scherner: Bisher war mir be¬ 
kannt, dass Erich Kästner zugegen war, 
als seine Bücher auf den Scheiterhaufen 
geworfen wurden. Ich wusste nicht, dass 
auch Genossen vom Bund die mittelal¬ 
terlich anmutende Zusammenrottung er¬ 
lebt, die pseudorituellen „FeuerSprüche“ 
vernommen haben. 

Elfriede Brüning: Für uns war dieser 
Tag der Übergang in die Illegalität. Ich 
glaube, es war der Genosse Eckel, Hans, 
unser Dichter und Fensterputzer, der 
mir im Vorbeigehen zuflüsterte: „Sonn¬ 


tag, 10 Uhr, S-Bahnhof Heerstraße“. 
Gemeint war eine Fahrt ins Grüne mit 
Stullenbüchse und Badezeug, bei der 
wir draußen am See das weitere Vor¬ 
gehen beraten konnten. Wir bildeten 
Dreiergruppen, zu denen dann Hans 
Schwalm die Verbindung hielt. Unsere 
Zusammenkünfte wurden also ins Grü¬ 
ne verlegt. Wir zelteten draußen, lasen 
und diskutierten unsere Texte über die 
Zustände in Nazi-Deutschland. Die 
waren für Prag bestimmt, wo Wieland 
Herzfelde die Zeitschrift „Die Neuen 
Deutschen Blätter“ installiert hatte. Ich 
übernahm mit unseren Beiträgen meh¬ 
rere Kurierfahrten nach Prag. Wir, die 
Berliner Gruppe vom Bund, bedienten 
mit Glossen, Skizzen, Reportagen und 
Gedichten die ständige Rubrik „Die 
Stimme aus Deutschland“, an der sich 
auch Berta Waterstradt, Jan Petersen, 
Werner Ilberg, Paul Körner-Schrader 
und andere beteiligten. 

Erhard Scherner: Der Anschlag auf 
kostbare Schätze unserer Kultur war ja 
keine „Nacht-und-Nebel-Aktion“ eines 
durchgeknallten SA-Sturms. Er erfolg¬ 
te, fast zu gleicher Zeit, in 21 deutschen 
Universitätsstädten. 

Das war, nach der Verfolgungsorgie im 
Zusammenhang mit dem Reichstags¬ 
brand am 27. Februar und nach dem 
Sturm auf die Gewerkschaftshäuser 
zum 1. Mai 1933, ein weiterer Schritt 


zum Ausbau der faschistischen Dikta¬ 
tur. 

Elfriede Brüning: Ja, in diesen Wochen 
gab es viele Verhaftungen. Es wurde 
leerer um uns, Freunde wurden von der 
Gestapo abgeholt oder es gelang ihnen 
noch die Flucht ins Ausland. 

Erhard Scherner: Die internationale 
Protestwelle erreichte alle Erdteile. Selbst 
persönlich bedroht im China Tschiang 
Kaischeks machte sich der Erzähler und 
Essayist Lu Xun in Schanghai unver¬ 
züglich zum Deutschen Generalkon¬ 
sulat auf, um gemeinsam mit Madam 
Song Qingling, der Witwe Sun Yatsens, 
und dem Gelehrten Cai Yuanpei, den 
barbarischen Akt zu verurteilen. In Pa¬ 
ris wurden die verbrannten Bücher in 
einer Deutschen Freiheitsbibliothek neu 
gesammelt. Die weit in die Welt vertrie¬ 
benen deutschen Emigranten gaben nicht 
auf, an diesen Tag zu erinnern. 

Jan Koplowitz erzählte von einer Ver¬ 
sammlung deutscher Schriftsteller in 
London 1943. Es ging darum, den zehn¬ 
ten Jahrestag vorzubereiten. Rundum 
Vorschläge dazu, wie man am besten der 
„ Verbotenen und Verbrannten“gedenke: 
Man müsste die Guildhall mieten, Fan¬ 
faren müssen ertönen ... Alle blickten 
auf einen jungen rotschopfigen Dichter, 
KuBa, der sich noch nicht geäußert hat¬ 
te. Der sagte: „Die Fanfaren des Schrift¬ 
stellers ertönen an seinem Schreibtisch“ 

Elfriede Brüning: Gut gesagt. Auch ich 
bin, am Tisch bei der Arbeit, sehr allein. 

Erhard Scherner: Das weiß natürlich 
eine, der Schreiben das Leben bedeutet 
und die 29 Bücher veröffentlicht hat. 

Elfriede Brüning: 28 Bücher, Erhard. 
Da hab ich dann manches andere recht 
vernachlässigt. 

Erhard Scherner: Denke ich an die Bü¬ 
cherverbrennung, fällt mir immer auch 
Heinrich Heines Prophetie in seiner 
Dichtung „Almansor“ (1820) ein, das 
so schrecklich bestätigte Wort:„Das war 
ein Vorspiel nur, dort, wo man Bücher 
verbrennt, verbrennt man auch am Ende 
Menschen.“ 

Elfriede Brüning: Ja, so war es. Und 

vergessen wir die größte Bücherver¬ 


nichtung nicht, die Deutschland je 
erlebt hat, und zwar in den Jahren 
1990/91. Im Osten wurden in unge¬ 
zählten Bibliotheken und Buchhand¬ 
lungen, in Schulen und Instituten die 
Regale leer geräumt, wurden Bücher 
zu Millionen auf Halde gekarrt, in Pa¬ 
piermühlen und Kraftwerken entsorgt. 
Und kein Aufschrei im Land! Und kei¬ 
neswegs waren da nur politische Bü¬ 
cher betroffen, sondern Werke von un- 
sern Lyrikern und Prosaautoren. Klas¬ 
sikerausgaben waren ebenso dabei wie 
kostbare Bildbände ... 

Erhard Scherner: „Besenrein“ hieß 
vielfach das Verdikt. Wie war das mög¬ 
lich? - Freilich, bei Pfarrer Martin Wes- 
kott in Katlenburg kann man von den 
rund 400 000 der Werke in der Bücher- 
Scheune hinter der Kirche das eine oder 
andere Buch für einen Obolus ins Leben 
zurückholen. Mit dem Lastwagen hatte 
er sie von der Braunkohledeponie bei 
Borna gerettet. Eine bewundernswürdige 
Tat, für die er 1993 das Bundesverdienst¬ 
kreuz erhalten hat. Ein Schuldbekennt¬ 
nis unserer Herrschenden? 

Elfriede Brüning: Ich weiß nicht. An 
seiner Stelle hätte ich dafür das Kreuz 
nicht genommen ... 

Erhard Scherner: Das Volk soll nicht le¬ 
sen, was seine Schriftsteller gedacht und 
geschrieben haben. Es soll ja nicht ein¬ 
mal auf Schiffen fahren, die Namen von 
Dichtern tragen, deren Bücher anno 33 
verboten und verbrannt wurden, also von 
der Berliner Weißen Flotte die „Bertolt 
Brecht“ die „ Friedrich Wolf“, die „Johan¬ 
nes R. Becher“. Damals ließen die neuen 
Reeder verlautbaren, sie könnten ihren 
Fahrgästen solche Namen nicht zumu¬ 
ten. - Wer mutet uns solche Reeder zu? - 
Lass dich bitte abschließend fragen, wo¬ 
her du nach unserer bitteren Niederlage 
Mut und Optimismus nimmst? 

Elfriede Brüning: Nun, mein Optimis¬ 
mus hält sich in Grenzen. Aber nichts 
bleibt auf die Dauer so, wie es ist. Das 
ist die Erfahrung meines langen Lebens. 
Und ich vertraue auf die wache Intelli¬ 
genz der jungen Generation, die eines 
Tages - davon bin ich fest überzeugt - 
unsere Ideale, die wir leider verspielt 
haben, verwirklichen wird und den 
schnöden Mammon zum Teufel jagt. 


Semiya Simseks verlorene Illusionen 


Migranten in Deutschland. Ist für sie 
dieser Staat so anziehend, wie es den 
Anschein hat? Reicht man ihnen hilf¬ 
reich die Hand? Oder sind Ungewisshei¬ 
ten programmiert? Zwischen Hoffnung 
und einer schmerzlichen Enttäuschung? 
Zwischen Illusionen und der Erkenntnis: 
Dass Ausländerhass allgegenwärtig ist? 
Dass der Ungeist des Neonazismus noch 
immer auf fruchtbaren Boden fällt? 
Dass er Köpfe vernebelt - nicht nur die 
der Mordtäter, sondern auch der oft ein¬ 
äugigen Justiz? 

Es ist über ein äußerst wichtiges Buch zu 
berichten. Über ein Protokoll zur Aufde¬ 
ckung einer zehnfachen Mordserie. Da 
werden die Täter nicht schon nach we¬ 
nigen Monaten überführt, sondern erst 
nach elf Jahren. Elf Jahre Aufschub für 
Neonazis, für ein brutales Killerkom¬ 
mando, wie sich herausstellte. Elf Jah¬ 
re Leidensweg der Opfer. Die Rede ist 
von dem soeben veröffentlichten Do¬ 
kument von Semiya Simsek, geboren 
1986 im hessischen Friedberg. Sie hat es 
gemeinsam mit dem Journalisten Peter 
Schwarz, Redakteur der „Waiblinger 
Kreiszeitung“, geschrieben: „Schmerzli¬ 
che Heimat. Deutschland und der Mord 
an meinem Vater.“ 

Oktober 1985: Die Entscheidung nach 
Deutschland zu übersiedeln, fiel dem Va¬ 
ter der Autorin, dem 24-jährigen Enver 
Simsek, nicht leicht. Warum verließ er 
seine Heimat, die Türkei? Die Tochter 
des Ermordeten beschreibt das Motiv so: 
„Nach Deutschland zu gehen bedeutete 
für einen Mann wie meinen Vater, der 
in kargen Verhältnissen aufgewachsen 


war, neue Chancen und Perspektiven, 
eine Aussicht auf Wohlstand, die er zu 
Hause nie gehabt hätte.“ 

Es folgten fünfzehn Jahre harter Ar¬ 
beit. Als Bandarbeiter und später als 
Geschäftsmann. Als guter Mensch, wie 
die Tochter schreibt, sorgte er sehr für 
seine Frau und die Kinder. Die Markt¬ 
wirtschaft hatte ihn aufgenommen und 
ihm und seiner Familie Wohlstand ge¬ 
bracht. Bei kräftezehrender Akkord¬ 
arbeit. Doch dann wollte Vater Enver 
kürzer treten, sein Geschäft aufgeben, 
nur noch für Adile, seine Frau, die ihn in 
seinen Blumengeschäften unterstützte, 
und für seine Kinder da sein. Eines Tages 
wollte man zurückkehren in die Heimat. 
Am 10. September 2000, fünfzehn Jah¬ 
re nach dem Start in Deutschland, die 
Autorin war gerade erst vierzehn Jahre 
alt, passierte die Katastrophe. Der Tod 
des Vaters durch eine unerhörte Bluttat: 
Drei Projektile im Kopf, zwei im rechten 
Schulterbereich, zwei Durchschüsse im 
linken Unterarm und in der Unterlip¬ 
pe sowie in der linken Augenhöhle, ein 
Streifschuss im linken Ellenbogen und 
ein Fehlschuss. 

Aus mit den Träumen einer baldigen 
Rückkehr in die Heimat. Aus mit einem 
intakten Familienleben. Aus mit der Zu¬ 
versicht für eine weitere glückliche Zu¬ 
kunft. Fortan attackierten die Ermittler 
der Polizei und der Kripo die Familie 
Simsek und deren Verwandte und Be¬ 
kannte. Ihr Arsenal an Verdächtigungen 
reichte bis zum Drogenhandel, vom un¬ 
terstellten Fremdgehen des Ermordeten 
bis zum möglichen Konkurrenzverhal¬ 


ten einiger Geschäftsfreunde. Die Ab¬ 
läufe der Befragungen durch die Ermitt¬ 
ler waren, so die Autorin, stets dieselben: 
Stereotyp, auf dem einen Auge blind und 
unsensibel. Die Frage nach einer mög¬ 
lichen Fremdenfeindlichkeit wiesen die 
Behörden energisch zurück: Es sei ja 
kein Bekennerschreiben aufgetaucht. 
Bis zum 13. Juni 2001, da passierte der 
zweite Mord. Mit derselben Waffe wie 
bei den Schüssen auf Enver. Kurz da¬ 
rauf und in den folgenden Jahren die 
gleiche Barbarei: Insgesamt zehn Tote. 
Mit Entsetzen mussten die Angehörigen 
der Opfer die falschen Beschuldigungen, 
die Hilflosigkeit, falsche Verdächtigun¬ 
gen hinnehmen. Dreizehn Jahre (von der 
Durchsuchung eines Garagenkomplexes 
des Mordtrios am 26.1.1998 bis zum Un¬ 
tertauchen der Täter 2011) offensicht¬ 
lich bewusst fehlgeleitete Untersuchun¬ 
gen. Eine lange Zeit, in der die Neonazis 
ihre Todesmaschinerie voll in Gang hal¬ 
ten konnten. Dreizehn Jahre Irrtümer, 
bewusst in Szene gesetzt? 

Den Ermittlern hätte nach etlichen 
schwerwiegenden Delikten des Trios aus 
Jena - Mundlos, Böhnhardt und Zschä- 
pe -, u. a. auch nach deren Teilnahme an 
einer Demonstration der NPD gegen die 
Wehrmachtsausstellung in Dresden klar 
sein können, so die Autorin, „dass diese 
drei jungen Leute nicht einfach Anhän¬ 
ger einer rechtsradikalen Ideologie wa¬ 
ren, sondern brutale Neonazis auf einem 
gewaltsamen Weg, der immer tiefer in 
den Terrorismus hineinführte“. (S. 193) 
Von rechtsextremen Parteien wusste Se¬ 
miya Simsek. Aber jetzt erst wurde ihr 


klar, „dass Organisationen wie die NPD 
nur die Oberfläche sind und darunter 
eine zweite, versteckte und viel gefährli¬ 
chere Schicht des Rassismus existiert...“ 
(S. 196) Fragen über Fragen: Wieso ist 
die Polizei bisher blind gewesen? Wes¬ 
halb hat sie Ausländerhass grundsätzlich 
ausgeschlossen? Selbst nach Bekannt¬ 
werden weiterer Folgen der Mordserie 
tippte zum Beispiel „Bild“ auf organi¬ 
sierte Kriminalität. Die Autorin hinge¬ 
gen hegt „das Misstrauen, ob einzelne 
Beamte die Ermittlungen nicht vielleicht 
sogar bewusst in verkehrte Bahnen lenk¬ 
ten“. Und nun, nach der unumstößlichen 
Wahrheit, die Heuchelei der Medien: 
Plötzlich war die Familie Simsek das 
„gute Opfer“ und von höchstem Interes¬ 
se. „Wir wissen nicht genau, was wir von 
diesem Deutschland halten sollen“, no¬ 
tiert Frau Semiya auf Seite 203. Sie fragt 
sich, ob sie hier, wo sie geboren wurde, 
überhaupt zu Hause ist. Und sie gibt sich 
gleich selbst die Antwort: Ja, ihre Heimat 
ist Deutschland, „daran können auch die 
Enthüllungen nach dem November 2011 
nichts ändern“. 

Semiya Simsek will nicht tatenlos Zu¬ 
sehen. Sie wird als Nebenklägerin im 
Prozess gegen den „Nationalsozialisti¬ 
schen Untergrund“ mitwirken, wird, so 
schreibt sie, der Beate Zschäpe gegen¬ 
übertreten. Ihr Vorwurf: Niemand ent¬ 
zifferte rechtzeitig die Botschaft der 
Neonazis, deren Perversität und krank¬ 
haften Hass. Wer sind deren Hintermän¬ 
ner, fragt sie? Sind die V-Leute „keine 
Staatsschützer, sondern eher staatlich 
bezahlte Neonazis“? Und wörtlich auf 
Seite 242: „Können wir überhaupt davon 
ausgehen, dass wenigstens im Gerichts¬ 
prozess gegen Beate Zschäpe und ihre 


Helfershelfer alle wichtigen Fakten auf 
den Tisch kommen ... ?“ 

Semiya Simseks „Entlarvungsprotokoll“ 
ist ein brisantes Zeitdokument, eine Auf¬ 
forderung, mitzuhelfen, den braunen 
Sumpf endgültig trockenzulegen, den 
Ursachen der Mordbereitschaft von fa¬ 
schistoiden Killerkommandos gegen¬ 
über Ausländern und jeglichem Rechts¬ 
extremismus und Rassismus den Nähr¬ 
boden zu entziehen. 

Diese Lektüre wirkt auf den Leser nicht 
nur auf einer spannungsgeladenen sach¬ 
lichen Ebene, sondern vor allem in emo¬ 
tionaler Hinsicht. Die Autorin verleiht 
ihrem Buch einen warmherzigen Ton. 
Da schildert sie die Liebe zu ihren El¬ 
tern, deren liebevolle Zweisamkeit, den 
Zusammenhalt zwischen den Verwand¬ 
ten und Bekannten, auch zwischen Tür¬ 
ken und Deutschen. Sie erzählt von ihrer 
unbeschwerten Kinder- und Jugendzeit, 
lobt die bei der Mutter so hochge¬ 
schätzte Toleranz, berichtet von ihren 
immer wiederkehrenden Träumen von 
ihrem ermordeten Vater, beschreibt die 
Schönheit türkischer Landschaften. Und 
sie verbindet dies mit einem Seitenhieb 
auf deutsche Medien, die den Alltag der 
Türken mitunter schildern, als wären 
diese mit ihren Traditionen und Ritua¬ 
len in den 60er Jahren stehengeblieben. 
Die Autorin, eine moderne, zielstrebige, 
selbstbewusste und kritische deutsch¬ 
türkische Frau, will zuversichtlich in der 
Türkei mit ihrem Mann einen neuen An¬ 
fang finden. Harry Popow 

Semiya Simsek:„Schmerzliche Heimat. 
Deutschland und der Mord an meinem 
Vater“, 272 Seiten, Rowohlt Berlin, 2013, 
18,95 Euro 
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Keine Verwischung von Tätern und Opfern 

Niederländisch-deutsche antifaschistische Protestaktion zum 4. Mai 


Am 4. Mai findet im niederländischen 
Bronckhorst-Vörden eine internationa¬ 
le antifaschistische Protestaktion statt - 
gemeinsam organisiert von dem Ko¬ 
mitee „Vörden Fout“ („fout“ = falsch), 
der niederländischen Vereinigung der 
Antifaschisten und Widerstandskämp¬ 
fer (AFVN-BvA) und der deutschen 
Vereinigung der Verfolgten des Nazi¬ 
regimes - Bund der Antifaschistinnen 
und Antifaschisten (VVN-BdA). 
Hintergrund der Protestaktion sind 
Pläne der Bundeswehr, der Nachfol¬ 
georganisation der Wehrmacht, die 
gefallenen deutschen Soldaten der 
Heeresgruppe B zu ehren, die bei dem 
völkerrechtswidrigen Überfall auf den 
neutralen Nachbarn ums Leben kamen. 
Dieses Gedenken soll nun gerade am 


4. Mai erfolgen. Der 4. Mai ist der na¬ 
tionale Gedenktag an die Erinnerung 
der niederländischen Opfer der Nazi- 
Barbarei (siehe UZ vom 26. April). 
Überlebende und Familien von Op¬ 
fern, sowie Antifaschistinnen aus den 
Niederlanden, aus Deutschland und 
aller Welt sind aufgerufen der Vereh¬ 
rung einer faschistischen Invasionsar¬ 
mee und der Verwischung von Opfern 
und Tätern unter dem Deckmantel der 
„Versöhnung“ ihren Widerstand entge¬ 
genzusetzen. 

Folgender Ablauf der Gedenk- und 
Protestveranstaltung am 04. Mai ist 
geplant: 

16.00 Uhr: Treffpunkt am Bahnhof Vör¬ 
den (NL) 


18.00 Uhr: Blumenehrung am „Verzets- 
plein“ für die Widerstandskämpfer ge¬ 
gen Faschismus und Ausstellung „Ver¬ 
brechen der Wehrmacht“ in Anwesen¬ 
heit der Medien 

19.00 Uhr: Gedenkfeier mit Kranznie¬ 
derlegung auf dem Friedhof der Opfer 
des NS-Regimes 

20.00 Uhr: Landesweit zwei Minuten 
symbolische Stille 

Weitere Informationen im Internet: 
Homepage der AFVN-BvA: www.afvn. 
nl und 

Homepage der VVN-BdA NRW: www. 
nrw.vvn-bda.de 

Kontakt zur AFVN-BvA unter: secr@ 
afvn.nl, Kontakt zur VVN-BdA NRW un¬ 
ter: nrw@vvn-bda.de 


Gedenken an Albert Funk 


Vor 8o Jahren wurde der Bergarbeiter und Reichstagsabgeordete ermordet 



Am 27. April 1933 wurde Albert Funk 
im Polizeipräsidium Recklinghausen 
von den Nazis durch unmenschliche 
Folter in den Tod getrieben. Die VVN/ 
BdA Stadtvereinigung Recklinghausen 
erinnerte mit einem Informationsstand 
in der Innenstadt an seinem 80. Todes¬ 
tag und warb für das Verbot der NPD. 
Auf dem Hof des Recklinghäuser Po¬ 
lizeipräsidiums wurden anschließend 
Blumen für die dort in den Jahren der 
Nazi-Barbarei inhaftierten und ermor¬ 
deten Antifaschisten niedergelegt. Von 
1933 bis 1945 war in diesem Gebäude 
der Sitz der berüchtigten Gestapo Leit¬ 
stelle Nord. 

In dem Aufruf der VVN-BdA zu die¬ 
sem Gedenktag hieß es unter anderem: 


„Wir halten aus Anlass des 80. Todes¬ 
tags von Albert Funk, Bergmann und 
Reichstagsabgeordnetem der KPD, 
die Erinnerung an den Terror der Na¬ 
zis gegen ihre politischen Gegner auf¬ 
recht. 

Wir treten dafür ein, 

1. dass mit einer Mahntafel am Reck¬ 
linghäuser Polizeipräsidium an dessen 
Funktion im Nazi- Reich und des Leids 
der hier inhaftierten Antifaschisten er¬ 
innert wird. 

2. dass im Recklinghäuser Stadtgebiet 
eine Straße nach Albert Funk benannt 
wird. 

3. dass in Recklinghausen eine For- 
schungs- und Informationsstätte für 
Schüler und andere Interessierte zu 


Widerstand und Verfolgung im Nazi- 
Deutschland eingerichtet wird. 

Wir demonstrieren gegen die Gewalt¬ 
taten der heutigen Nazis, gegen die 
Terrorakte der sogenannten NSU und 
die Verstrickung deutscher Nachrich¬ 
tendienste in braune Netzwerke, gegen 
die menschenverachtende Hetze von 
ProNRW und anderen rechten Grup¬ 
pen gegen Asylsuchende und Muslime 
in unserem Land. Wir unterstützen die 
Forderung der VVN-BdA nach einem 
sofortigen Verbot der NPD, wissend, 
dass das allein nicht ausreicht. 

Faschismus ist keine Meinung - 
Faschismus ist ein Verbrechen!“ 
Werner Sarbok 


Tag der Befreiung vom Faschismus - 
Veranstaltungen am 8. Mai 


Essen 

Am 8. Mai 2012 hatten DKP, SDAJ, 
Partei „Die Linke“, DFG-VK und 
DIDF zu einer Kundgebung am Al¬ 
tenessener Allee-Center anlässlich des 
67. Jahrestages der Befreiung Deutsch¬ 
lands vom Faschismus aufgerufen und 
Altenessen symbolisch zur Nazi-freien 
Zone erklärt. 

Der immer massiver werdenden Prä¬ 
senz von Neonazis im Essener Norden 
und ihrem immer frecher werdenden 
Auftreten, z.B. auf dem Altenessener 
Stadtteilfest offensiv entgegen zu tre¬ 
ten, darf nicht nur das Anliegen einiger 
weniger linker Gruppen sein. Dies soll¬ 
te das gemeinsame Anliegen aller de¬ 
mokratischen Kräfte im Essener Nor¬ 
den sein. 

Aus diesem Grunde hat sich am 
16. April 2013 auf Einladung der DKP 
ein Bündnis in der Zeche Carl formiert, 
das mit Reagieren auf Neonazi-Akti¬ 
vitäten, wie z.B. anlässlich der NPD- 
Kundgebung zur Reichspogromnacht 
im November letzten Jahres offensiv 
entgegentreten will. 

Zum 68. Jahrestag der Befreiung vom 
Faschismus ruft dieses Bündnis unter 
dem Motto: „Offensiv gegen Neonazis 
im Essener Norden und überall!“ am 
8. Mai 2013 zu einer Kundgebung vor 
dem Altenessener Allee-Center auf. 
Die Kundgebung dauert von 18.00 bis 
19.30 Uhr. Auf der Kundgebung wer¬ 


den Vertreter von Gewerkschaften, 
Betriebsräten, Sportvereinen und der 
VVN sprechen. Musikalisch unterstützt 
wird die Veranstaltung durch die Alten¬ 
essener Gruppe „Schulz und Verstär¬ 
kung“. 

Düsseldorf 

Gedenken zum Tag der Befreiung vom 
Faschismus am Sowjetischen Gräber¬ 
feld auf dem Waldfriedhof Gerresheim. 
Treffpunkt am Eingang Quadenhof- 
straße 151,18.00 Uhr. 

Hof 

Gedenken an den antifaschistischen 
Widerstand in Hof. Kranzniederlegun¬ 
gen von VVN/BdA Hof-Wunsiedel und 
DKP Oberfranken an der Grabstätte 
von Hans Merker, Ewald Klein und 
Philipp Heller. Treffpunkt Hofer Fried¬ 
hof, unterer Eingang (Ecke Schleizer/ 
Plauener Straße), 17.30 Uhr. 

Krefeld 

Kundgebung und Gedenkmarsch für 
die im Widerstandskampf ermordeten 
Krefelder Antifaschistinnen und Anti¬ 
faschisten und die in Krefelder Indus¬ 
triebetrieben umgekommenen und er¬ 
mordeten Zwangsarbeiterinnen und 
Zwangsarbeiter. Treffpunkt am Mahn¬ 
mal auf dem Krefelder Friedhof hinter 
dem Krematorium, Eingang Gladba- 
cher Straße, 16.30 Uhr. 


Demonstration in München 


Wer nicht feiert, hat verloren! 

Antifaschistische Demonstration zum Tag der Befreiung 
8. Mat 2013, 18:00 Uhr ; Sendlinger-Tor-Platz (München) 


sdaj-muenchen.net und al-m.org 



Am 8. Mai feiern wir den Tag der Be¬ 
freiung, das Ende des Nazi-Regimes, 
die Niederlage des deutschen Faschis¬ 
mus. An diesem Tag danken wir allen, 
die für die Befreiung gekämpft haben 
und gedenken aller, die unterdrückt, 
eingesperrt und ermordet wurden. 

Wir gedenken den Opfern des Holo¬ 
causts, den Millionen in Konzentrati¬ 
onslagern, Zuchthäusern und Folter¬ 
kammern der Gestapo bestialisch Er¬ 
mordeten, den Widerstandskämpfern 
und den Gefallenen der Roten Armee 
und der anderen Truppen der Anti-Hit- 
lerkoalition. 


„Nie wieder Faschismus - Nie wieder 
Krieg“, das war vor 68 Jahren die Er¬ 
kenntnis vieler Menschen.Sie ist heu¬ 
te immer noch hoch aktuell. Denn 
mit dem Ende des Krieges waren die 
gesellschaftlichen Bedingungen des 
deutschen Faschismus nicht beseitigt. 
Im Zuge der Wiederherstellung der al¬ 
ten Macht- und Eigentumsverhältnisse 
und der Wiederaufrüstung in der BRD 
wurden Nazi- und Kriegsverbrecher in 
allen Bereichen der Gesellschaft reha¬ 
bilitiert und konnten auch wieder in 
höchste Staats- und Verwaltungsämter 
zurückkehren. (aus dem Aufruf) 


Veranstaltungen der DKP zum i. Mai 

Volle Säle in Essen und Hanau 



Mit kämpferischen Liedern der Arbeiterbewegung begeisterten Achim Bigus 
(links) und Pol MacAdaim in Essen ihr Publikum. 


Zum 1. Mai richten viele Gliederungen 
der DKP ihre oft traditionsreichen Ver¬ 
anstaltungen aus. Bedingt durch den 
Redaktionsschluss der UZ am 30. Ap¬ 
ril können wir natürlich nur frühe Ver¬ 
anstaltungen berücksichtigen. Über die 
Zusendung weiterer Fotos und Beiträ¬ 
ge von Aktivitäten der DKP zum 1. Mai 
für die Berichterstattung in der kom¬ 
menden Ausgabe würde sich die UZ- 
Redaktion sehr freuen. 
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Vorwärts und nicht vergessen 

„Vorwärts und nicht vergessen“ war 
das Motto der diesjährigen Mai-Feier 
der DKP Essen. Rund 100 Besucherin¬ 
nen lauschten gebannt den wunderba¬ 
ren politischen Songs und Balladen des 
irischen Musikers Pol MacAdaim sowie 
den kämpferischen Liedern der Arbei¬ 
terbewegung, vorgetragen von einem 
starken Achim Bigus. Zwei ganz un¬ 
terschiedliche Sänger begeisterten auf 
ihre Weise das Publikum und mach¬ 
ten deutlich: wenn wir solidarisch sind, 
wenn wir gemeinsam für unsere Sache 
kämpfen, dann sind wir stark! 

Auch die Mai-Ansprache von Patrick 
Köbele war geprägt von Kampfgeist 
und Solidarität. Solidarität, die ganz 
besonders die Opelaner benötigen, so¬ 
wie alle Menschen, die den brutalen 
Auswirkungen des Kapitalismus und 
Imperialismus zum Opfer fallen. 

Eine rundum gelungene Veranstaltung, 
die sicherlich viele Unentschlossene 
motiviert hat, am 1. Mai mit dabei zu 
sein -ler 

„Du hast die Wahl.“ 

Unter diesem Titel stand die diesjäh¬ 
rige l.-Mai-Veranstaltung der DKP- 
Sammelbetriebsgruppe Metall in der 
vollbesetzten Reinhardskirche in Ha¬ 


nau. Dabei ging es nicht nur um die im 
Herbst anstehenden Wahlen zum hes¬ 
sischen Landtag oder die Bundestags¬ 
wahl. Nach einer sehr eindrucksvollen 
Rede von Horst Gobrecht und einem 
leckeren Buffet kam als Höhepunkt 
wie jedes Jahr ein fulminantes Kaba¬ 
rettprogramm auf die Bühne. Selbst¬ 


gemachte Sketche und Lieder begeis¬ 
terten das Publikum. Dabei wurde ein 
weites Feld der Politik aufs Korn ge¬ 
nommen. 

Zu Beginn ging es natürlich um die 
Wahlen, wobei die Hanauer gekonnt 
den bürgerlichen Wahlbetrieb mit sei¬ 
nen Scheinalternativen sezierten. Da¬ 


nach ging es um die knappen Kassen 
der Kommunen und den sich daraus 
ergebenden sozialen Raubbau und 
den Leistungsabbau für die Menschen. 
Das Thema Wohnungsnot, in Hanau 
wie im gesamten Rhein-Main-Gebiet 
ein gravierendes Problem, war die 
Grundlage des nächsten Stücks. Weiter 
ging es mit den Themen Arbeitsplätze 
und unsichere BeschäftigungsVerhält¬ 
nisse. Den Abschluss bildete das The¬ 
ma Antifaschismus. Neben einem sehr 
gelungenen und abwechslungsreichen 
Bühnenaufbau kam auch eine Power¬ 
point-Präsentation in den jeweiligen 
Stücken zum Einsatz. Nach dem be¬ 
geisterten Applaus und als der ganze 
Saal gemeinsam das Lied Bandiera 
rossa sang, stand fest, dass die Hanau¬ 
er wieder eine gelungene Veranstal¬ 
tung in Szene gesetzt hatten. 
Übrigens: Die Texte sind leicht auch 
für andere Orte geeignet und können 
sehr gut für eigene Veranstaltungen 
und Aktionen, nicht nur zum 1. Mai, 
genutzt werden. Zusammen mit der 
Powerpoint-Präsentation können sie 
gerne von der DKP Main-Kinzig an¬ 
gefordert werden: dkp-main-kinzig@ 
dkp-hessen.de. 

Klaus Seibert 
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„Rettungsauflagen“ als Strafe 
für Unbotmäßigkeit 

Zypern - über die Hintergründe für die Zerstörung eines Landes • Von Andreas Wehr 


Z ypern ist nach Griechenland, Ir¬ 
land und Portugal das vierte Land, 
das Finanzhilfen der übrigen Eu¬ 
rostaaten in Anspruch nehmen muss. 
Verlangt werden dafür Privatisierun¬ 
gen und weitreichende Kürzungen bei 
Soziales, Gesundheit und Arbeit. Wie 
in den anderen Defizitländern wird das 
verordnete Austeritätsprogramm auch 
hier zu einem Rückgang des Bruttoin¬ 
landsprodukts, zu Konkursen, wachsen¬ 
der Arbeitslosigkeit und am Ende zur 
Verarmung führen. Bereits für das lau¬ 
fende Jahr wird ein Sinken des Brutto¬ 
inlandsprodukts erwartet. Und dieser 
Abwärtstrend wird anhalten. 

Die Kredite sollen es Zypern ermögli¬ 
chen, „seine“ Banken herauszuhauen. 
Da sich dafür das Land dem Programm 
der Troika, bestehend aus Europäischer 
Kommission, Europäischer Zentral¬ 
bank und Internationalen Währungs¬ 
fond, unterwerfen muss, die erhaltenen 
Kredite aber kaum jemals zurückzah¬ 
len kann, wäre es sehr viel besser ge¬ 
wesen, hätte man die Banken verstaat¬ 
licht und sie anschließend abgewickelt, 
so wie es 2008 Island mit seinen getan 
hat. Erst nachdem die Insel im Nordat¬ 
lantik diesen Mühlstein los war, konnte 
sich seine Wirtschaft erholen. Eine sol¬ 
che Lösung hat die zypriotische Bour¬ 
geoisie und mit ihr die neue konserva¬ 
tive Regierung unter Nikos Anastassi- 
adis aber abgelehnt, wäre sie doch auch 
auf Kosten der Eigentümer und großen 
institutionellen Anleger der Banken er- 
folgt. 

Ein Konkurs der Banken kam aber 
auch für die internationalen Finanz¬ 
märkte und für die Troika nicht in¬ 
frage, denn dies hätte fatale Rückwir¬ 
kungen für die weiterhin instabile Si¬ 
tuation Griechenlands haben können. 
Dort sind die drei großen zypriotischen 
Banken, die Laiki-Bank, die Bank of 
Cyprus und die Hellenic Bank mit 320 
Zweigstellen und 4.700 Beschäftigten 
stark engagiert. Die hier ausstehenden 
Kredite belaufen sich auf 20,4 Milliar¬ 
den Euro. Damit wurde begründet, 
dass das vergleichsweise kleine Zy¬ 
pern durchaus Systemrelevanz für die 
gesamte Eurozone besitzt. So sind die 
Maßnahmen zur Krisenbewältigung 
vor allem mit Blick auf die Auswir¬ 
kungen auf Griechenland getroffen 
worden. Die zypriotischen Banken 
wurden jeweils in einen „guten“ und 
einen „schlechten“ Teil aufgeteilt. 
Ganz nach dem Vorbild anderer Eu¬ 
roländern, etwa Irland, schuf man Bad 
banks, in die die faulen Kredite einge¬ 
bracht wurden. Der Staat bürgt für die 
Verbindlichkeiten dieser Bad banks, 
die die Aufgabe haben, über die Jahre 
doch noch Geld aus den Forderungen 
herauszuschlagen. Beschlossen wurde 
auch, die griechischen Geschäftsteile 
der Banken zu verkaufen. 

Im Unterschied zu Bad banks anderer 
Länder werden die zypriotischen aber 
über alle Bankeinlagen verfügen, die 
100 000 Euro übersteigen. Sie haben 
das Recht, sie vorerst zurückzuhalten 
und nur mit erheblichen Abschlägen 
auszuzahlen. Zunächst war von einer 
Zwangsabgabe von 9,9 Prozent die 
Rede, inzwischen werden weit höhere 
Beträge genannt. Dies ist nichts ande¬ 
res als eine Teilenteignung. Damit wer¬ 
den erstmals in der Eurokrise auch die 
Einleger der Banken zu deren Rettung 
herangezogen. Ursprünglich war sogar 
geplant, bei Sparern mit Guthaben un¬ 
terhalb von 100 000 Euro 6,75 Prozent 
einzubehalten. Dieser Plan scheiterte 
jedoch am Widerstand des zyprioti¬ 
schen Parlaments. Die Inanspruchnah¬ 
me solcher Guthaben wäre übrigens 
ein klarer Verstoß gegen die in der EU 
geltende Garantie der Einlagensiche¬ 
rungsfond gewesen. 

Die von der Troika verlangte Heran¬ 
ziehung von Bankeinlagen wurde mit 
der im Fall Zyperns, im Unterschied zu 
Griechenland, Irland und Portugal, ge¬ 


ringen Schuldentragfähigkeit begrün¬ 
det. Sie wurde auf etwa 100 Prozent des 
Bruttoinlandsprodukts angesetzt, alles 
was darüber hinausgeht würde danach 
die Schuldenlast auf ein nicht mehr 
erträgliches Maß erhöhen. Doch die¬ 
se Festlegung ist ganz und gar willkür¬ 
lich. Die daraus abgeleitete Forderung 
nach einer Schröpfung von Bankgutha¬ 
ben ruiniert vielmehr restlos das Ver¬ 


trauen in die Finanzindustrie Zyperns, 
die immerhin für ein Viertel der Wert¬ 
schöpfung des Landes steht. Der damit 
verbundene Einnahmeverlust wird es 
für das Land noch schwerer machen, 
seine Schulden jemals zu begleichen. 
Die tatsächlichen Gründe für die vor 
allem von der deutschen Regierung 
verlangte Belastung der Bankeinlagen 
sind denn auch ganz anderer Art. Nach 


den „Rettungen“ von Griechenland, 
Irland und Portugal war vor allem in 
Deutschland die Bereitschaft, mit Zy¬ 
pern ein weiteres Land zu finanzieren 
gering. Da kam der Verdacht, dass da¬ 
mit lediglich die Vermögen russischer 
Oligarchen gerettet werden sollen, 
gerade recht: „EU-Hilfe für Zypern 
könnte Schwarzgelder sichern“, titel¬ 
te am 4. November 2012 „Die Welt“, 



Nein zur Ruinierung der Bevölkerung 


Führend in der Welt 


Die Kanzlerin wolle „einen leistungsstarken Kontinent, der 
seinen Bürgern auch in Zukunft Wohlstand bieten kann“, 
versprach sie in der „Bild“ vom vergangenen Freitag. Eu¬ 
ropa solle „führend sein in der Welt, das sind wir in vielen 
Bereichen heute nicht.“ 

Sie hat tatsächlich gesagt, „auch in Zukunft“ - also schon 
jetzt. Aber wer locker behaupten kann: „Deutschland geht es 
gut wie nie zuvor“, der sieht auch Griechen, Portugiesen und 
Spanier auf einem „guten Weg“. Und der hält die Installation 
einer 700 Mrd. schweren autokratischen Finanzdiktatur für 
einen „guten Tag für Europa“. 

Wir wollen der Versuchung widerstehen, hier die Fakten¬ 
lage auszubreiten. Nur die letzten Highlights: Die spani¬ 
sche Statistikbehörde INE meldet gerade einen neuen All¬ 
zeit-Rekord. Erstmals über 6 Mio. (6,203 Mio.) gemeldete 
Arbeitslose. In Europa (EU-27) gelten laut Eurostat 26,3 
Mio. Menschen als arbeitslos. Trotz der brachialen Troika- 
Panierung“ schoss die Staatsverschuldung im Euro-Raum 
in 2012 um 375,2 Mrd. Euro nach oben. (Schon klar, richtig 
ist nicht „trotz“, sondern „wegen“). Es gibt in der Tat einiges, 
bei dem Europa „führend in der Welt“ ist. 

Die Begeisterung über diese Art globaler Führung hält sich 
erstaunlich in Grenzen. Kurz vor Erreichen der nächsten 
Zielmarke, „30/60“ (30 Prozent Arbeitslosigkeit/60 Prozent 
Jugendarbeitslosigkeit) veröffentlicht der britische „Guar¬ 
dian“ neue Zahlen von „Eurobarometer“, einem EU-Mei- 
nungsforschungsinstitut. Die Forscher fanden einen „schwin¬ 
delerregenden“ Absturz, beim Vertrauen in die EU. 

Die untersuchten Staaten, Deutschland, Frankreich, Groß¬ 
britannien, Italien, Polen und Spanien, galten bislang als 
eher Pro-EU. (Selbst Großbritannien). Diese sechs größten 
EU-Staaten repräsentieren ca. 350 Millionen der 500 Mio.- 
EU-Bevölkerung. Von Pro-EU kann da jetzt wohl keine 
Rede mehr sein. 

Verglichen wurden zwei Zeitpunkte. Mai 2007, also unmit¬ 
telbar vor dem offenen Ausbruch der Krise und November 
2012, kurz nachdem EZB-Chef Draghi den drohenden frei¬ 


en Fall des Euro mit seinem berühmten „Whatever it takes“ 
gerade noch abgefangen hatte. Vermutlich auch so ein „guter 
Tag für Europa“. 

Der Anteil der befragten Bürger, die dazu neigen der EU 
als Institution nicht zu trauen, ist laut „Eurobarometer“ in 
diesem Zeitraum in Polen von 18 auf 42 Prozent gestiegen. 
In Italien von 28 auf 53 Prozent, in Frankreich von 41 auf 56 
Prozent, in Deutschland von 36 auf 59 Prozent, in Großbri¬ 
tannien von 49 auf 69 Prozent und schließlich in Spanien von 
nur 23 auf sensationelle 72 Prozent. Der geplatzte European 
Dream ist nach Meinung des Guardian ein „Alptraum für die 
europäischen Führer“. 

Selbst Kommissionspräsident Jose Manuel Barroso sah einen 
Augenblick lang die „Grenze der politischen und sozialen 
Akzeptanz“ für die desaströse Troika-Politik erreicht. Um 
wenigen Stunden später vor dem Knurren aus Berlin erwar¬ 
tungsgemäß einzuknicken. 

Zwar wird es erkennbar einsam um Frau Merkel und Herrn 
Schäuble, sowohl in der Welt wie in Europa, aber da hinter 
ihnen die deutsche Finanz- und Exportindustrie steht, dürfte 
an einem entschlossenen „Weiter so!“kein Zweifel bestehen: 
Südeuropa pleite? Egal, in irgendein China werden wir un- 
sern Kram schon exportieren können! 

Nun ist kaum zu übersehen, dass sich das deutsche Personal 
momentan in Europa nicht nur Freunde macht. Frau Merkel 
hat daher gemeint, „wir müssen bereit sein zu akzeptieren, 
dass Europa in einigen Bereichen das letzte Wort hat“. Na¬ 
türlich nicht irgendein „letztes Wort“. Denn sobald der Druck 
nachlasse „würden die Länder nur wieder ihren eigenen Weg 
gehen wollen“. Unvorstellbar. Frau Merkel meint selbstre¬ 
dend das Berliner „letzte Wort“. Aus Brüssel. Heißt konkret: 
Soll sich doch der Barroso eine Rotzbremse anmalen lassen. 
Es ist doch immer wieder erstaunlich, wie schnell es dem 
Deutschen Imperialismus gelingt, aus einer glänzend-domi¬ 
nanten Position zum „führenden“ Arschloch des Kontinents 
zu werden. 

Guntram Hasselkamp 


noch drastischer formulierte das „Han¬ 
delsblatt“ am 10. Januar 2013: „Retter 
für russische Milliarden gesucht“. Aus¬ 
gelöst wurde diese Kampagne von 
einem im „Spiegel“ veröffentlichten 
Bericht des Bundesnachrichtendiens¬ 
tes (BND), der herausgefunden haben 
wollte, dass von europäischen Geldern 
vor allem russische Oligarchen profi¬ 
tieren würden, auf deren zypriotische 
Konten nicht weniger als 26 Milliarden 
Euro lägen. Ohne Zweifel ist Zypern 
eine Steueroase, deren Geschäftsmo¬ 
dell darauf beruht, mit vergleichswei¬ 
se hohen Zinsen und sehr niedrigen 
Unternehmenssteuern möglichst viel 
Geld von außen anzuziehen. Vor al¬ 
lem russische Privatleute, Banken und 
Unternehmen nutzen daher Zypern 
als Geldschrank. Doch Steueroasen in¬ 
nerhalb der EU sind auch Luxemburg, 
Malta, Irland und Österreich. Anders 
als im Fall Zyperns zeigt die EU ihnen 
gegenüber hingegen Langmut und ge¬ 
währt großzügige Anpassungs- und 
Übergangsfristen zur Änderung der 
Steuergesetze. Aufgestachelt durch 
den BND-Bericht erhoben vor allem 
SPD-Politiker, die bisher allen „Ret¬ 
tungen“ fast kritiklos zugestimmt hat¬ 
ten, Einwände. Der Präsident des Eu¬ 
ropäischen Parlaments, Martin Schulz, 
forderte die Offenlegung, „wo die in 
Zypern eingelagerten Gelder herkom- 
men“. Und Sigmar Gabriel drohte, dass 
die SPD einem Hilfspaket für Zypern 
wegen der Steuerdumping- und Geld¬ 
wäschevorwürfe nicht zustimmen wer¬ 
de, denn es sei deutschen Steuerzah¬ 
lern nicht zuzumuten, zypriotische 
Banken zu retten, „deren Geschäfts¬ 
modell auf der Beihilfe zum Steuerbe¬ 
trug basiert“. Noch deutlicher wurde 
der CSU-Europaparlamentarier Mar¬ 
kus Ferber. Er verlangte eine Garan¬ 
tie dafür, „dass wir den Bürgern Zy¬ 
perns helfen und nicht russischen Oli¬ 
garchen“. Und für FDP-Fraktionschef 
Rainer Brüderle waren schon beim 
Eindruck, dass in Zypern Geldwäsche 
stattfindet, „Hilfen nicht vermittelbar 
und auch nicht vertretbar.“ Zypern ist 
daher auch ein Opfer deutscher Innen¬ 
politik geworden. Aber auch außenpo¬ 
litische Gründe sind für die Härte des 
Vorgehens verantwortlich. Ein Kom¬ 
mentar der „Frankfurter Allgemeinen 
Zeitung“ vom 21. März 2013 macht das 
deutlich: „Ein weiteres Symptom da¬ 
für, dass im Fall Zypern eine politische 
Bruchstelle erreicht worden ist, ist die 
Hinwendung des Landes zu Russland. 
Das ist insofern verständlich, als die 
zyprischen Banken nicht zuletzt von 
Bankeinlagen (und der Geldwäsche¬ 
rei) russischer Oligarchen leben. Da 
diese eng mit dem russischen Macht¬ 
apparat verflochten sind, gibt es ein 
Eigeninteresse der Russen, sich an der 
Rettungsaktion zu beteiligen - Russ¬ 
land hat der Insel schon vor geraumer 
Zeit einen Milliardenkredit gewährt. 
Dennoch ist dies ein beispielloser Akt 
der Desolidarisierung mit Rest-Euro¬ 
pa. Denn im östlichen Mittelmeer geht 
es nicht nur um Euro-Rettung, dort ste¬ 
hen auch geostrategische Interessen 
auf dem Spiel. Wenn Zypern mit dem 
Gedanken spielt, russische Konzer¬ 
ne mit erwarteten Gewinnen aus der 
Erdgasförderung vor seiner Küste zu 
entschädigen, wird etwa die Energie¬ 
sicherheit Europas auf lange Sicht be¬ 
schädigt. Da wäre es nur konsequent, 
Russland auch einen Marinestütz¬ 
punkt anzubieten, falls der bisher ein¬ 
zige russische Hafen im Mittelmeer im 
syrischen Tartus nach dem Fall Assads 
auf gekündigt würde.“ Mit den Auflagen 
für die „Rettung“ wurde Zypern dem¬ 
nach auch für seine außenpolitische 
Unbotmäßigkeit abgestraft. 

Andreas Wehr ist Autor der Bücher „Die Euro¬ 
päische Union“ und „Griechenland, die Krise 
und der Euro“. Mehr unter: www.andreas- 
wehr.eu 
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Wir trauern um unseren Genossen 

Gerd Deumlich 

26. Juni 1929 - 23. April 2013 

Am Abend des 23. April starb unser Genosse Gerd Deumlich 
plötzlich und trotz seines Alters unerwartet. Wir trauern mit 
seinen beiden Söhnen und Grit, seiner Frau und Genossin, die 
über 60 Jahre immer fest zu ihm stand und die Familie zusam¬ 
menhielt. Gemeinsam haben wir einen von tiefem Humanis¬ 
mus geprägten, vielseitig literarisch und künstlerisch gebildeten, 
an der Basis verankerten, erfahrenen, warmherzig-freundlich- 
bescheidenen kommunistischen Journalisten verloren, der sein 
politisches Leben lang konsequent gegen Krieg, Faschismus, 
Militarismus und Rassismus, für die sozialen, demokratischen, 
kulturellen Interessen der Arbeiterklasse und ihre sozialistische 
Zukunft gekämpft hat. 

Gerd Deumlich wurde am 26. Juni 1929 in Brieg/Schlesien ge¬ 
boren, erlernte nach der Schule den Beruf des Landvermes¬ 
sungstechnikers. Sohn eines „Moorsoldaten“ - sein Vater saß 
als KZ-Häftling im Emsland und später in Dachau ein - wurde 
Gerd im Frühjahr 1946 Mitglied der KPD und der FDJ in West¬ 
deutschland. 

Schon früh arbeitete er als Journalist daran mit, die politische 
Landschaft der Nachkriegszeit zu vermessen, zu analysieren, zu 
kommentieren, mit dem Ziel zu verstehen, verständlich zu ma¬ 
chen, Partei zu ergreifen und die Verhältnisse im Interesse der 
Arbeiterklasse zu verändern. Dafür verurteilte ihn die Adenau¬ 
er-Justiz Mitte der 1950er Jahre als jungen Chefredakteur der 
damals schon illegalen FDJ-Zeitung „Junges Deutschland“ zu 
zweieinhalb Jahren Gefängnis. 

Im März 1969 wurde Gerd Deumlich - mit seiner Familie aus 
dem DDR-Exil in die Bundesrepublik zurückgekehrt - erster 
Chefredakteur der UZ. Ab Anfang der 70er Jahre trug er dann 
für lange Jahre als Präsidiumsmitglied im Parteivorstand Ver¬ 
antwortung für die nachhaltig ausstrahlende Kulturpolitik der 
DKP. Nach der bitteren Niederlage von 1989/90 zog er sich nicht 
resigniert zurück, sondern forderte und förderte in der UZ und 
in den Marxistischen Blättern als deren verantwortlicher Re¬ 
dakteur, Mitherausgeber und Verlagsgesellschafter selbstkriti¬ 
sches Nachdenken über die Ursachen dieser Niederlage und 
Neuvermessung der weltpolitischen Landschaft, immer noch 
mit dem Ziel zu verstehen, verständlich zu machen, weiter Par¬ 
tei zu ergreifen ... 

Das tat er nicht nur in und mit seiner Partei, der DKP, deren 
aktueller Zustand ihn mit Sorge erfüllte, sondern auch in und 
mit seiner Gewerkschaft ver.di, der Initiative zur Rehabilitie¬ 
rung der Opfer des Kalten Krieges und der VVN-BdA, deren 
Bundesausschuss er angehörte. Gerd Deumlich hinterlässt eine 
große Lücke, aber auch viel Nachlesbares und viele Mitstreite¬ 
rinnen, die sich seiner über Parteigrenzen hinweg mit Respekt 
und Hochachtung gern erinnern. 

Parteivorstand der DKP, Neue Impulse Verlag GmbH, 
Redaktion und Herausgeberkreis der Marxistischen Blätter, 
Redaktion Unsere Zeit, DKP-Bezirksvorstand Ruhr-Westfalen, 
DKP-Kreisvorstand Essen, DKP-Gruppe Frohnhausen/Holsterhausen, 
Initiative zur Rehabilitierung der Opfer des Kalten Krieges, 
SDAJ-Bundesvorstand 

Die Trauerfeier für Gerd Deumlich findet am 10. Mai 2013 ab 12.30 Uhr in 
der Trauerhalle des Essener Süd-West-Friedhofes, Fulerumer Straße statt. 
Statt Blumen und Kränze bitten wir im Sinne von Gerd Deumlich um Spen¬ 
den für die Marxistischen Blätter auf das Konto des Parteivorstandes der 
DKP, Konto-Nummer 400 248 7502, GLS Bank (BLZ) 430 609 67: Stichwort 
Gerd Deumlich. 

Ferienwohnung in Südfrankreich 
bei Narbonne am Meer zu vermieten 

Pfingstferien noch frei. 

Hiltraut Wurm, 08144/7200 
anna.boegel@googlemail.com 


Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe Berlin-Spandau preiswerte 
Ferienwohnung für 5 Personen (2 Zimmer, Wohnküche - Herd, Kühlschrank, 
Bad, Dusche,WC). Preis nach Vereinbarung 

Näheres Tel./Fax: 033231/60661 


Weingut Eicher 

Rheinterassen 

Bachstraße 7 
67577 Alsheim 
Tel.:06249-4128 
Fax: 06249-67263 

www.amiata.de olivastra@amiata.de 
immer gute Adressen 

Ferienhaus und Ferienwohnungen in der T0SCANA-SEGGIAN0 

Bei GUNTER & SIBYLLE 

Tel. 003905641 836713, mob. 00393381539818 




Wir trauern um 

Gerd Deumlich 


Gerd Deumlich hat die Kulturarbeit der DKP über Jahr¬ 
zehnte geprägt und damit weit über den Kreis der Partei 
hinaus Impulse gegeben. Unbeirrt hielt er an der richti¬ 
gen Überzeugung fest, dass die Kultur „keinesfalls ein 
wehrloses Opfer in den Händen der Reaktion, sondern 
Sand im Getriebe“ ist. Beharrlich und geduldig vermit¬ 
telte er, dass mit der Verteidigung kultureller Leistungen 
die Würde des Menschen verteidigt wird, unsere Würde 
und unser Recht darauf, die Welt zu gestalten. 

Er war uns Lehrer, Freund, Genosse, wir haben ihm viel 
zu verdanken. 

Isa Paape, Hermann Kopp, Jane Zahn, Friedrich Kulimann, An¬ 
drea Schön, Klaus und Margret Winkes, Mechthild Hartung, 
Werner Lutz, Manfred Idler 



Die Marx-Engels-Stiftung 
lädt ein zur Tagung 

Ökonomie des Sozialismus 


Samstag, 04.05.2013,10.00-18.00 Uhr 
CVJM-Haus, Hindenburgstr.57, Essen 

Die Referenten und ihre Themen: 

★ Lucas Zeise: Es bedarf einer Theorie des Sozialismus 

★ Prof. Dr. Harry Nick: Ökonomiedebatten in der DDR 

★ Dr. Heinrich Harbach: Wirtschaft ohne Markt-Transformationsbedingun¬ 
gen für ein neues System der gesellschaftlichen Arbeit 

★ Helmut Dunkhase: Planwirtschaft - auf der Höhe derzeit 

★ Prof. Dr. Jörg Roesler: Wagnis und Vorbild: Vor 90 Jahren begann in 
Russland der Übergang vom Kriegskommunismus zur „ Neuen Ökonomi¬ 
schen Politik 11 

★ Dr. Manfred Sohn: Der dritte Anlauf 

Zur Einstimmung auf das Thema empfehlen wir die Lektüre von Texten der 
Referenten, die unter http://www.dkp-ge.de/oekosoz13/aufgerufen wer¬ 
den können. 

Da wir im Tagungsgebäude auch ein Mittagessen bereitstellen wollen, wä¬ 
ren wir für eine Voranmeldung bei Rolf Jüngermann, Tel. (02 09) 20 49 74, 
E-Mail ro.ju@gmx.de dankbar. 


MARXISTISCHE BLÄTTER 


lim fairteilen 
Arbeit + Wohnen 
= Menschenrecht? 

Alle für Gerechtigkeit - Gerechtigkeit für 
alle? Rainer Roth* Die Ökonomisierung so¬ 
zialer Arbeit Ingo Zimmermann «-„Freiwillige“ 
Gratisarbeit für alle? Gisela Notz* 
30-Stunderr-Woche für Europa Stephan 
Krull * Arbeitszeitverkürzung - Wie soll das 
geben? Jörg Miehe*Die Wohnungsfrage po¬ 
litisieren Wolfgang Richter* Die Wohnungs¬ 
politik der KPÖ in Graz Elke Kahr 

Weitere Beiträge: 

Von Chavez zu Maduro Andre Scheer* Die BRICS 
Staaten Joachim Wahl* Über das Scheitern von 
Occapy-WaII-Street Thomas Frank*Die Sache 
mit der Agenda Gerd Deumlich* Der faule Atom¬ 
kompromiss Ulrich G@llermarin*Gehirn, Geist 
und Willensfreiheit Rolf Jüngermann * Von der 
Gründung des ADAV bis zum Erfurter Programm 
Ursula Herrmann* Beschäftigung und Arbeitslo¬ 
sigkeit 2000-2012 Roman Reisch* Kein Abschied 
von Ikarus Peter Michel * Meinungspluralismus 
und Kommunistische Partei Beate Landefeld 



Einzelpreis 9 t 5Ö € 
Jahresabo 48,00 € 
ermäßigtes Abo 32,00 € 


Neue Impulse Verlag 

Hoffnung Straße 18 
45127 Essen 
Tel.: 0201-24 86 482 

info@neue-impLilse-TCrlag.de 


www. marxistische-blaetter.de 



sozialistische Kinderorganisation 
8.6 Großes Jubiläums-Kinclerfest 

30.05.- 02.06. Pfingstcamp 
27.07.-l Ferienlager 


www. ju ngewe 11. de/ te stab o 
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Lesen Sie am HL. 8.5.* 
das /urige We/t-Spezial 
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85 Jahre 
Werner Rethage 

Herzlichen Glückwunsch 


Alles muss immer schön abfließen! 

Dafür hast du gesorgt, Werner, als unser Klempner auf so vielen 
Pressefesten. 

DANKE! 

Komm 4 mit Deiner Edith noch häufig von den Stiepeler Höhen 
ins Hattinger Tal, zu den Mitgliederversammlungen Deiner Hat- 
tinger Genossinnen und Genossen. 

Rotfront & Gottes Segen 


DKP-Kreisorganisation Hattingen 



Freitag 
19 Uhr 


3. Mai 


Kulturhaus Neuperlach 
Hanns-Seidd-Platz 1 


Die Veranstaltung unterstützen; Forum Eurokrise beim Sozialforum München. 
Mezopotamischer Kulturverein, YXK - Kurdische Studierende. Front de Gauche 


Vereinigte Unke Spanien 

Willy Meyer, Mitglied des Europäischen Parlaments 

„Mit Brecht £• Liebe gegen Kürzuwgsorgien" 

Piether Pehw, aw Piano begleitet von 
Michael Letz, trägt Lieder von Bertolt Precht und 
Hanns Eisler sowie eigene Lieder zu politischen Themen vor 




Veranstalter¬ 


in München vertreten durch 

DIELlNKl. 


'Xf European LEFT 


ÖZGÜRLuKve 

_ DAYANISMA 

ALMANYA 

Part« dar Freiheit und Solidarität 




Sinistra Curopea 
di Monaco 


SYRIZA 


DKP 


Wo Ferien noch Ferien sind 

Im Dreiländereck A/SL0/H auf Künstlerhof am Dorfrand in der Steiermark. 
Rundum Natur pur, Auwälder, Weinberge, Radlerparadies. 

Viel Sonne, viel Ruhe, 4000qm Liegewiese, 10 000 Bücher. 

2 Thermen 4 km. Zauberhaftes historisches Städtchen Radkersburg 3 km. 

3 sep. Komf.-FeWo (93 qm, 93 qm, 63 qm). 2-5 Personen, nicht teuer. 
Kontakt: 

Tel. 0043-3476-3522 (ab 14 Uhr) 
www.hollerhof-dedenitz.de 



Die CD 13 Lieder, Balladen und Ge¬ 
sänge au s Aibeitskäm pfe n (1971 - 2013). 
Heu eingespielt mit der Gruppe ewo a 


Das Buch Das Liede r-und Ge¬ 
schichten buch zur CD. Mit Notationen, 
Akkorden und erklärenden Texten. 

CD: 15 Euro / Buch: 12 Euro. 
Zusammen: 25 Euro + Versand kosten 


Bestellungen über Jump Up 
Postfach 11 04 47, 28207 Bremen 
TeUFax 04 21/4 98 85 35 
E-Mail: infc#jumpup.de 
wwwjump-up.de 


Info: www.ewo2.de 


Urlaub im 
Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 3 komfor¬ 
table FE.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03 831-459 366, 
www.ferien-im-lotsenhaus.de 


Anzeigen 
helfen der UZ 



Entschleunigung: 

Ruhe & Natur satt im Müritz- 
Nationalpark. 2 FeWo je 2-3 Pers. 
ganzjährig in Kratzcburg-Granzin. 
Havel & Havelseen, Boot & Rad. 

Info: www.trinogga.de 
Tel.: 0331/870796 (AB) 


Toskana, nah am Meer 


Biohof in der Toskana sucht 

rffii.toikm -hwtof.dt 


für 2-3 Jahre eine nette, 

Ökohof im Olivenhain, 


kompetente Vertretung für 

weiter Blick, Stille; 


die Verwaltung/Betreuung 

große helle Zimmer, 


von Haus und Hof. 

viele gute Bücher, 


Interessentinnen wenden 

Haus oder Häuschen; Jj 


sich bitte an 

Kinderparadies. 

iü i 


imogen.gruben@online.de 

www.Toskana-Biohof.de 
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SA ★ 4 . MAI 


Köln: Rote Maifeier DKP Köln mit dem 
Kabarettkünstler Erich Schaffner. Natur¬ 
freundehaus Köln-Kalk, Kapellenstraße 9a, 
15.00 Uhr._ 

Essen: „Ökonomie des Sozialismus“, Ver¬ 
anstaltung der Marx-Engels-Stiftung. Lu- 
cas Zeise: Es bedarf einer Theorie des So¬ 
zialismus, Harry Nick: Ökonomiedebatten 
in der DDR, Heinrich Harbach: Wirtschaft 
ohne Markt - Transformationsbedingungen 
für ein neues System der gesellschaftlichen 
Arbeit, Helmut Dunkhase: Planwirtschaft - 
auf der Höhe der Zeit, Jörg Roesler: Wag¬ 
nis und Vorbild; Vor 90 Jahren begann in 
Rußland der Übergang vom Kriegskom¬ 
munismus zur „Neuen Ökonomischen Po¬ 
litik“ und Manfred Sohn: Der dritte Anlauf. 
CVJM-Haus, Hindenburgstraße 57, 10.00 
Uhr bis 18.00 Uhr._ 

München: „Die Schulden streichen - 
Grundlage für eine Erneuerung Europas“, 
21. Forum des isw. Mit Werner Rügemer, 
Experte auf dem Feld der Banken- und 
Unternehmenskriminalität: Kapitalismus, 
Schulden und Enteignung, Giorgos Chon¬ 
dros, SYRIZA, Griechenland: Griechen¬ 
lands Schulden und die Vorschläge der 
Linken und Patrick Saurin ,CADTM, Paris: 
Erfahrungen im Kampf für das Streichen 
öffentlicher Schulden in Frankreich. Po¬ 
diumsdiskussion mit den Referenten und 
Conrad Schuhler (isw). Gewerkschafts¬ 
haus, Schwanthalerstraße 64 (U4+U5 The- 
resienwiese), 10.00 Uhr bis 17.30 Uhr. 


MO ★ 6. MAI 


Hamburg: „Unsere Zeit wird kommen!“ 
30 Stunden Woche - Hartz IV muss weg - 
Krieg ist keine Lösung! Diskussionsveran¬ 
staltung der DKP Langenhorn Fuhlsbüttel 
mit Nina Hager, Chefredakteurin der UZ und 
stellvertretende Vorsitzende der DKP. Bür¬ 
gerhaus Langenhorn, Tangstedter Land¬ 
straße 41, (gegenüber U-Bhf Langenhorn 
Markt, 19:00 Uhr. 


Dl ★ 7 . MAI 


München: „Die Lasten des Krieges am 
Bespiel Irak, Afghanistan und Syrien“. 
Gruppenabend der DKP Neuhausen-Süd, 
Waldfriedhof. KommTreff, Holzapfelstraße 
3,19.00 Uhr. 


Ml ★ 8. MAI 


Berlin: Solidaritätskundgebung für die Ku¬ 
banische Revolution. Instituto Cervantes, 
Rosenstraße 18-19,19.30 Uhr. 


DO ★ 9 . MAI 


Ueberau: Grillfest der DKP Reinheim zum 
Vatertag. Grillhütte Ueberau, ab 10.00 Uhr. 


FR ★ 10 . MAI 


Schweinfurt: „Impressionen einer Viet¬ 
namreise.“ Genosse Dr. Gerhard Rauscher 
berichtet von seiner Reise nach Vietnam. 
Gruppenabend der DKP Schweinfurt - Haß¬ 
berge. DFG-VK Büro, Gabelsbergerstraße 1, 
19.00 Uhr. 


Ml ★ 15 . MAI 


Dortmund: „Erfahrungen aus den Arbeits¬ 
kämpfen auf Minister Stein - ein Rück¬ 
blick!“ Treffen des Senioren-Arbeitskreises 
der DKP. Z, Oesterholzstraße 27,14.30 Uhr. 

Mannheim: „Wohin, bitte, geht es zur 30 
Stunden-Woche?“ Diskussionsabend des 
DKP-Kreisverbandes Mannheim mit Joa¬ 
chim Schubert, Betriebsrat bei ALSTOM- 
Mannheim, und Volker Metzroth, Parteivor¬ 
stand der DKP. Siedlerheim Schönau, 19.30 
Uhr. 

Terminankündigungen 

von Gliederungen der DKP gehören auch in 
die UZ! Bitte so schnell wie möglich, spä¬ 
testens am Freitag eine Woche vor dem 
Erscheinungstermin der entsprechenden 
Ausgabe der UZ, möglichst auch mit Anga¬ 
be des Themas der Veranstaltung an ter- 
mine@unsere-zeit.de oder UZ-Redaktion, 
Hoffnungstraße 18,45127 Essen. 


Spiel mit dem Feuer 

Betr.: Erklärung des Sekretariats der 
DKP zu Korea, 

UZ vom 19. April 2013 

Ich vermisse in dieser Erklärung den 
Apell an die Regierung der KDVR, ih¬ 
rer Verantwortung für den Weltfrieden 
nachzukommen und von diesem Spiel 
mit dem Feuer, wie wir es aus den Zei¬ 
ten des Kalten Krieges kennen, abzu¬ 
lassen. 

Fidel Castro schrieb dazu am 5. April: „ 

... Wenn dort (auf der Halbinsel Korea) 
ein Krieg ausbricht, würden die Völker 
beider Seiten der Halbinsel in schreck¬ 
licher Weise geopfert, ohne Nutzen für 
irgendeinen von ihnen. Die demokrati¬ 
sche Volksrepublik Korea hat sich ge¬ 
genüber Kuba immer freundschaftlich 
verhalten, so wie Kuba es ihr gegen¬ 
über immer war und bleiben wird. 
Jetzt, da sie ihre technischen und wis¬ 
senschaftlichen Fortschritte demons¬ 
triert hat, erinnern wir sie an ihre 
Pflichten gegenüber den Fändern, die 
immer ihre großen Freunde gewesen 
sind. Es wäre nicht gerecht, zu verges¬ 
sen, dass ein solcher Krieg in besonde¬ 
rer Weise mehr als 70 Prozent der Be¬ 
völkerung des Planeten in Mitleiden¬ 
schaft ziehen würde... 

Der ganze Artikel ist zu lesen bei Red 
Globe unter: Reflexionen des Compa- 
nero Fidel. 

Carli Trauth, Troisdorf 

Wir Kommunisten treten für die 
Abschaffung aller Atomwaffen 
ein 

Betr.: Erklärung des Sekretariats der 
DKP zu Korea, 

UZ vom 19. April 2013 

So eine verdrechselte Erklärung habe 
ich in der UZ noch nicht gelesen. Ich 
empfinde sie als Schande, sie wird uns 
sehr schaden. Viel verheerender als die 
sprachliche Ausdrucksweise (formu¬ 
lieren kann man ja noch lernen ...) ist 
aber der Inhalt. Ich zitiere: „Die Kore¬ 
anische Demokratische Volksrepublik 
zieht aus dem weltweiten Rüsten und 
der feindlichen Haltung von USA, 
NATO und Südkorea die Konsequenz, 
sich durch atomare Bewaffnung selbst 
,unangreifbar 4 zu machen 44 . 

Dann freuen wir uns also zukünftig 
über jeden Staat, der sich atomar be¬ 
waffnet? Das ist eine wunderbare und 
zukunftsweisende Konsequenz! 

Ein weiteres Zitat aus der Erklärung: 
„Der Hauptgegner in diesem Zusam¬ 
menhang ist China, der Konflikt mit der 
KDVR ist ein Meilenstein auf diesem 
Weg. 44 Dann hätten wir damals auch der 
DDR - als Meilenstein zum damaligen 
Hauptfeind UdSSR - anraten müssen, 
sich atomar zu bewaffnen. Haben wir 
aber aus gutem Grunde nicht getan. 

Es ist in diesem Zusammenhang emp¬ 
fehlenswert, sich mal die authentischen 
Stellungnahmen aus der VR China zu 
Gemüte zu führen, nachzulesen in 
www.kommunisten.de vom 18. 4. 13. 
Da wird ausdrücklich vor einer mög¬ 


lichen Eskalation gewarnt. Und zwar 
in alle Richtungen, auch in Richtung 
Nordkorea. 

Atomwaffen sind kein geeignetes Mit¬ 
tel taktischer Planungen, weswegen wir 
Kommunisten auch für die Abschaf¬ 
fung aller Atomwaffen auf der gan¬ 
zen Welt eintreten. Atomwaffenfreie 
Zonen können ein mittelfristiger Weg 
dorthin sein. (...) 

Emmi Menzel 

Es fehlt der Blick auf die 
Überkapazitäten 

Betr.: Berichterstattung der UZ zu 
Opel/Bochum am 26. April 2013 

Liebe Genossinnen, zunächst, Kompli¬ 
ment: Die Ausgabe vom 26. April ist 
ganz prima. Alsdann: Natürlich ist die 
Erklärung des Sekretariats zu Opel/Bo¬ 
chum richtig - richtig ist die Einschät¬ 
zung der GM-Handlungsweise und ihre 
Folgen für Belegschaft und Zulieferer, 
richtig die Verteidigung der Ablehnung 
des gekürzten Tarifvertrages durch die 
Kolleginnen. 

Was aber fehlt, ist der Blick auf die glo¬ 
bale PKW-Produktion mit gewaltigen 
Überkapazitäten, die selbstverständ¬ 
lich nach Kapitallogik entweder hier 
oder woanders zu Werksschließungen 
führen müssen. Weiter fehlt die grund¬ 
sätzliche Kritik am Individualverkehr 
als eine sich immer weiter fort schlep¬ 
pende Katastrophenökonomie trotz 
verlogener Umweltschwüre und Al¬ 
ternativvorschläge für die Automobil¬ 
werker. 

Und drittens sehe ich eine bei uns weit 
verbreitete Unart: So richtig auch der 
Satz ist „Partnerschaftsdenken und 
Standortlogik sind die Ursachen ge¬ 
werkschaftlicher Niederlagen 44 - so 
wenig wird er vermittelt! Zwar wissen 
wir das, weil wir die Dinge über län¬ 
gere Zeiträume beobachten und eine 
Vorstellung von einer Gesellschaft 
ohne Ausbeutung und Profitzwang ha¬ 
ben. Für den typischen Facharbeiter der 
heutigen BRD sieht die Sache aber so 
aus: 

„Es ist zwar nicht schön, aber wenn wir 
den Konkurrenzkampf um unseren Ar¬ 
beitsplatz gewinnen wollen, müssen wir 
preisgünstiger sein als andere. Dass da¬ 
bei Lohnverzicht und Arbeitsflexibili¬ 
sierung die Unternehmerentscheidun¬ 
gen zu unseren Gunsten beeinflussen, 
können wir am aktuellen innereuro¬ 
päischen Vergleich feststellen: Überall 
mehr Arbeitslose als bei uns! Natürlich 
provoziert das einen unguten Wettlauf 
nach unten, aber momentan haben 
wir die Nase vorn und meine Arbeit 
(bzw.der Lohn) ist der ausschlagge¬ 
bende Faktor in meinem Leben. Dass 
das nicht ewig so weiter gehen kann, 
ist mir klar, -aber ich werde versuchen, 
diesen Zustand so lange wie möglich 
zu erhalten. 44 

Hier wird das viel zitierte Klassenbe¬ 
wusstsein konkret und da muss eben¬ 
falls sehr konkret geantwortet werden. 
Meines Erachtens reicht selbst mehr 


Wissen über politökonomische Zu¬ 
sammenhänge nicht aus. Zur Kenntnis 
muss noch die Erfahrung der eigenen 
Kraft treten und die Vorstellung einer 
der Marktlogik entgegen läufigen Al¬ 
ternative, die auch für meine Lebens¬ 
umstände noch was bringt -und nicht 
erst in 100 Jahren. 

Bernd Bücking, München 

Es war immer die erste Garde 
vertreten 

Betr.: „Die Macht des Volkes“, 

UZ vom 19. April 2013 

Der Satz „Mit Patrik Köbele nahm erst¬ 
mals ein Parteivorsitzender der DKP 
an der Konferenz teil ... 44 hat zu Inter¬ 
pretationen geführt, die bisherige Par¬ 
teiführung habe, so ein Beitrag auf face- 
book, zu den vorangegangenen sieben 
nur die „Dritte Garde 44 geschickt. Rich¬ 
tig ist, dass Heinz Stehr mit dem nie¬ 
derländischen Genossen Will van der 
Klift diese Zusammenarbeit anschob 
und bis Ende 2008 die DKP bei den re¬ 
gelmäßigen Arbeitstreffen vertrat. 2009 
übernahm ich das, unterstützt von Mar¬ 
cel de Jong und auch Volker Jung. Von 
Heinz stammte das Hauptreferat bei 
der ersten Konferenz in Deutschland 
2010. Es wurde 2010 verlesen, da ein 
Bahnchaos an dem Tag seine Anreise in 
Bremen enden ließ. 2011 war er als Lei¬ 
ter der IK in Remich dabei. Mehrfach 
waren bei den Konferenzen die Sekre¬ 
tariatsmitglieder Wolfgang Teuber und 
Uwe Fritsch sowie weitere Parteivor¬ 
standsmitglieder dabei. Was unsere De¬ 
legationen auszeichnete waren neben 
theoretischen, u.a. von Georg Polikeit 
und Lukas Zeise, die Beiträge von Ge¬ 
nossinnen und Genossen aus der Be¬ 
triebs-, Gewerkschafts- und Kommu¬ 
nalarbeit. Das war die erste Garde, um 
mal bei obiger Wortwohl zu bleiben. 
Deren Beiträge wurden dokumentiert, 
der Reader von 2010 ist bei mir als Da¬ 
tei erhältlich, alle unsere Beiträge von 
2012 waren in der UZ. 

Volker Metzroth, Fürfeld 

„Thesen“ als Material für 
Parteidiskussion? 

Betr.: Leserbrief von Walter Listl, 

UZ vom 19. April 2013 

Walter Listl lässt (...) den Versuchsbal¬ 
lon steigen, doch noch die „Thesen 44 des 
ehemaligen Sekretariats des PVs zum 
offiziellen Diskussionsmaterial der Par¬ 
tei hochzustilisieren. Er beruft sich auf 
den Beschluss des 19. Parteitags, den er 
einseitig so interpretiert. 

Als Mitautor des damaligen Antrags 
aus Baden-Württemberg, der dann 
auch vom Parteitag so beschlossen 
wurde, will ich ihm entschieden wider¬ 
sprechen! Im Beschluss des Parteitages 
wird unmissverständlich festgehalten, 
dass die „Thesen 44 „mindestens in ei¬ 
nem Spannungsverhältnis (zum Par¬ 
teiprogramm) stehen 44 . „Mindestens 44 
heißt: Es könnte auch härter formuliert 
werden! Heute würde ich dies auch tun: 
Im Programm wird glasklar festgestellt 


„die DKP ... versteht sich als revolu¬ 
tionäre Partei ... der Arbeiterklasse 44 
und strebt „den grundlegenden Bruch 
mit den kapitalistischen Eigentums¬ 
und Machtverhältnissen 44 als Voraus¬ 
setzung für eine künftige sozialistische 
Gesellschaft an. 

(.. .)Die „Thesen 44 lassen die Machtfra¬ 
ge verschwimmen, samt der Notwen¬ 
digkeit der in härtestem Klassenkampf 
zu erringenden (wehrhaften) proletari¬ 
schen Demokratie (im antimonopolis¬ 
tischen Bündnis, versteht sich), - damit 
verschwindet aber die „Kleinigkeit 44 
der Revolution, und es entsteht das 
Bild eines „demokratischen allmähli¬ 
chen Hineinwachsens 44 in den Sozialis¬ 
mus ... 

Auf einen kurzen Nenner formuliert 
stellen die „Thesen 44 tatsächlich einen 
Bruch dar, aber nicht mit dem Kapi¬ 
talismus, sondern mit unserem Partei¬ 
programm! Wenn sie zum offiziellen 


Dokument unserer Partei geworden 
wären (...), dann hätte die DKP aufge¬ 
hört, eine revolutionäre Partei zu sein 
und wäre auf das Niveau einer „euro¬ 
kommunistischen 44 Partei hinabgesun¬ 
ken. Marx, Engels und Lenin sei Dank, 
ist diese Tendenz vom letzten Partei¬ 
tag - hoffentlich endgültig - gestoppt 
worden. 

Wenn die „Thesen 44 diskutiert werden 
müssen, dann von der eindeutigen mar¬ 
xistisch-leninistischen Grundlage unse¬ 
res Programms aus - und als Dokument 
für die latente Gefahr eines Abrut¬ 
schens in den Reformismus! 

Klaus Mausner, Stuttgart 

Wir bitten darum, uns kurze Leserzu¬ 
schriften zuzusenden. Sie sollten unter 
der Länge von einer Spalte bleiben. Die 
Redaktion behält sich außerdem vor, 
Leserbriefe zu kürzen. 

Die Redaktion 
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SS-Aktion in Belgien 

Nachkomme berichtet in Heideruh 


Es war Ende Juli 1944 als in Meensel- 
Kiezegem, einem Dorf mit 900 Ein¬ 
wohnern in der Nähe von Brüssel, ein 
Kollaborateur der Faschisten von Wi¬ 
derstandskämpfern erschossen wurde. 
Seine Mutter forderte Rache: Einhun¬ 
dert Geiseln. SS-Einheiten und bel¬ 
gische Schwarzhemden rücken ein, 
durchsuchen die Häuser, Menschen 
werden verhört und gefoltert. Drei 
Dorfbewohner werden erschossen, 
Zehn Bewohner, Männer, Frauen und 
ein Jugendlicher, werden ins Gefängnis 
nach Leuven gebracht zu weiteren Ver¬ 
hören unter Folter. 

Zehn Tage später, am 11. August 1944, 
wird der Ort von SS-Mannschaften 
umstellt und alle Zugangswege her¬ 
metisch abgeriegelt. 300 SS-Leute und 
Schwarzhemden rücken wieder ein und 
durchsuchen Haus für Haus. Ein Bau¬ 
ernhaus wird in Brand gesteckt; der Be¬ 
wohner verbrennt. 

Männer und Frauen werden nach 
Meensel getrieben und auf dem Hof 
der Schwesternschule namentlich auf¬ 
gerufen, getreten und geschlagen. Sie 
sollen Namen aus den Reihen des Wi¬ 
derstandes nennen. Mit dem Ergebnis 
geben sich die Schwarzhemden nicht 
zufrieden. 76 Dorfbewohner werden 
auf Lastwagen verladen und zu weite¬ 
ren Verhören nach Leuven gebracht. 


In weiteren Gefängnissen in Brüssel 
werden sie immer wieder von der Ge¬ 
stapo verhört und gefoltert. Nachdem 
die alliierten Truppen immer weiter 
vorrücken, transportiert die Gestapo 
69 Gefangene in das KZ Neuengam- 
me. 32 Bewohner kommen ins KZ- 
Außenkommando Blumenthal; von 
dort aus müssen sie bei A. G. Weser 
arbeiten. 

Oktaaf Duerinckx verlor seinen Vater 
in Neuengamme. Anfang der 90er Jah¬ 
re befragte er die letzten Überleben¬ 
den. Hieraus entstand ein Film über 
die Ereignisse in Meensel-Kiezegem im 
August 1944, der in deutscher Sprache 
in einer Kurzfassung vorliegt. 

Noch heute fragen die Nachkommen 
der Opfer: Wo ruhen die Toten? Was 
war das Schicksal der Frauen, Männer 
und Jugendlichen in jenen Jahren? Wer 
gedenkt der Toten und wie wird die Er¬ 
innerung an sie bewahrt? In Meensel- 
Kiezegem befinden sich fast nur leere 
Gräber. 

Zu diesem Thema sprachen Oktaaf 
Duerinckx und drei weitere Bewohner 
von Meensel-Kiezegem am Sonntag, 
dem 28. April 2013, um 19:30 Uhr in 
der Antifaschistischen Erholungs- und 
Begegnungsstätte Heideruh, Ahorn¬ 
weg 45, Buchholz, Ortsteil Seppensen. 


Bienensterben: „EU-Verbot gefährlicher Pestizide überfällig!“ 



Die Mehrheit der EU-Mitgliedstaaten hat sich am Montag den 29.4. für ein Teil-Verbot von drei umstrittenen Pestiziden 
ausgesprochen. 15 EU-Länder, darunter auch Deutschland, stimmten in Brüssel für den Vorschlag der EU-Kommission. Zwei 
der Wirkstoffe, Imidacloprid und Clothianidin, werden von Bayer CropScience produziert. Hierzu erklärt Philipp Mimkes von 
der Coordination gegen BAYER-Gefahren (CBG):„BAYER-Chef Marijn Dekkers hat noch am Freitag geleugnet, dass Pestizide 
für den Rückgang der Bienenpopulationen in aller Welt mitverantwortlich sind. Leider hat es bei BAYER Tradition, dass die 
Risiken gefährlicher Produkte bis zum letzten Moment abgestritten werden - so war es einst bei Heroin oder bei HIV- 
belasteten Blutprodukten, und so ist es heute bei Pestiziden oder hormonaktiven Kunststoffen wie Bisphenol A.“ 

Die CBG fordert ein vollständiges Verbot von Imidacloprid und Clothianidin sowie eine Haftung der Hersteller für die 
entstandenen Schäden.„Seit 1998 fordern wir ein Verbot von Pestiziden aus der Substanzklasse der Neonicotinoide wegen 
ihrer Schädlichkeit für Bienen. BAYER und SYNGENTA haben mit den Präparaten in der Zwischenzeit Milliarden verdient. 

Es darf nicht sein, dass die Firmen die Gewinne einsacken, die Allgemeinheit hingegen für die entstandenen Schäden 
aufkommen muss“, so Mimkes weiter. 

Die CBG und Imkerverbände haben die Risiken der Substanzen in den vergangenen 15 Jahren kontinuierlich in den BAYER- 
Hauptversammlungen kritisiert. Erst am Freitag hatten Aktivisten von Greenpeace ein 75qm großes Transparent mit der 
Aufschrift „Pestizide töten Bienen!“ vor der Kölner Messehalle aufgespannt. 


„Der Heldenkampf der jüdischen Bevölkerung“ 

Aufstand im Warschauer Ghetto 1943 



Nazi-Soldaten verhaften drei jüdische Widerstandskämpfer im brennenden 
Warschauer Ghetto 


A m 19. April 1943 erhob sich 
die jüdische Bevölkerung War¬ 
schaus zum sogenannten „Auf¬ 
stand im Warschauer Ghetto“ und 
leistete tapfer Widerstand gegen De¬ 
portationen in die Vernichtungslager. 
Mehrere Wochen lang gelang es den 
Aufständischen, angeführt von Orga¬ 
nisationen wie dem Jüdischen Kampf¬ 
bund (ZOB - Zydowska Organizacja 
Bojowa), dem auch die kommunisti¬ 
sche Polnische Arbeiterpartei (PPR - 
Polska Partia Robotnicza) angehörte, 
oder dem Jüdischen Militärverband 
(ZZW - Zydowski Zwiazek Wojs- 
kowy) den mit brutaler Härte vorge¬ 
henden faschistischen Truppen zu wi¬ 
derstehen. 

Im Rahmen der „Endlösung der Ju¬ 
denfrage“ war von deutscher Seite be¬ 
schlossen worden, das im Herbst 1940 
angelegte Warschauer Ghetto, in dem 
550 000 Menschen auf engstem Raum 
zusammengepfercht wurden und in 
Hunger und Elend leben mussten, bis 
Ende 1942 schrittweise aufzulösen. 
Täglich wurden bis zu 12 000 Men¬ 
schen in die Vernichtungslager - vor 
allem nach Treblinka - abtranspor¬ 
tiert, bis zum Jahresbeginn 1943 wa¬ 
ren es dann 300 000 Menschen. Ange¬ 
sichts der Massendeportationen kam es 
im Untergrund zur Gründung des Jü¬ 
dischen Kampfbundes, des Jüdischen 
Militärverbandes und weiterer antifa¬ 
schistischer Kampforganisationen. 

Am 18. Januar 1943 starteten die Fa¬ 
schisten eine Offensive mit über 1 000 
Mann zur Auflösung des „jüdischen 
Wohnbezirks“. Obwohl sowohl ZOB 
als auch ZZV nur über meist jugendli¬ 
che und schlecht ausgebildete Kämpfer 
und Kämpferinnen verfügte, von denen 


nur jeder Zehnte überhaupt eine Pisto¬ 
le hatte, gelang es ihnen unter schweren 
Verlusten bis zum 22. Januar 1943 die 
deutschen Truppen aus dem Ghetto zu¬ 
rückzudrängen und die Massendepor¬ 
tationen zu stoppen. 

Diese Niederlage wollten die Faschis¬ 
ten nicht auf sich sitzen lassen. Sie war¬ 
teten bis zum jüdischen Pessach-Fest, 
um am 19. April 1943 um 3 Uhr mor¬ 
gens das Ghetto mit Truppen der Waf¬ 
fen-SS zu umstellen und um 6 Uhr die 
Offensive zu beginnen. Der erste Vor¬ 
stoß endete bereits nach kürzester Zeit, 
der Panzer war in Brand gesteckt, den 
SS-Truppen heftiger Widerstand entge¬ 
gengesetzt worden. Der zweite Vorstoß 
begann um 8 Uhr unter der Führung 
von Jürgen Stroop (Generalleutnant 
der Waffen-SS und Befehlshaber der 
Niederschlagung des Aufstandes). Ziel 
war es, das Ghetto in zwei Teile zu spal¬ 
ten und die kämpfenden Organisatio¬ 
nen voneinander zu isolieren. Hauptan¬ 
griffspunkt war der Muranowski-Platz. 
In heftigen Gefechten gelang des den 
jüdischen Aufständischen vier Tage 
lang die strategisch wichtigen Punkte 
des Ghettos - den Muranowski-Platz, 
das Fabrikgelände, die Bürstenfabrik 
und das Zentralghetto - zu halten und 
die Aufspaltung zu verhindern. Die il¬ 
legale polnische Zeitung „Glos Wars- 
zawy“ berichtete am 23. April 1943 
unter dem Titel „Der Heldenkampf 
der jüdischen Bevölkerung“: „Der 
Kampf geht weiter. Es ist kaum mög¬ 
lich, ohne tiefe Hochachtung und Eh¬ 
renbezeigung von dem heldenhaften 
Ringen der jüdischen Bevölkerung zu 
sprechen. Von der Welt abgeschnitten, 
von der Peitsche des Terrors blutig ge¬ 
schlagen, in tiefste Not hinabgestoßen, 


raffte sie sich doch zum Kampf gegen 
die überwältigende Macht des bewaff¬ 
neten Feindes auf. Hoch hat sie die 
Fahne des Freiheitskampfes erhoben. 
Diese weiß-rote Flagge, die im Ghetto 
auf dem Kirchturm gehisst wurde, wird 
zum Symbol. Der heldenhafte Kampf 
der jüdischen Bevölkerung hat ganz 
Warschau bewegt. Dieser Kampf bricht 
die Mauer des Nationalhasses, die seit 
vier Jahren von unserem gemeinsamen 
Feind errichtet wurde. Infolge des uner¬ 
warteten Angriffs sind Polen im Ghet¬ 
to geblieben; jetzt kämpfen sie in den 
Ghettostraßen Seite an Seite mit den 
Juden gegen die Deutschen. Immer fes¬ 
ter wird das Gefühl der Solidarität mit 
den kämpfenden Juden.“ 

Am 23. April wurde der Muranows¬ 
ki-Platz von den Faschisten genom¬ 
men, die Kämpfer von ZOB und ZZV 
mussten sich - schwer dezimiert - in die 
Häuser und unterirdischen Bunker zu¬ 
rückziehen und führten den Kampf von 
dort aus fort. Obwohl es den Aufstän¬ 
dischen immer wieder gelang, im blu¬ 
tigen Häuserkampf die Nazi-Truppen 
zurückzuwerfen und einige Panzer zu 
vernichten, fanden und zerstörten die 
Faschisten nach und nach die Bunker - 
mit Flammenwerfern und Giftgas. Am 
8. Mai wurde der Kommandobunker 
der ZOB angegriffen, 120 Kämpferin¬ 


nen fanden dort den Tod, unter ihnen 
auch der Kommandeur der ZOB, Mor- 
dechai Anielewicz. 

SS-Generalleutnant Jürgen Stroop 
notierte am 8. Mai in seinem Report: 
„Wie schon vor einigen Tagen gemel¬ 
det, halten sich z.Z. noch das Unter¬ 
menschentum, die Banditen und Ter¬ 
roristen in Bunkern auf, in denen durch 
Brände die Hitze unerträglich gewor¬ 
den ist. Diese Kreaturen wissen nun 
genau, daß es nur eines gibt, entwe¬ 
der sich verborgen zu halten, solange 
es geht, oder an die Erdoberfläche zu 
kommen.“ 

Die Kämpfe dauerten noch bis zum 
16. Mai an. Aus der aussichtslos gewor¬ 
denen Situation gelang einigen Auf¬ 
ständischen durch Tunnel die Flucht 
aus dem Ghetto. Sie schlossen sich 
mehrheitlich den polnischen Partisa¬ 
nen an. Viele von ihnen wurden von 
Kollaborateuren verraten und von der 
Gestapo ermordet. 

Am 16. Mai berichtet Stroop stolz: 
„Das ehemalige jüdische Wohnviertel 
Warschau besteht nicht mehr. Mit der 
Sprengung der Warschauer Synagoge 
wurde die Großaktion um 20.15 Uhr 
beendet.“ Das Warschauer Ghetto 
wurde dem Erdboden gleichgemacht. 
Alle Überlebenden wurden in die Ver¬ 
nichtungslager deportiert. Stroop gibt 


an: „Die Gesamtzahl der erfaßten und 
nachweislich vernichteten Juden be¬ 
trägt insgesamt 56 065.“ 

Konnte der Kampf der von der Au¬ 
ßenwelt isolierten, schlecht bewaffne¬ 
ten jüdischen Freiheitskämpfer gegen 
die mörderische faschistische Vernich¬ 
tungsmaschinerie auch nicht gewonnen 
werden, so war er doch keineswegs ver¬ 
gebens. Er war ein Fanal für den an¬ 
tifaschistischen Befreiungskampf in 
Polen und in aller Welt. Er zeigte, dass 
die jüdische Bevölkerung keineswegs 
„wie Schafe zum Abschlachten“ ging - 
im Gegenteil. Am 16. August 1943, drei 
Monate nach der Vernichtung des War¬ 
schauer Ghettos, erging der Aufruf der 
Vereinigten Antifaschistischen Orga¬ 
nisation zum bewaffneten Aufstand im 
Bialystoker Ghetto: „Wenn wir auch zu 
schwach sind, unser Leben zu verteidi¬ 
gen, so sind wir doch kräftig genug, um 
für unsere jüdische Ehre und menschli¬ 
che Würde zu kämpfen und der Welt zu 
zeigen, dass wir, obwohl gefesselt, uns 
doch nicht ergeben haben!“ MHad 

Quellen: Europa unterm Hakenkreuz. 
Die faschistische Okkupationspolitik 
in Polen (1939-1945), VEB Deutscher 
Verlag der Wissenschaften, Berlin igSgr 
Faschismus-Getto-Massenmord, Rö- 
derberg-Verlag, Frankfurt/Main 1962 


Der rote Kanal 


... und nächste Woche ist Frieden, 
D1995 

Berlin, 1945: In der Hoffnung auf das 
nahende Kriegsende helfen sich die 
Bewohner eines Mietshauses in der 
Edisonstraße gegenseitig so gut es 
geht. Niemand im Haus ahnt jedoch, 
dass der schweigsame Erich Schiefer 
in seiner Mansarde die junge Jüdin 
Ruthi Tannenbaum versteckt hat. 
Mo., 6.5., 22.50 Uhr-0.30 Uhr, mdr 

Die weiße Rose, BRD 1982 

Geschichte der Geschwister Scholl 
von Michael Verhoeven. 

Mo., 6.5., 23.15-1.15 Uhr, ndr 

Wir Kinder des Lebensborns, 

D 2012 

Der „Lebensborn“ diente der NS- 
Rassepolitik und war eine Idee 
Heinrich Himmlers, des Reichsfüh¬ 
rers der SS. Aufgenommen wurden 
nur solche schwangeren Frauen, die 
nachweisen konnten, dass sowohl sie 
selbst als auch der Vater des Kindes 
arisch im Sinne der NS-Rassegesetze 
waren. 

Di., 7.5., 22.05-22.50 Uhr, mdr 



Gekämpft bis zum letzten Atemzug - Kämpferinnen der Jüdischen Kampforga¬ 
nisation vor der Erschießung 
















